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EDITORIAL/143: Verteidigung der Dunkelheit (SB)





Wochendruckausgabe 143 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
27.07.2019




[image: Aufgeschlagene Schattenblick-Zeitung in den Händen eines Lesers - Foto: © 2013 by Schattenblick]




Foto: © 2013 by Schattenblick




Verteidigung der Dunkelheit

   Ach Bruder, die Straße ist dunkel,

   und dunkel ist mein Gesicht.

   Ach Bruder, du kennst nicht die Straße,

   und den Dreck und die Tränen kennst du nicht. *

Ein lichtverheißendes Lied aus christlicher Feder am Beginn meiner
Ausführungen zum Gegenstück.

Bei aufkommender Dunkelheit ist man der Wehr- und Handlungsunfähigkeit
ausgeliefert, weil der Mensch sich, seiner Sinne oder vornehmlich
seiner Sicht beraubt, außerstande findet, ein Ziel oder einen
Gegenstand richtig erkennen und verfolgen zu können, um sich diesem
zum Selbstschutz und zur Bewältigung zu bemächtigen. Dabei handelt es
sich um jenes Dunkel, welchem sich der auf sein freies und
überschaubares Gesichtsfeld angewiesene Mensch in seiner Fertigkeit,
angreifen, zupacken und sich mithin auch verteidigen zu können, höchst
einschränkend und schließlich jedweder Gefahr, unterzugehen und nicht
zu überstehen, sprichwörtlich fast blind ausgeliefert sähe.

Spiegelbildlich ist der dunkle Eindruck oder das dunkle und finstere
Wesen, das eine Person ausstrahlt oder verkörpert, jene die
entsprechende Aufmerksamkeit erweckende Drohung der
Unvorhersehbarkeit, die mindestens überraschende, wenn nicht
erschreckende Ereignisketten ankündigt.

Suchen Sie doch, liebe Leserin, lieber Leser, gerne aus, mit welchen
der beiden beschriebenen Dunkelheiten Sie vorzugsweise ausgestattet
wären, oder ob Sie im Lichte des Vertrauten und Liebgewordenen mit der
dem Überblick verpflichtenden Orientierung lieber der lichten
Schönheit und Trefflichkeit aller damit verbundener Versprechungen und
Verheißungen treu bleiben wollten?

Allein, mir erschien das doch wie der Tanz einer Motte um die tödliche
Hitze einer Flamme. Vielleicht stellt sich auch die Frage, ob die
Dunkelheit nicht am Ende eine viel ausgreifendere und umfassendere
Sinnesmöglichkeit als jene uns sattsam vertraute sein müßte?

Ihre Schattenblick-Redaktion

* "Ich zieh meine dunkle Straße", Worte und Weise: Klaus Kleinau, aus:
Die Mundorgel, 3. Auflage 1968, Lied 93, 2. Strophe


29. Juli 2019
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ATOM/224: Halbwertzeit - Stillegung belgischer Atomkraftwerke sofort ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 30. Juli 2019

Alle belgischen AKW sofort stilllegen. Und auch die Uranfabriken in
Gronau und Lingen!



(Bonn, Berlin, Brüssel, Luxemburg) Nach dem Urteil zu den
belgischen Atomreaktoren Doel 1 und Doel 2 des Gerichtshofes der
Europäischen Union (EuGH) vom Montag (29.07.2019) hat der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz seine grundsätzliche Forderung nach der
sofortigen Stilllegung aller belgischer Atomreaktoren an den Standorten
Doel und Tihange bekräftigt.

Das belgische Gesetz über die Verlängerung der Laufzeit der AKW Doel1
und Doel2 wurde ohne die erforderlichen vorherigen
Umweltverträglichkeitsprüfungenerlassen. Zwei belgische Vereinigungen,
Inter-Environnement Wallonie und Bond Beter Leefmilieu Vlaanderen, die
sich für den Schutz der Umwelt und des Lebensumfeldes einsetzen, hatten
sich juristisch gegen das belgische Gesetz über die
Laufzeitverlängerungder beiden Reaktoren zur Wehr gesetzt, weil die
Verlängerung ohne Umweltverträglichkeitsprüfung und ohne Beteiligung der
Öffentlichkeit beschlossen wurde.

EuGH-Pressemitteilung zu Doel 1 + 2 vom 29.07.2019:

https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2019-07/cp190100de.pdf

In einer ersten Stellungnahme betonte BBU-Vorstandsmitglied Udo
Buchholz, dass nur die Stilllegung aller belgischen Atomkraftwerke zur
Sicherheit der Bevölkerung beitragen würde. Die Anti-Atomkraft-Bewegung
in Belgien, in den Niederanden und in der Bundesrepublik engagiert sich
schon lange für die Stilllegung der umstrittenen belgischen
Atomkraftwerke. Immer wieder wurden Mängel und Störfälle bekannt und
jeder einzelne der belgischen Reaktoren trägt zur Verschärfung der
Atommüllprobleme bei. Anfang Juli 2019 demonstrierten rund 4000 Personen
in Aachen mit einer Fahrraddemonstration gegen die belgischen AKW.

Von Bundesumweltministerin Svenja Schulze fordert der BBU, dass Sie sich
gegen die Versorgung der belgischen AKW mit Uran aus den Atomfabriken in
Gronau und Lingen zur Wehr setzen soll.

Am Sonntag (4. August) beginnt um 13 Uhr vor der Urananreicherungsanlage
in Gronau eine friedenspolitische Kundgebung, die sich auch gegen
Uranexporte von Gronau nach Belgien und in andere Länder richtet.



Hintergrundinformation zu den belgischen AKW und zu den Uranfabriken in
Gronau und Lingen:

https://www.bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202018/29.08.18.pdf

Aufruf zur Kundgebung in Gronau am 4.8.19:

https://bbu-online.de/Aktuelles/Aufruf%20PDF%20UAA-Kundgebung%2004.08.19.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Juli 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. August 2019 
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IN EIGENER SACHE/006: Der Schattenblick macht Urlaub ... (SB)




Liebe Leserin, lieber Leser,

auf diesem Wege möchten wir Ihnen mitteilen, daß die redaktionelle Tätigkeit von Samstag, den 03.08.2019 bis einschließlich Sonntag, den 11.08.2019 aus Urlaubsgründen ausfallen wird und Sie deshalb in dieser Zeit in der täglichen Online-Ausgabe des Schattenblick keine aktualisierten Nachrichten, Reportagen, Berichte und Tagesmeldungen erwarten können.

Ab Montag, den 12.08.2019 treten wir dann wieder verläßlich mit den Ihnen vertrauten Textangeboten in regelmäßige Erscheinung, so daß ab Dienstag, den 13.08.2019 auch die tägliche PDF-Druckausgabe des Schattenblick wie gewohnt erwartet werden kann.

In der Hoffnung auf Ihr Verständnis verbleibt 

mit sommerlichen Grüßen,

Ihre Schattenblick-Redaktion

31. Juli 2019
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WALD/394: Hambacher Forst - finale Verwertung ... (Michael Zobel)


Waldspaziergänge - wir können uns keine Sommerpause leisten 

Michael Zobel, 30. Juli 2019



Guten Tag liebe Wald- und NaturschützerInnen, liebe PressevertreterInnen,
liebe Mitmenschen,

wenn es noch eines Beweises bedurft hätte, dass wir unbedingt weitermachen
müssen, dann hat ihn unser Ministerpräsident Armin Laschet am vergangenen
Wochenende geliefert.

"Ich könnte mich jetzt in Rage reden. Jetzt tun alle gerade so, als
 wenn im Hambacher Forst das Weltklima gerettet würde".



Herr Laschet, ich könnte mich jetzt in Rage schreiben. Eine Einladung zum
Waldspaziergang haben sie noch nicht einmal beantwortet. Stattdessen sehen
Sie zu, wie RWE im und am Wald und in den Dörfern täglich unumkehrbare
Tatsachen schafft. Mit Ihrer Unterstützung werden hier täglich wertvollste
landwirtschaftliche Flächen vernichtet, Dörfer ausradiert, Menschen und
Tiere vertrieben, das Grundwasser in unverantwortlicher Weise abgepumpt.
Das Weltklima wird sicherlich nicht am Hambacher Wald gerettet. Aber dieser
Wald steht wie kein anderes Symbol für eine Politik und eine Technik von
gestern, die dringend so schnell wie möglich beendet werden muss.

Wir werden weiter aufstehen, wir werden immer mehr, wir sehen nicht mehr
tatenlos zu, wie die Lebensgrundlagen der kommenden Generationen mit
Unterstützung der Politik vernichtet werden.

Sonntag, 4. August, Wald statt Kohle - 64 Monate Waldspaziergänge im
Hambacher Wald

Dem Hambacher Wald geht es schlecht, die Bagger kommen immer näher, die
Bäume verlieren ihr Laub, das Wasser wird in immer größerem Umfang
abgepumpt, eine Umweltkatastrophe ist in vollem Gange. Und hier vor Ort
deutlich zu sehen.

Treffpunkt 11.30 Uhr/12 Uhr Beginn. Einfahrt zum Kieswerk Collas an der
Landstraße zwischen Kerpen-Buir und Morschenich, gegenüber der Mahnwache.
Parkplätze vorhanden. ÖPNV S-Bahn-Station Buir, 20 Minuten zu Fuß. Bei
Bedarf schicken wir Shuttles. Wie immer keine Begrenzung der Gruppengröße.
Teilnahme kostenlos.

kommende Termine 8. September, 13. Oktober, 10. November...

Wir müssen weiter Druck machen, der Politik Beine machen, Konzerne wie RWE
stoppen.

Was können wir aktuell tun? - Einwendung gegen die neue wasserrechtliche
Genehmigung - das Rheinland darf nicht weiter trockengelegt werden! -
Einwendungen noch bis zum 6. August möglich!!!

Die Landesregierung will tatsächlich RWE für den Tagebau Hambach eine neue
wasserrechtliche Genehmigung 2020-2030 erteilen, obwohl klar ist, dass der
Tagebau nach dem Ergebnis der Kohlekommission solange kaum fortgeführt
werden kann.

Der Antrag findet sich hier:

https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/bekanntmachungen/2019/06/19_06_22_rwe_tagebau_hambach/index.php

Ganz viele Informationen und mögliche Texte auch hier:

https://ulrics.blog/2019/07/09/anleitung-zur-einwendung-endcoal-hambischreibt-hambibleibt-endegelaende-allegegenrwe/

Wichtig ist, dass zahlreiche Menschen deutlich machen, dass RWE und
Landesregierung nicht einfach so weiter Fakten schaffen können.

Bitte beachtet, dass die Einwendung mit Absender und Unterschrift per
Briefpost, Fax oder signierter (!) Mails an die Bezirksregierung Arnsberg
geschickt werden muss. Eine einfache, unsignierte Mail reicht nicht.

Danke für die Unterstützung,

viel Kraft und einen erfreulichen Sommer wünschen

Eva Töller und Michael Zobel

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 30. Juli 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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TREFF/705: Bielefeld - "aristocom book club" trifft sich am 5. August 2019


Stadt Bielefeld

Buchbesprechung auf Englisch



Bielefeld (bi). Der "aristocom book club" (ACBC) trifft sich am
Montag, den 5. August, von 18.30 bis 20.30 Uhr im Literaturcafé der
Stadtbibliothek am Neumarkt zur nächsten Buchbesprechung. 

Alle zwei Monate empfiehlt der ACBC einen neuen Bestseller oder eine noch
unentdeckte literarische Perle. Der Club trifft sich jeden ersten
Montag im Monat, um auf Englisch über ein Buch zu sprechen. 

Der Eintritt zur Kooperationsveranstaltung mit aristocom international ist
frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Juli 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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ASIEN/802: Prozess gegen kasachischen Menschenrechtler - Kasachstan kriminalisiert China-Kritiker


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 30. Juli 2019

Prozess gegen kasachischen China-Kritiker Serikzhan Bilash

- Gestern begann der Prozess gegen den Gründer der Menschenrechtsorganisation Atajurt

- Für seine Kritik an den Umerziehungslagern in Xinjiang drohen ihm bis zu sieben Jahre Haft

- Die GfbV fordert seine sofortige Freilassung



Gestern begann der Prozess gegen Serikzhan Bilash, den Gründer der
Menschenrechtsorganisation Atajurt, in der kasachischen Hauptstadt
Nur-Sultan. Weil er die schweren Menschenrechtsverletzungen in den Lagern
in Xinjiang dokumentierte und öffentlich machte, wirft die
Staatsanwaltschaft ihm vor, Hass gegen China geschürt zu haben. Dafür
drohen dem prominenten Menschenrechtler bis zu sieben Jahre Haft. Die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) fordert seine sofortige
Freilassung: "Bilash und seine Mitstreiter dürfen nicht mundtot gemacht
werden, nur, weil sie Völkermord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit
anprangern", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Dienstag in
Göttingen.

Die Menschenrechtsorganisation wirft den kasachischen Behörden vor,
diejenigen systematisch einzuschüchtern, die sich für die Rechte ethnischer
Kasachen in China einsetzen. Bilash, der seit dem 11. März 2019 unter
Hausarrest steht, sei seitdem mehr als 20 Mal von kasachischen
Behördenvertretern aufgesucht worden. Sie hätten ihn gedrängt, seine
Vorwürfe gegen Chinas Lagersystem in Videos und schriftlichen Erklärungen
zu relativieren. "Chinas langer Arm in Kasachstan macht der
Zivilgesellschaft das Leben zur Hölle. Mit massiven Einschüchterungen
werden kasachische Menschenrechtler ins Exil getrieben. Denn unter solchen
Bedingungen kann niemand frei arbeiten", so Delius.

Mehr als hundert Unterstützer der Menschenrechtsorganisation Atajurt
erschienen zum Prozessbeginn in Nur-Sultan und forderten die Freilassung
Bilashs. Einen ersten Erfolg konnten sie am ersten Prozesstag erzielen: Das
Gericht gab dem Antrag von Bilashs Rechtsanwältin Aiman Umarova statt und
verlegte den weiteren Prozess in die Stadt Almaty.

In den Umerziehungslagern in Xinjiang werden neben Uiguren auch ethnische
Kasachen und Kirgisen gegen ihren Willen festgehalten. Atajurt recherchiert
unter ehemaligen Lagerinsassen die katastrophalen Lebensbedingungen sowie
die schweren Menschenrechtsverletzungen in den Camps. "Atajurts Verdienst
ist es, den Mantel des Schweigens über einem der schlimmsten Verbrechen des
21. Jahrhunderts zu lüften", erklärte Delius.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Juli 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/1025: Bundesweite Demonstration von #unteilbar am 24. August in Dresden (Bündnis #unteilbar)


Bündnis #unteilbar - Pressemitteilung vom 30. Juli 2019

Bundesweite Demonstration von #unteilbar am 24. August in Dresden:

ein klares Zeichen gegen den Rechtsruck in Deutschland



30. Juli 2019, Berlin/Dresden - Auf zur bundesweiten 
#unteilbar-Demonstration am 24. August in Dresden! Vor den Landtagswahlen in Sachsen,
Brandenburg und Thüringen will das Bündnis #unteilbar ein klares Zeichen
gegen den Rechtsruck in Deutschland setzen. Die Großdemonstration in
Dresden ist nach dem Auftakt am 6. Juli in Leipzig und neben der
Unterstützung der laufenden #WannWennNichtJetzt-Tour Höhepunkt des Sommers
der Solidarität. In Berlin haben heute Sprecher*innen und
Unterstützer*innen von #unteilbar das Programm für Dresden vorgestellt.

"Ich war seit 1989 auf keiner Demo mehr. Bei #unteilbar in Dresden geht es
mir darum, mich zu vernetzen und zu sehen, wer an meiner Seite steht. Das
Gespräch mit Menschen, die sich nicht verkriechen, die fantasievoll sind,
die miteinander sprechen, ist mir wichtig - und zwar auch mit jenen, die
sich von mir entfernen. Ich möchte diese gespaltene Gesellschaft nicht
hinnehmen", sagte Schauspielerin Corinna Harfouch, die das Bündnis und die
Demo in Dresden unterstützt.

"Auch im Osten gibt es viele Menschen, die sich für eine solidarische und
freie Gesellschaft einsetzen. Ihre Kämpfe und Forderungen werden nur leider
viel zu selten beachtet. Wir z.B. treten gegen Gewalt an Mädchen*, Frauen*
und queere Menschen ein. Im Bündnis #unteilbar setzen wir uns gemeinsam mit
vielen anderen für eine solidarische Gesellschaft ein.", sagte Susann Riske
von der LAG Mädchen* und junge Frauen* in Sachsen e.V und eine
der #unteilbar-Specher*innen in Dresden.

Ähnlich der Standpunkt von Ario Mirzaie von DeutschPlus e.V. und einer
der #unteilbar-Specher*innen in Berlin: "Rechter Terror ist die größte
Gefahr für das Zusammenleben in Deutschland. Doch die Politik versagt im
Kampf gegen Rassismus und Antisemitismus. Es braucht eine
Zivilgesellschaft, die sich tiefbraunen Netzwerken bei Polizei und
Bundeswehr, rechten Todeslisten und Beifall klatschenden
Demokratieverächtern, entgegenstellt."

Hans-Jürgen Urban von der IG Metall ergänzte: "Ethnische und kulturelle
Vielfalt in der Mitgliedschaft war für die IG Metall stets Normalität. Als
Solidarverband streiten wir für eine sozial-ökologische Transformation im
Betrieb und in der Gesellschaft."

Lena Kittler von #WannWennNichtJetzt aus Plauen plädierte für eine Politik,
die auf Respekt, Solidarität und mehr Gerechtigkeit setzt: "Ich verstehe
Angst vor Arbeitslosigkeit oder die Unzufriedenheit über die persönliche
Lebenssituation. Aber daraus darf niemals egoistisches oder rassistisches
Denken resultieren. Es benötigt Bewegungen wie #unteilbar, um diesen von
uns gewünschten Umbruch menschenfreundlich zu gestalten"

Zu der Demonstration in Dresden erwartet #unteilbar zehntausende Menschen
aus ganz Deutschland. Schon im Oktober 2018 hatte eine Viertelmillion
Menschen in Berlin gezeigt "Es reicht, wir wollen eine andere
Gesellschaft".

Als Redner*innen der Kundgebung stehen u.a. bereits fest: Markus
Schlimmbach (DGB Sachsen), Dr. Ulrich Schneider (Hauptgeschäftsführer des
Paritätischen Gesamtverband), Peggy Piesche (Schwarze ostdeutsche
Kulturwissenschaftlerin und transkulturelle Trainerin), Claus-Peter Reisch
(Schiffsführer der Lifeline der Mission Lifeline), Ferda Ataman
(Journalistin und Kolumnistin) und Carolin Emcke (Autorin und Publizistin),
Seda Başay-Yıldız (Anwältin, NSU-Nebenklage) sowie Vertreter*innen
zahlreicher Organisationen und Vereinen wie etwa Recht auf Stadt Dresden,
Studierende der Hochschule für bildende Künste aus Dresden, Thomas Wisch
(Kirchenkreis Mittelmark-Brandenburg, Vorstandsvorsitzender Aktionsbündnis
Brandenburg), eine Erfurter Vertreterin des Netzwerks Omas gegen Rechts,
Aktivist*innen von Fridays for Future aus Leipzig, der
Interventionistischen Linken oder Andrea Kocsis (stellv.Vorsitzende
ver.di).

Das Musikprogramm ist noch nicht final zusammengestellt, bisher geplant
sind Auftritte von: Enno Bunger, Max Herre, Dota, Banda Internationale und
dem Paradiesorchester EHS Dresden.

#unteilbar! Für eine offene und freie Gesellschaft - Solidarität statt
Ausgrenzung!

 * 

Quelle:

#unteilbar - Pressemitteilung vom 30. Juli 2019

E-Mail: presse@unteilbar.org

https://www.facebook.com/buendnisunteilbar/

https://twitter.com/Unteilbar_

https://www.unteilbar.org
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MELDUNG/1024: #WannWennNichtjetzt erfolgreich gestartet (#WannWennNichtJetzt)


#WannWennNichtJetzt - Pressemitteilung vom 30. Juni 2019

#WannWennNichtjetzt erfolgreich gestartet. Teilnahme an #unteilbar in
Dresden mit dem Motto "WannWennNichtJetzt: Support your Hinterland"




	Aufruf zur #unteilbar Demonstration veröffentlicht

	Hunderte Menschen beteiligten sich in Zwickau und Bautzen u.a. mit Diskussionen zur Seenotrettung und Musik von Matondo und Kobito

	Am Wochenende, 2. und 3. August in Gera, Geras Neue Mitte (T), Müncheberg, Festwiese (B), Cottbus, Erich-Kästner Platz (B) und Annaberg-Buchholz, Marktplatz (S). Journalist*innen sind herzlich eingeladen



Die Marktplatz- und Konzerttour #WannWennNichtJetzt mobilisiert gemeinsam
mit dem Bündnis Tolerantes Sachsen, der Initiative Aufruch Ost und der
Interventionistischen Linken zur bundesweiten #unteilbar-Demonstration am
24. August nach Dresden. Unter dem Motto "WannWennNichtJetzt: Support your
Hinterland" setzen wir an diesem Tag ein Zeichen gegen rassistische
Spaltung, Ausbeutung, Ungerechtigkeit und Perspektivlosigkeit und
demonstrieren für einen linken Aufbruch - im Osten und überall!

Auf der Pressekonferenz am Dienstag mit #unteilbar äußerte sich Lena
Kittler, Pressesprecherin aus Sachsen: "Der Wunsch nach Veränderung
innerhalb der Gesellschaft wird weitgreifender. Es benötigt Bewegungen wie
"unteilbar", um diesen von uns gewünschten Umbruch menschenfreundlich zu
gestalten und den Weg zu einem unterstützenden Miteinander zu ebnen. Ich
bin auch unzufrieden, wenn in meiner Stadt kein Bus fährt, ich verstehe
Angst vor Arbeitslosigkeit oder die Unzufriedenheit über die persönliche
Lebensituaion. Aber daraus darf niemals egoistisches oder rassistisches
Denken resultieren. Mit WannWennNichtJetzt plädieren wir für Respekt,
Solidarität und eine Politik für mehr Gerechtigkeit."

In Zwickau und Bautzen startete die Tour, unterstützt u.a. durch die
Musiker Kobito, Matondo und Shkoon. Am kommenden Wochenende, 2. und 3.
August finden jetzt gleich vier Stopps statt. Am Freitag läuten Aktive aus
Thüringen die Tour in Gera ein. Am Samstag finden zeitgleich die Stopps in
Annaberg-Buchholz (S), Cottbus (Südbrandenburg) und Müncheberg
(Ostbrandenburg) statt. Dazu Maria Evers aus Müncheberg: "Seit März trifft
sich in Müncheberg ein wachsendes Bündnis an Menschen, die aufstehen wollen
gegen den Rechtsruck in unserer Region. Wir wollen als lebendiges
Märkisch-Oderland Farbe bekennen und anderen die Hand reichen, die mit uns
für eine menschliche und menschenwürdige Region einzutreten. Auf der
Festwiese erwartet alle, die mitmachen wollen, ein spannendes Programm mit
Argumentationstraining gegen Rechts, einem Auftritt der Asyl-Monologen,
Graffitiworkshop und Konzerten".

Für die Aktivist*innen geht es darum, besonders an den Orten präsent zu
sein, die zu oft von Rassist*innen besetzt werden. Öffentlich wollen sie
sich vernetzen und gemeinsam mit solidarischer Praxis auseinandersetzen.
Dabei soll auch Platz für Musik und Feiern sein. Sarah Fahrtuun Heinze aus
Cottbus: "In Cottbus laufen die Vorbereitungen für unseren
#WannWennNichtJetzt-Tourstop auf dem Erich-Kästner-Platz am 03.08. auf
Hochtouren. Die Vorfreude steigt. Besonders freuen wir uns auf die
Podiumsdiskussion zum Herbst 89, u.a. mit Ralf Franke (Verdi, damals Neues
Forum) und Alexandra Klei (Prof. für Jüdische Geschichte, Mitglied
Multikulti e.V. in den '90ern). Ein weiteres Highlight ist die Open Stage
"Von ganz tief unten". Lokale Musiker*innen können hier offen proben,
präsentieren und ein Konzert geben. Die gemütlichtlichste Probebühne der
Stadt."

#WannWennNichtJetzt:

Homepage: https://www.wannwennnichtjetzt.org/

Facebook: https://www.facebook.com/wwnj19

Twitter: https://www.twitter.com/wwnj19> und

Instagram: https://www.instagram.com/wwnj19

Über #WannWennNichtJetzt:

#WannWennNichtJetzt organisiert in Zwickau (20.07.), Bautzen (27.07.),
Gera (02.08.), Cottbus, Annaberg-Buchholz, Müncheberg (alle 03.08.), Plauen
(10.08.), Neuruppin (16.08.), Forst (17.08.), Grimma (30./31.), Eisenberg
(12.09), Saalfeld (21.09.), Mühlhausen (27.09.) und Erfurt (20.10.)
Konzerte und ein inhaltliches, kostenfreies Bildungs- und Kulturprogramm.
antirassistisch und feministisch engagierten Menschen, die vor Ort für eine
offene und solidarische Gesellschaft einstehen. Getragen wird das Projekt
durch zahlreiche lokale Vereine in den jeweiligen Orten, wie z.B. Dorf der
Jugend Grimma, Roter Baum Zwickau, Cottbus Nazifrei, Klubhaus Saalfeld
e.V., Initiative Nie Wieder Plauen. Unterstützt werden die lokalen Gruppen
durch Aktivist*innen aus Leipzig, Berlin, Jena, Hamburg und anderen
bundesdeutschen Städten, sowie zahlreichen Vereinen und Initiativen wie
Unteilbar, Landstreicher Booking, We'll Come United, der
Interventionistischen Linken, Audiolith, Pekari - linke Basisgruppe Jena
und Roter Baum Leipzig.

 * 

Quelle:

#WannWennNichtJetzt

E-Mail: presse@wannwennnichtjetzt.org

Internet: www.wannwennnichtjetzt.org
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AKTION/188: Bremen - Mahnwache für die Opfer der Atombombenabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki, 06.08.2019


Bremer Friedensforum

Bremerinnen und Bremer gedenken der Opfer der Atombombenabwürfe auf
Hiroshima und Nagasaki

Mahnwache in Bremen am Dienstag, 6. August

in der Zeit von 12 bis 13 Uhr auf dem Marktplatz



Bremen. Am 6. und 9. August jähren sich die Atombombenabwürfe der USA auf
Hiroshima und Nagasaki zum 74. Mal. Mit einer Mahnwache erinnern das Bremer
Friedensforum, IPPNW, Bremische Stiftung für Rüstungskonversion und
Friedensforschung, Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigung der
Kriegsdienstgegner (DFG-VK), Juristen und Juristinnen gegen atomare,
biologische und chemische Waffen, für gewaltfreie Friedensgestaltung
(IALANA), Nordbremer Bürger gegen den Krieg und #Aufstehen Bremen an den
Jahrestag. Die Jahrestage der Atombombenabwürfe werden traditionell als
Anlass genommen, vor den Gefahren der militärischen und zivilen Nutzung der
Atomenergie zu warnen.

Die Mahnwache in Bremen findet am Dienstag, 6. August, in der Zeit von 12
bis 13 Uhr auf dem Marktplatz statt. Xanthe Hall, Clara Tempel und Katja
Tempel werden zu den Teilnehmerinnen und Teilnehmern sprechen.
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer werden gebeten, Blumen mitzubringen, um
auf dem Marktplatz das Friedens- und Anti-Atom-Zeichen auszulegen. Ein
gemeinsamer Friedenstanz beendet die Veranstaltung.

Informationen zu den Rednerinnen:

• Xanthe Hall - lebt seit 1985 in Berlin, Theaterwissenschaftlerin mit
Schwerpunkt Pädagogik, Grafikerin, Autorin, Mitbegründerin und Vorstand von
ICAN Deutschland (Internationale Kampagne für die Abschaffung von
Atomwaffen/Friedensnobelpreis 2017). Hauptberuflich ist sie
Geschäftsführerin und internationale Campaignerin der Internationalen Ärzte
gegen Atomkrieg (IPPNW). Trug sich im Januar 2018 in das Goldene Buch der
Freien Hansestadt Bremen ein.

• Clara Tempel - hat 2016 im Protest die Startbahn des
Atomwaffenlagers Büchel besetzt, woraufhin sie vor Gericht zu 30
Tagessätzen wegen Hausfriedensbruchs verurteilt wurde. Medienwirksam wurde
ihre Kritik an den Atomwaffen besonders dadurch, dass Clara freiwillig
sieben Tage eine Ersatzfreiheitsstrafe im Jugendgefängnis Hildesheim
abgesessen hat.

• Katja Tempel, Hebamme und Aktivistin aus dem Wendland, seit 40
Jahren zivil ungehorsam gegen Castor, Gentechnik und Atomwaffen, war 2016
auch mit auf der Militärstartbahn in Büchel, seitdem aktiv in der
Prozesskampagne Wider§pruch.



Mit der Aufkündigung des INF-Vertrages droht eine neue Aufrüstungswelle,
die Europa zum nuklearen Schlachtfeld werden lassen könnte. Deutschland
sollte daher den Atomwaffenverbotsvertrag unterzeichnen.Im Juli 2017 haben
122 der 193 Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen einen umfassenden
Vertrag zum Verbot von Atomwaffen beschlossen. Deutschland hat an den
Verhandlungen nicht teilgenommen und den Vertrag bisher nicht
unterzeichnet. Eine große Mehrheit der Bundesbürger ist jedoch dafür, dass
Deutschland diesem UN-Vertrag beitritt. Wir sind zutiefst besorgt über die
immense Bedrohung, die Atomwaffen für Städte und Gemeinden auf der ganzen
Welt darstellen. Wir sind fest überzeugt, dass alle Bewohner und
Bewohnerinnen dieser Erde das Recht auf ein Leben frei von dieser Bedrohung
haben. Jeder Einsatz von Atomwaffen, ob vorsätzlich oder versehentlich,
würde katastrophale, weitreichende und lang anhaltende Folgen für Mensch
und Umwelt nach sich ziehen. Daher begrüßen wir den von den Vereinten
Nationen verabschiedeten Vertrag zum Verbot von Atomwaffen 2017 und fordern
die Bundesregierung zum Beitritt auf. Abrüstung schafft Sicherheit. In
Zeiten der Kündigungen des INF-Vertrages und des Atomvertrages mit dem Iran
sowie der daraus resultierenden nuklearen Aufrüstungsspirale und steigender
Kriegsgefahr ist es notwendig, Zeichen für Deeskalation, vertrauensbildende
Maßnahmen und für Gesprächsbereitschaft zu setzen.


Das Flugblatt zur Hiroshima-Mahnwache in Bremen steht zum Download
unter:

https://www.bremerfriedensforum.de/pdf/Hiroshima_19_02_RZ.pdf

Bundesweite Übersicht über Aktionen am Hiroshima- und Nagasaki-Jahrestag:

https://www.friedenskooperative.de/hiroshimatag2019

 * 

Quelle:

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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TREFF/316: Unna - 27. "Seniorentag" auf dem Alten Markt am 3. August 2019


Stadt Unna

Seniorentag auf dem Alten Markt

Neu in diesem Jahr: Seniorenkino-Spezial



Kreisstadt Unna. Der erste Samstag in August ist in Unna immer den
Senioren vorbehalten. Bereits zum 27. Mal findet am Samstag, 3. August
2019, zwischen 11 und 15 Uhr wieder der Seniorentag statt.

Für Seniorinnen und Senioren, sowie alle junggeblieben gibt es auf dem
alten Markt in Unna an den zahlreichen Ständen Informationen und auch
ein abwechslungsreiches Programm auf der Showbühne. Die Kreisstadt
Unna bietet in Zusammenarbeit mit dem City-Werbering Unna rund 35
heimischen Unternehmen, Verbänden, Initiativen und Projekten auf dem
alten Markt die Möglichkeit, über Dienstleitungen, Produkte und Trends
für Seniorinnen und Senioren zu informieren. Das bedeutet kostenlose
und unverbindliche Beratungen aus erster Hand zu vielen
Fragestellungen rund um die Themen Pflege, Gesundheit, Reisen,
Freizeit, Wohnen im Alter, Mobilität oder Sicherheit. Auch der
Seniorentreff "Fässchen" hat ganztägig geöffnet. Wie bereits im
Vorjahr ist für genügend Sitzplätze gesorgt, die alle unter Pavillons
untergebracht sind.

Der genaue Programmablauf sieht wie folgt aus:

11 Uhr Eröffnung

11.15 Uhr Original Shanty Chor

12.15 Uhr Seniorentanzgruppe aus Unnas Partnerstadt Palaiseau

13 Uhr Duinstedenkapel aus Unnas Partnerstadt Waalwijk

13.45 Uhr Gesprächsrunde

14.15 Uhr Marco

15 Uhr Ende des Seniorentags auf dem alten Markt

15.30 Uhr Seniorenkino im Kinorama

In diesem Jahr wartet der Seniorentag mit dem Seniorenkino-Spezial im
Kinorama Unna als neuem Angebot auf. Los geht es um 15.30 Uhr mit
einem Empfang bei Sekt, Kaffee und Gebäck, bevor um 16 Uhr der
Dokumentarfilm "Gestorben wird Morgen" gezeigt wird. Im Anschluss
haben die Besucher die Gelegenheit rund um den Film und zum Thema
"Kann das Alter Glück sein?" mit der Regisseurin Susan Gluth und den
weiteren Gästen Dr. med. Heidi Silberg (Ärztliche Leitung der
Geriatrie im EK Unna), Dr. Vera Gerling (Institut für Gerontologie an
der TU Dortmund), Birgit Hössel (Altentherapeutin in den Senioren-WG
für Demenzerkrankte) und Robin Rengers (Seniorenbeauftragter der
Kreisstadt Unna) ins Gespräch zu kommen. Der Eintritt beträgt 7 Euro
(inkl. Sekt, Kaffee und Gebäck). Aufgrund der großen Nachfrage wird
empfohlen die Tickets im Vorverkauf zu erwerben. Dies ist täglich an
der Kinokasse oder auch online möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Juli 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8712: Und morgen, den 01. August 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 01.08.2019 bis zum 02.08.2019 +++






[image: Jean-Luc 8712 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Sonnenschein schleicht,

sicher Gewitter,

für Jean-Luc leicht,

denn er ist Zwitter.
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INFOPOOL / EUROPOOL / REDAKTION





PARTEIEN/387: Brexit - die neuen Bedingungen ... (SB)


Brexit - die neuen Bedingungen ...



Nach einer Woche Boris Johnson als Premierminister des Vereinigten
Königreichs ist immer noch vollkommen unklar, wie der konservative
Parteivorsitzende sein erklärtes Ziel, Großbritannien und Nordirland
zum 31. Oktober "ohne wenn und aber" aus der Europäischen Union zu
führen, verwirklichen will. Als erste Amtshandlung nach dem
obligatorischen Besuch bei Königin Elisabeth am 24. Juli hat der
Nachfolger der glücklosen Theresa May praktisch deren gesamte
Ministerriege entlassen und das neue Kabinett mit harten Brexiteers
wie Michael Gove, Jacob Rees-Mogg, Dominic Raab, Priti Patel und Gavin
Williamson bevölkert. Das Problem für die Tory-Ultras ist jedoch,
daß sie - unabhängig von ihrer tatsächlichen, schwer kalkulierbaren 
Stärke in der konservativen Parlamentsfraktion - über keinerlei 
Mehrheit im britischen Unterhaus verfügen. Gegen die Aussicht auf ein 
No-Deal-Brexit laufen alle Oppositionsparteien Sturm. Gemäßigte 
Konservative wie Ex-Finanzminister Philip Hammond und 
Ex-Justizminister Dominic Grieve verhandeln bereits mit Vertretern der 
Sozialdemokraten, der Liberaldemokraten, der Grünen und der 
schottischen Nationalisten darüber, wie sie gemeinsam den ungeordneten 
Austritt doch noch blockieren können.

Johnson hat die letzten sieben Tagen damit verbracht, bei öffentlichen
Auftritten Großbritanniens Herrlichkeit und die für sein Volk zu
erwartende glänzende Zukunft nach dem EU-Austritt zu beschwören.
Demonstrativ besuchte der Churchill-Biograph am Vormittag des 29. Juli
den schottischen Tiefseehafen Faslane und inspizierte dort das 
Atom-U-Boot HMS Victorious - was als unausgesprochene, aber dennoch 
plumpe Drohbotschaft an die Adresse der alten Feinde Deutschland und
Frankreich gedeutet werden darf. Am Nachmittag gab es eine Audienz bei
der schottischen Premierministerin Nicola Sturgeon in deren
Edinburgher Amtssitz. Während sich vor dem eigentlichen tête-à-tête
die beiden Politiker auf den Stufen vor dem Haupteingang des Bute
House die Hand gaben und in die Fernsehkameras lächelten, wurde 
Johnson von schottischen Unabhängigkeitsbefürwortern, die in großer 
Anzahl erschienen waren, ausgepfiffen und hörbar als "lügendes 
Arschloch" beschimpft.

Auch als jüngster Premierminister Ihrer Majestät wird Johnson seinem
Ruf als Lügenbaron mehr als gerecht. Einerseits behauptet er, die
Chancen eines ungeordneten EU-Austritts stünden "eins zu einer 
Million" - also schwindend gering -, andererseits hat er alle 
Kabinettskollegen offen damit beauftragt, vordringlich die notwendigen 
Vorbereitungen für dieses schlimmstmögliche Szenario zu treffen. 
Einerseits beteuerte er, "zehntausende Meilen" zurücklegen zu wollen, 
um den 27 Noch-EU-Partnern entgegenzukommen, andererseits hat er 
Gespräche zwischen London und Brüssel kategorisch ausgeschlossen, 
solange die Gegenseite das mit May ausgehandelte Withdrawal 
Agreement einschließlich des Backstops für die innerirische Grenze 
nicht vom Tisch nimmt. Kein Wunder daher, daß Sturgeon sich nach der 
"offenen" Diskussion mit Johnson "völlig im unklaren" über dessen 
Brexit-Pläne und der Art ihrer möglichen - oder auch unmöglichen - 
Umsetzung gab und erneut die Absicht ihrer Regierung bekundete, 
Schottland auch gegen den Willen Londons in der EU zu behalten und 
notfalls 2020, spätestens 2021, eine Volksbefragung über eine 
Aufkündigung der Union mit England aus dem Jahr 1707 durchzuführen.

Entgegen bisheriger Tradition hat Johnson erst sechs Tage gewartet,
bevor er als frischgebackener Premierminister zum Hörer griff und mit
seinem Amtskollegen in Dublin, dem irischen Premierminister Leo
Varadkar, telefonierte. Normalerweise erfolgt diese diplomatische
Geste über die Irische See hinweg innerhalb der ersten 24 Stunden.
Doch Johnson will Dublin unter Druck setzen, damit die Regierung der
irischen Republik ihr Beharren auf eine Garantie, daß es nach dem
Brexit zu keinen Grenzkontrollen auf der grünen Insel und damit auch
zu keiner Beeinträchtigung des fragilen Friedensprozesses im Norden
kommt, aufgibt. Die Tories und die rechte Presse in London haben
Varadkar inzwischen zum Brexit-Buhmann aufgebauscht, der sich
angeblich Berlin und Paris als Marionette andient, um den armen
Briten die Befreiung vom EU-Vasallentum unmöglich zu machen bzw. zu
erschweren. Weil die Wirtschaft der Republik Irland nach Nordirland
und vor Großbritannien und den restlichen EU-Staaten am härtesten von
einem No-Deal-Brexit betroffen wäre, denkt Johnson offenbar, er könne
Dublin einfach die Pistole auf die Brust setzen und Gefolgschaft
erzwingen. Doch da hat sich der englische Snob verrechnet.

Bislang hat keiner der anderen 26 EU-Staaten von der Republik Irland
Zugeständnisse in der Grenzfrage verlangt, damit die nervige 
Brexit-Krise beenden werden kann. Das Gegenteil ist der Fall. 
Innerhalb der EU stellt man eine partei- und staatsübergreifende 
Geschlossenheit fest, sich vom "Perfidious Albion" nicht 
auseinanderdividieren und gegeneinander ausspielen zu lassen. 
Vermutlich deshalb hofft Johnson, seine "Freunde" in Washington - 
Donald Trump und Steve Bannon, beide bekanntlich ausgesprochene 
EU-Kritiker und Brexit-Befürworter - könnten für ihn bei Matteo 
Salvini oder Viktor Orban ein gutes Wort einlegen, damit Italien oder 
Ungarn aus der bisherigen EU-Front gegenüber London ausschert. Doch ob 
der "große Bruder" USA den Briten tatsächlich aus der Patsche hilft, 
ist fraglich. Wegen der mutwilligen Gefährdung des 
Karfreitagabkommens von 1998, das den Bürgerkrieg in Nordirland 
beendete und an dessen Zustandekommen die US-Diplomatie großen Anteil 
hatte, durch die englischen Tories droht bereits jetzt eine 
überparteiliche Koalition aus irisch-amerikanischen 
Kongreßabgeordneten und Senatoren bei den Demokraten und 
Republikanern in Washington das von London angestrebte 
Freihandelsabkommen mit den USA so lange zu blockieren, bis die 
britische Regierung eine vernünftige Regelung der Brexit-Problematik 
mit Brüssel ausgehandelt hat.

31. Juli 2019
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/750: Münster - Führung im Historischen Zwinger "Das gegenläufige Konzert" am 4.8.2019


Stadt Münster

Führung im Zwinger: "Das gegenläufige Konzert"



Münster (SMS) Für die Skulptur Projekte 1987 schuf Rebecca Horn im
Zwinger die Installation "Das gegenläufige Konzert". Sie erinnert an
die Vergangenheit des Gebäudes in der Zeit des Nationalsozialismus und
ist inzwischen Teil des Mahnmals Zwinger. Eine Führung am Sonntag, 4.
August, erläutert die Geschichte des Kunstwerks und des fast 500 Jahre
alten Baudenkmals an der Promenade. 

Da die Führung mit einem Einführungsfilm im Stadtmuseum beginnt, 
treffen sich Interessierte um 11 Uhr im Museumsfoyer an der Salzstraße 
(drei / zwei Euro). 

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Juli 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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INFOPOOL / GESELLSCHAFTEN / STIFTUNGEN





MELDUNG/097: Campact gründet Demokratie-Stiftung (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 30. Juli 2019

Campact gründet gemeinnützige Demokratie-Stiftung

Reaktion auf Debatten um tagespolitische Kampagnenarbeit



Verden, 30. Juli 2019. Der Verein Campact hat eine Stiftung gegründet: die
gemeinnützige Demokratie-Stiftung Campact. Sie versteht sich als Teil der
von Campact vor 15 Jahren initiierten Bürgerbewegung. Sie ermöglicht es
Menschen, mit Spenden, Zustiftungen und testamentarischen Zuwendungen
progressive Politik zu fördern. Die Demokratie-Stiftung kann im Rahmen
ihrer gemeinnützigen Zwecke Kampagnen, Initiativen und Projekte nicht nur
von Campact unterstützen. Die Gründung ist eine Reaktion auf die Debatten
um die Gemeinnützigkeit von Organisationen, die tagespolitische Kampagnen
führen.

"Wir wollen weiter unabhängig von öffentlichen Geldern oder Firmenspenden
für eine nachhaltige und faire Gesellschaft kämpfen - und zwar mit dem
Verein und mit der Stiftung", sagt Daphne Heinsen, geschäftsführender
Campact-Vorstand. Nach dem Urteil des Bundesfinanzhofes vom 10. Januar
2019, Attac die Gemeinnützigkeit abzuerkennen, ist es sehr wahrscheinlich,
dass auch der Verein Campact seinen Status als gemeinnützige Organisation
verlieren wird. Daphne Heinsen: "Das hält uns nicht auf. Campact macht
manchen Mächtigen aus Politik und Wirtschaft Angst. Zu oft haben wir
bewiesen, dass eine starke, progressive Bürgerbewegung großen Konzernen
gefährlich werden kann - etwa mit Kampagnen gegen Fracking, TTIP,
Gentechnik oder Steuerflucht. Die Stiftung wird unsere Ziele unterstützen."

Die Demokratie-Stiftung wird ihre gemeinnützigen Zwecke durch die
Finanzierung von Projekten und eigenen Aktivitäten erfüllen. Dabei kann sie
auf Campacts Erfahrungsschatz mit den zwei Millionen Unterstützerinnen und
Unterstützern zurückgreifen. Sie kann - im Gegensatz zu einem Verein ohne
den Status der Gemeinnützigkeit - Zuwendungsbestätigungen ausstellen, die
sich einkommenssteuermindernd auswirken. Außerdem fällt bei Beträgen über
20.000 Euro keine Schenkungssteuer an.




Weitere Informationen:

Webseite der Stiftung:

demokratie-stiftung-campact.de

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / GESCHICHTEN





KALENDERGESCHICHTEN/104: 08-2019   Der kleine Elefant - Verteilung der Kleinen und der hungrige Tiger ... (SB)



[image: Die Harpyie hält die Transportkiste in ihren Krallen - Buntstiftzeichnung: © 2019 by Schattenblick]

Roland und Nico hatten sich verbotenerweise auf die Suche nach der
geheimnisvollen Pflanze begeben. Sie wollten ihren Saft trinken, um
ganz schnell zu wachsen, bis sie so groß wie die alten Elefanten
sind. Unterdessen trafen auch die anderen kleinen Tiere ein, die
während der Nacht nahe des Flugplatzes untergebracht wurden. Tags
darauf wollten die Gräfin und Johann die Kleinen zu ihren großen
Artgenossen bringen, damit die sie in ihre Obhut nehmen sollten. Doch
am nächsten Morgen waren alle fort - das kleine Krokodil, der
Mini-Löwe, die niedlichen Schlangen und winzigen Äffchen, das Nilpferd so
groß wie ein Hund, die drei Tiger von der Größe einer Hauskatze,
mehrere kleine Elefanten, die Roland ähnelten, Giraffen, die mit ihrem
langen Hals nicht höher waren als ein Reiher und noch einige mehr.
Keine Spur war von ihnen zu sehen.

Der Schreck war groß für die Gräfin und Johann, sie konnten sich nicht
erklären, was hier geschehen war. Die kleinen Tiere waren wie vom
Erdboden verschwunden. Normalerweise hätten sich doch Spuren in Gras
und Sand von ihnen finden lassen müssen. Aber da war nichts, überhaupt
nichts, nicht ein Fußabdruck, der als Hinweis hätte dienen können.

"Die können sich doch nicht in Luft auflösen und fliegen ja wohl auch
nicht, also ich verstehe das einfach nicht!", schimpfte die Gräfin.
Sie war ratlos und verzweifelt: "Wie sollen wir sie denn nur
wiederfinden?"

Darauf wusste Johann auch keine Antwort. Traurig und reichlich
verwirrt suchten sie ihr Quartier im Dorf auf.

"Wir könnten überall herumfragen, ob irgendjemand etwas beobachtet
hat", überlegte Johann, als sie ihre Hütte erreicht hatten. "Ich werde
mich gleich einmal umhören." Zunächst suchte er das Dorfoberhaupt
auf. Dort erhielt er den Rat, einen kleinen Jungen zu befragen, von
dem bekannt war, dass er früh morgens schon unterwegs sei, um die
Vögel zu beobachten. Johann suchte sofort nach dem Vogelfreund und
fand ihn bald schlafend unter einem Baum. Vorsichtig weckte er ihn und
etwas ungeduldig fragte er den noch müden Jungen, ob er am
Morgen etwas Ungewöhnliches gesehen habe.

"Aber sicher, natürlich, das war total merkwürdig. Ein riesiger Vogel,
eine echte Harpyie, die sieht man selten, also so etwas habe ich noch
nie gesehen, ich meine eine Harpyie schon, aber so eine noch nie."

"Ja, und was war so besonders an diesem Vogel?"

"Nicht der Vogel selbst, sondern das was er in seinem Schnabel trug",
dann überlegte der Junge einen Moment und Johann drängte ihn weiter zu
erzählen.

"Es sah aus wie eine Kiste und irgendjemand war auch darin, aber ich
konnte es nicht erkennen. Aber das richtig Merkwürdige war, dass die
Harpyie nach einer Weile mit der leeren Kiste zurück geflogen kam und
nun konnte ich genau sehen, was dort vor sich ging. Der Vogel packte
einige von den wirklich sehr kleinen Tieren und ließ sie in die Kiste
fallen, flog dann wieder fort und kam nach einiger Zeit erneut mit der
leeren Kiste zurück. Nun ergriff er vorsichtig die nächsten Tiere,
ließ sie ebenfalls in der Kiste verschwinden und flog davon. Das alles
wiederholte sich ein paarmal, bis die Harpyie schließlich alle
weggebracht hatte."

"Und, hast du noch irgendetwas erfahren können?"

"Nein, das ist alles. Natürlich bin ich neugierig geworden und beim
letzten Flug wollte ich dem Vogel folgen, doch er war zu schnell. Das
einzige, was ich gehört habe, war ein lautes Löwengebrüll ganz in der
Nähe. Da habe ich doch lieber ganz schnell das Weite gesucht und bin
nach Hause gerannt."

Johann erschrak. "Löwengebrüll, oh je, ich mag gar nicht daran denken,
hoffentlich sind sie nicht gefressen worden", dachte er bei sich. Dann
bedankte er sich und verließ den Jungen, um mit diesem seltsamen
Bericht zur Gräfin zu eilen. Nachdem er ihr alles wortgetreu erzählt
hatte, sank sie mutlos in sich zusammen und schließlich begann sie zu
weinen. Sie verlor ihre sonst so perfekte Haltung und schluchzte, dass
es Johann das Herz erweichte und er die Gräfin tröstend in die Arme
nahm. Nach einer Weile hatte sie sich wieder gefasst und
überlegte: "Johann, was mag das nur bedeuten? Wie können wir unsere kleinen
Schützlinge nur finden?"

"Aus dem Bericht des Jungen können wir entnehmen, dass es sich bei der
Kiste, um Rolands Transportkiste gehandelt hat. Über Harpyien weiß ich
nur so viel, dass es sich bei diesen Tieren um Raubvögel handelt, mit
enorm großen, kräftigen Krallen und einem starken, spitzen Schnabel."
Die Gräfin seufzte tief, blieb aber gefasst. Johann fügte schnell
hinzu: "Also, die Harpyie hat ihre Krallen nicht benutzt, um die
Kleinen zu töten, sondern hat sie vorsichtig in die Kiste gepackt. Das
lässt uns doch hoffen, dass sie sie nicht als Mahlzeit zu sich nehmen
wollte."

"Aber was wollte sie dann mit ihnen anfangen?", der Gräfin versagte
beinahe die Stimme.

Plötzlich lärmte es draußen auf dem Dorfplatz, die Leute eilten herbei
und versammelten sich um eine Kiste, die die Harpyie mit einem
krachenden Rums auf den Boden fallen gelassen hatte. Nun kreiste sie
hoch oben über den Dächern der Hütten, flog bald aber in eine
bestimmte Richtung, kehrte wieder zurück, zog abermals ihre Bahn über
den Hütten, um wieder in diese eine Richtung zu fliegen. Das
wiederholte sich ein paarmal, bis der Junge, der übrigens Kuro genannt
wurde, begriff, was das zu bedeuten hatte. Als er Johann in der Menge
entdeckte, rannte er zu ihm: "Wir müssen dem Vogel folgen, er will uns
etwas zeigen!"

Johann zögerte keinen Moment und rief im Laufen der Gräfin zu, sie
möge hier auf ihn warten. Dann waren Kuro und Johann im Dickicht
verschwunden. Immer wieder blickten sie nach oben, um den Vogel nicht
aus den Augen zu verlieren. Das war gar nicht so einfach und beide
wären nicht nur einmal fast gestolpert. Schließlich erreichten sie
eine Lichtung und in dem üppigen Gras sahen sie eine gewaltige
Löwenmähne hervorlugen. Sie duckten sich und dann hörten sie ein
Geräusch, dass Johann an das Miauen von Katzen erinnerte. Kurz darauf
bot sich ihnen ein wirklich seltsames Bild. Auf dem Rücken des Löwen,
der sich inzwischen erhoben hatte, krabbelten zwei kleine Löwen! Sie
sahen aus wie Miniaturausgaben der großen Raubkatze. Das Beste aber
war, dass sie keine Angst zeigten und es schien sogar, dass sich alle
Löwen, groß wie klein, recht wohl fühlten.

Johann und Kuro hatten genug gesehen. Sie wollten auf keinen Fall
riskieren, dass der Löwe ihre Witterung aufnahm und so machten sie
sich auf den Rückweg.

"Die Harpyie hat die Tiere zu ihren großen Artgenossen gebracht",
meinte Kuro und fügte hinzu, "jetzt verstehe ich, warum sie die
Kleinen in eine Kiste gepackt hat. Sie wollte, dass ihnen nichts
passiert."

"Ja, so wird es gewesen sein. Nochmals vielen Dank, Kuro. Ohne dich
wären wir nicht auf diese Spur gekommen", dabei klopfte Johann dem
Jungen freundschaftlich auf die Schulter. Im Dorf angekommen,
berichteten beide der Gräfin, was sie beobachtet hatten. Sie freute
sich so sehr, dass ihr Freudentränen über die Wangen kullerten.

Von all dem wussten Nico und Roland, die beiden kleinen Elefanten,
nichts und wahrscheinlich hätte es sie auch gar nicht interessiert,
denn sie waren geradezu besessen von der Suche nach der Wunderpflanze.
Und so kam es, dass sie bald ein Gebiet durchquerten, in dem ein
riesiger einsamer Tiger lebte, der nicht nur einsam, sondern auch sehr
hungrig war. Schon seit Tagen knurrte sein Magen und er hätte beinahe
alles gefressen, um satt zu werden. Selbst auf kleine Mäuse hatte er
schon Jagd gemacht, aber die waren zu flink und entwischten ihm. Er
war auch nicht mehr der Jüngste. Als er dann dieses Trampeln vernahm,
das eindeutig von kleinen Elefantenbabys stammte, machte er sich zum
Sprung bereit. Aber er war nicht dumm, er wartete erst ab, ob die
Kleinen nicht von ihrer Herde oder zumindest von der Elefantenmutter
begleitet wurden, wie es eigentlich üblich wäre. Doch kein großer
Elefant ließ sich blicken. Das war seine Gelegenheit. Einen der beiden
kleinen Elefanten würde er bestimmt erwischen ...

Fortsetzung folgt ...



zum 1. August 2019
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





FERIEN/958: Mönchengladbach - Falknerei-Workshop "Greifvögel federnah!" am 4. August 2019


Stadt Mönchengladbach

"Greifvögel federnah!" -Falknerei-Workshop am Sonntag, 04.08.

Sommerferienprogramm Museum Schloss Rheydt 2019



Der Sommerferienkurs "Greifvögel federnah!" vom 1.-2. August, jeweils
von 10 bis 12.30 Uhr lädt ein, den Facettenreichtum der Beizjagd
kennenzulernen. Die Kinder ab 8 Jahren machen eine Schnitzeljagd durch
die Sonderausstellung "Die Jagd - Ein Schatz an Motiven" und entdecken
auf spielerische Art und Weise die Geschichte der verschiedenen
Jagdformen und -tiere kennen. Danach können sie selber kreativ werden
und ihre eigenen Jagdlappen basteln und die Tiere zeichnerisch
festhalten. Außerdem haben die Kinder auch die Möglichkeit einen
Falken am 4. August ganz nah zu erleben. Dabei demonstriert und
erklärt ihnen ein professioneller Falkner Spannendes über die Historie
der Falknerei, die Aufzucht der Vögel und ihre Lebensweise.

Kursgebühr: 12 Euro

Materialkosten: 4 Euro

Leitung: Esther Breinig

Anmeldungen unter: 02166 / 92890-19 zu den Öffnungszeiten der
Museumskasse Di-Fr 11-17, Sa-So 11-18 Uhr oder per E-Mail unter
museumspaedagogik@schlossrheydt.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 25. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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LESUNG/1888: Braunschweig - Bilderbuchkino "Ich will Erster sein" am 6. August 2019


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino: "Ich will Erster sein"



Braunschweig. Ein lustiges Vorlesevergnügen zum Mitmachen für alle ab
drei Jahren gibt es am Dienstag, 6. August, 16 Uhr, in der
Stadtbibliothek, Schlossplatz 2, mit dem Bilderbuchkino "Ich will
Erster sein" von Richard Byrne. Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung
ist nicht erforderlich. Im Anschluss an das Bilderbuchkino gibt es ein
Bastelangebot. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 4 70-68
34.

Für ihren Ausflug vom Naturreservat bis zum weit entfernten Wasserloch
haben sich fünf junge Elefanten in "Ich will Erster sein" mit
Schwimmhilfen, Sandeimer und Schnorchel bestens ausgerüstet. Eli, der
kleinste Elefant, möchte so gerne auch einmal als Erster vorneweg
marschieren, aber: Der Kleinste geht immer als Letzter! So einfach ist
das bei den Elefanten. Muss das wirklich so sein? Jetzt braucht Eli
die Hilfe aller kleinen Zuhörerinnen und Zuhörer.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Juli 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MUSEUM/864: Münster - Schatzsuche und Schreibwerkstatt am 6. August 2019


Stadt Münster

Schatzsuche und Schreibwerkstatt



Münster (SMS) "Sommerhits für Kids" vertreiben im Stadtmuseum
Ferienlangeweile. So begeben sich am Dienstag, 6. August, Sechs- bis
Zehnjährige, die lesen können, im Museum auf Schatzsuche. Am
Donnerstag, 8. August, erfahren Kinder von acht bis zwölf Jahren in
"Liudgers Schreibwerkstatt", wie die Menschen im Mittelalter in
Münster lebten, welche Schriften es gab und wer überhaupt schreiben
und lesen konnte. Anschließend probieren sie das Schreiben mit der
Gänsefeder aus und gestalten Namensschilder nach dem Vorbild
mittelalterlicher Buchillustrationen. Die "Sommerhits für Kids"
starten jeweils um 15 Uhr, Treffpunkt ist das Museumsfoyer (3 Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Juli 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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THEATER - PUPPENTHEATER/302: Wertheim - "Kasperle und das Zauberrätsel" am 7. August 2019


Stadt Wertheim

Kindertheater zeigt "Kasperle und das Zauberrätsel"

"Papiermond"-Puppenspieler auf der Burg Wertheim



Wertheim. Das bekannte Kindertheater "Papiermond" aus Köln ist am
Mittwoch, 7. August, um 15.30 Uhr auf der Burg Wertheim im
Löwensteiner Bau zu Gast. Das Tournee-Motto lautet "Ein Lächeln
zaubern", so dürfen sich kleine und große Zuschauer auf ein lustiges
und spannendes Abenteuer freuen. Gespielt wird "Kasperle und das
Zauberrätsel".

Im Gepäck hat Puppenspieler Adrien Megner eine neue Geschichte mit
Kasperle, Maus Fridoline und vielen anderen bekannten und nicht so
bekannten Figuren. Mitmachen ist dem Publikum wie immer ausdrücklich
erlaubt. Das Stück ist für Kinder ab drei Jahren geeignet und dauert
etwa 40 Minuten. Karten sind nur an der Tageskasse zu je sechs Euro
pro Person erhältlich. Einlass ist 30 Minuten vor
Veranstaltungsbeginn.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Juli 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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BERICHT/066: MS Artville - käuflicher Protest ... (SB)


Unsere Aktionen sind doch eine Demonstration! Das ist ziviler
Ungehorsam. Wir machen ja keine Vitrinen kaputt - sondern ersetzen nur
die Poster. Ja, die Unternehmen haben für die Werbung bezahlt. Aber
ich habe auch das Recht, sie nicht zu sehen. Wenn ich privates
Fernsehen gucke, zahle ich dadurch, dass ich die Werbung anschaue, für
das Programm - und kann auch den Kanal wechseln, wenn ich keine Lust
darauf habe. Im Internet kannst du einen Adblocker schalten. Aber auf
der Straße bist du der Werbung ausgeliefert - es sei denn, du wehrst
dich.

Vermibus (Künstler und Aktivist aus Berlin) [1]

Frauke Bank, Pressesprecherin von Wall, dem größten Betreiber von
Außenwerbung in Berlin, schätzt, daß es in der Stadt etwa 30.000
Werbeflächen gibt. Und Berlin ist nicht einmal die Stadt mit der
meisten Werbung: Ein New-Yorker, schätzen Marketingexperten, sieht in
der Stadt 5000 Werbebotschaften am Tag, weltweit dürften es in großen
Städten durchschnittlich 3000 täglich sein. Dagegen kämpfen
Adbusting-AktivistInnen seit Jahren, indem sie Werbung im öffentlichen
Raum entfernen oder zerstören. Poster werden überklebt, übermalt,
durch Botschaften oder Kunst ersetzt. Mitunter werden sie so
verändert, daß sie wie eine Parodie ihrer selbst erscheinen, wie im
Falle der Künstler, die ein Capri-Sonne-Poster gekapert und darauf
aufmerksam gemacht haben, wieviel Müll das Getränk produziert. Teils
arbeiten diese Artivisten allein, nicht selten aber auch im Team oder
organisieren internationale Kampagnen zu bestimmten Terminen in
verschiedenen Städten.

Den Betreibern von Außenwerbung ist das zwangsläufig ein Dorn im Auge.
In Berlin zahlen Firmen laut Frauke Bank von Wall, das etwa ein
Drittel der Gesamtfläche zum Beispiel mit Plakatsäulen oder Vitrinen
an Bushaltestellen vermarktet, durchschnittlich 28 Euro am Tag für so
eine Werbefläche. Es sei ein Unterschied, ob man dagegen protestiert,
was ein urdemokratisches Recht sei und jedem offenstehe, oder zur
Beschädigung und Diebstahl von fremdem Eigentum übergehe: "Wir zeigen
jeden solcher Vorfälle an." Adbusting-Aktivisten verübten Vandalismus
und sollten sich stattdessen in Bürgerinitiativen engagieren oder
Demonstrationen veranstalten. Adbusting-Plakate würden ohnehin so gut
wie immer am nächsten Tag entfernt, weshalb die Aktionen überhaupt
nichts brächten. Davon abgesehen finanziere Wall mit einem Teil der
Einnahmen auch 5.000 Wartehäuschen und 275 Toiletten im Stadtgebiet.

Dem hält der eingangs zitierte Artivist Vermibus [2] entgegen, daß es
sich bei seinen Aktionen um zivilen Ungehorsam handle, der keinerlei
Schäden an den Vitrinen verursache. Er ziehe gegen die nicht
hinzunehmende Überflutung durch Werbung und deren Botschaften im
öffentlichen Raum zu Felde. Diese Aktionen erzielten durchaus Wirkung,
da sie mit Fotos und Videoaufnahmen dokumentiert und in sozialen
Netzwerken veröffentlicht würden. Dies sei ein Weg zu zeigen, wie es
anders gehen könnte, und die Menschen zu mobilisieren. Was öffentliche
Toiletten und überdachte Bushaltestellen betreffe, seien diese kein
Luxus, sondern sollten eigentlich als Teil der städtischen Aufgaben
eine Selbstverständlichkeit sein. Der Kampf für eine werbefreie Stadt
sei keine Utopie. So sei 2013 eine Gruppe Adbusting-Aktivisten in
Frankreich angeklagt worden, Werbetafeln verunstaltet zu haben. Sie
argumentierten, daß ihre Rechte verletzt worden seien, weil sie
gezwungen wurden, sich kommerzieller Werbung im öffentlichen Raum
auszusetzen, und wurden freigesprochen. Ein Paradebeispiel liefere Sao
Paulo, eine Stadt mit etwa zwölf Millionen Einwohnern, die randvoll
von Werbung gewesen sei. Vor mehr als zehn Jahren habe die
Stadtregierung beschlossen, sämtliche Werbetafeln abzuschaffen. Alle
Seiten seien damit zufrieden, daß die Stadt bis heute werbefrei
geblieben ist.
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Vermibus - Künstler und Aktivist auf der Straße

Am 20. Juli fand auf dem MS-Artville-Gelände in Hamburg-Wilhelmsburg
das Richtfest statt, in dessen Rahmen ein Symposium mit verschiedenen
ArtivistInnen veranstaltet wurde. Zum Thema "Vermibus & NO-AD Day"
stellte der in Berlin lebende spanische Künstler und Aktivist sich und
seine Arbeit vor. Zum besseren Verständnis seiner aktuellen Tätigkeit
ging er zunächst etwa 20 Jahre in seiner Lebensgeschichte zurück und
erzählte, wie er im Alter von zehn Jahren begonnen habe, sich mit
Graffitis zu beschäftigen, worin er recht gute Fertigkeiten
entwickelte. Da er stets auf der Suche nach einer geeigneten Stelle
zum Sprayen gewesen sei, habe er im Laufe der Zeit seinen Blick für
die Umgebung geschärft, worauf ihm der öffentliche Raum in zunehmendem
Maße etwas gesagt habe. Damals machte der Fotograf Oliviero Toscani
diese verrückte Werbung für Benetton, was dazu beigetragen habe, sein
eigenes Verständnis zu erweitern, wie soziale Kommunikation im
öffentlichen Raum funktioniert, selbst wenn es sich nur um Werbung
handelt. Der öffentliche Raum könne etwas verändern, wobei es ihn
allerdings einige Jahre gekostet habe zu realisieren, wie bedeutsam
diese Einwirkung ist und welch große Rolle Werbung dabei spiele.

Irgendwie sei er als Fotograf bei einer Werbeagentur gelandet, wo
seine Tätigkeit vor allem darin bestand, Aufnahmen von Personen auf
Partys und bei Events zu machen, die diese Agentur organisierte. Zu
seinen Aufgaben gehörte es auch, einige Fotos zu retuschieren, bevor
sie hochgeladen wurden. Dies geschah im Auftrag der Firmenleitung, die
bei ihren Events auch die Abbildungen von weniger gut aussehenden
Gästen aufbessern wollten. Das konnte er zwar mit seinen Überzeugungen
nicht vereinbaren, doch hatte er einen gut bezahlten Job, weshalb er
einwilligte und die Vorgaben erfüllte, so Vermibus. Es sei zum Bruch
gekommen, als er eine Pause einlegte und für zwei Monate nach Berlin
ging. Dort habe er eine E-Mail der Agentur erhalten, in der sie ihm
mitteilte, daß sein Vertrag nicht verlängert werde, da er den
Schönheitsstandards der Firma nicht entspreche. Die Ironie der
Geschichte sei also, daß er wegen derselben Kriterien nicht länger bei
der Agentur beschäftigt wurde, die hinzubiegen sein Job gewesen war.
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Daraufhin habe er beschlossen, in Berlin zu bleiben. Sein Hintergrund
als Graffiti-Schreiber, die Geschichte bei der Agentur und seine neue
Umgebung hätten zusammengespielt, sich dem zuzuwenden, womit er sich
heute befasse. Immer mehr Leute hätten verstanden, daß es sich um eine
Kritik an der Werbung handelt, und ihn gefragt, was denn falsch an
Werbung sei, was er zunächst nicht hinreichend beantworten konnte.
Nachdem er sich einige Zeit damit beschäftigt hatte, habe er
allmählich verstanden, daß es sich bei dem, was ihm bei der
Werbeagentur widerfahren war, nicht um ein isoliertes Problem, sondern
ein Resultat verschiedener Probleme gehandelt habe, die bei dieser
Arbeit zum Tragen kommen. In dieser Branche, die viele Millionen Euros
umsetzt, herrsche ein absoluter Mangel an Verantwortungsbewußtsein.

Wie geht Vermibus bei seinen aktivistischen Kunstaktionen vor? Er
entfernt die Werbeposter von Modeunternehmen oder Kosmetikfirmen aus
den Vitrinen und bearbeitet sie in seinem Atelier unter Verwendung
chemischer Lösungsmittel. Dabei verändert er Gesicht und Haut der
dargestellten Models auf den Plakaten und entfernt die Logos. Hat er
diese Arbeit abgeschlossen, bringt er die modifizierten Poster wieder
in ihren ursprünglichen Kontext zurück, manchmal in derselben Stadt,
manchmal auch in einer anderen. Er bevorzuge es, Poster aus einer
Stadt zu nehmen, einige Zeit verstreichen zu lassen und sie dann in
einer anderen Stadt wieder anzubringen.

Vermibus führt dazu auf seiner Website aus: In der Werbebranche ist
das Glätten der Gesichtshaut, die Vergrößerung der Muskeln oder die
Verengung der Taille per Photoshopping als vorgebliche
Perfektionierung des menschlichen Körpers längst zur Norm geworden.
Die Präsentation dieses idealisierten Blicks soll den KonsumentInnen
ein besseres Leben in Aussicht stellen, wenn sie diese Produkte
kaufen. Wir müssen schön sein, um glücklich zu sein, so die Botschaft,
und nur wenige realisieren, daß dieses Versprechen absolut trügerisch
ist. Mit seinem Vorgehen kritisiere er das gängige Schönheitsideal wie
auch das Bestreben der Werbung und der Konsumgesellschaft im
allgemeinen, individuelle Identitäten zu entwenden und sie durch eine
bestimmte Marke zu ersetzen. Er nehme die Depersonalisierung der
Werbung aufs Korn und negiere sie, indem er sie auf ihre
enthumanisierte Spitze treibe. Dabei sei die Straße essentiell für die
Botschaft seiner Arbeit, die dort beginne und ende.
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Im Schwitzkasten der Werbemacht

Was macht die Werbung im einzelnen? Sie okkupiert unseren öffentlichen
Raum, was ziemlich offensichtlich ist, so Vermibus in seinem Vortrag.
Sie steuert die Bedürfnisse der Konsumenten und vieles mehr. Die
Marken haben derart große Macht und einen so weitreichenden Einfluß,
daß sie selbst die Medienmeinung manipulieren können, was zu den
gravierendsten Problemen gehört. Natürlich könnte man einwenden, daß
es den Medien freisteht zu publizieren, was immer sie wollen. Das
trifft zwar im Prinzip zu, doch gilt es zwei maßgebliche
Einschränkungen in Betracht zu ziehen. Zum einen greift die Zensur, da
ein Unternehmen, das als Sponsor auftritt oder Werbung in dem Medium
schaltet, mit beträchtlichen Geldmitteln im Spiel ist, die es abziehen
kann, wenn ihm etwas nicht paßt. Zum anderen kommt Selbstzensur ins
Spiel, da der Herausgeber geneigt ist, der einträglichen Werbung die
Tür zu öffnen. Zudem betreibt die Werbebranche einen enormen Aufwand,
um mit psychologischen Untersuchungen mehr über die potentiellen
KundInnen herauszufinden: Am Ende wissen sie mehr über uns als wir
selber. Werbeagenturen wie Facebook oder Google, die auf der
Oberfläche soziale Medien sind, aber von Werbung leben, widmen dem
ihre größte Aufmerksamkeit. Sie kontrollieren jeden unserer Schritte,
verfolgen unsere Spuren anhand jeglicher Informationen, die wir
preisgeben, während sie uns erzählen, daß sie Kommunikationskanäle
seien, die uns mit unseren Freunden verbinden würden. Letzten Endes
aber handeln sie mit Informationen und verdienen sehr viel Geld damit.

Vermibus räumt ein, daß Konsum zwar notwendig sei, um die Wirtschaft
am Laufen zu halten, doch dürfe man die Folgen nicht ausblenden: Wir
produzieren viel mehr Abfall, als unsere Welt aushalten kann. Werbung
trägt zu diesem Prozeß bei, indem sie mithilft, die Konsequenzen zu
verbergen. Sie beeinflußt unser Verhalten, bringt Ungleichheit hervor,
prägt unsere Schönheitsvorstellungen, Wünsche und Ziele. Und nicht
zuletzt produziert sie einen enormen visuellen Lärm, den unser Gehirn
nur mühsam verarbeiten kann. Wir versuchen zwar, ihr zu entgehen,
indem wir uns anderen Dingen zuwenden, doch ist Werbung dafür bekannt,
die Lücke in unserer Aufmerksamkeit zu finden. Ob legal oder illegal
dringt sie in unsere Mails und sozialen Medien ein, mitunter sogar in
unsere privaten Gespräche.
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Internationale Kampagne für einen Tag ohne Werbung

Um seine Reichweite zu vergrößern begann Vermibus, die Interventionen
auch in anderen Ländern durchzuführen. Zu diesen internationalen
Kampagnen gehört der "No-Ad Day", bei dem es darum geht, daß Menschen
in verschiedenen Städten zeitgleich Werbeplakate aus den Vitrinen
entfernen und diese leer zurücklassen. Inspiriert von dem Projekt "Buy
Nothing Day", das von dem Künstler Ted Dave gegründet wurde und bei
dem die Teilnehmenden 24 Stunden lang keine Einkäufe tätigen, ging
Vermibus einen Schritt in der Konsumkette zurück und zielte auf die
Werbung ab. Er rief in den sozialen Medien dazu auf und fertigte ein
Video an, worauf sich viele Leute diesem Open call anschlossen und es
zu Interventionen an verschiedenen Orten kam. Der Tag ohne Werbung
fand ursprünglich am 24. November statt, doch da es zu dieser Zeit
oftmals naß oder winterlich ist, wird das Datum inzwischen etwas
flexibler gehandhabt. Die Aktionen müssen nicht überall am selben Tag
stattfinden.

Das No-Ad-Projekt startete 2012 damit, die Bewohner Berlins zeitweise
von dem Einfluß der Werbung zu befreien, indem es einen kommerziellen
Raum in einen Raum sichtbarer Ruhe verwandelte. Dieses Projekt zivilen
Ungehorsams konnte leicht angewendet und modifiziert werden, um
Werbeflächen zu verändern, zumal auch Informationen zur Vorgehensweise
veröffentlicht wurden. Wenn ein Mann mit Warnweste mitten am Tag wie
selbstverständlich die Vitrine an der Bushaltestelle aufsperrt, die
Werbung herausnimmt oder sie durch ein anderes Poster ersetzt, nimmt
zunächst niemand daran Anstoß. Die Arbeitskleidung ähnelt jener des
offiziellen Personals, einen Schlüssel für die Vitrinen nachzumachen
ist nicht teuer und auch nicht besonders kompliziert. Den billigsten
Schlüssel kann man nach Angaben der Public Ad Campaign schon für einen
Euro nachmachen, wobei deren AktivistInnen gegen eine Spende auch
fertige Schlüssel verschicken und Dateien für 3D-Drucker ins Netz
stellen, mit denen man die Schlüssel ausdrucken kann.

In Berlin dokumentierte ein Team von je zwei Fotographen und
Videokameraleuten die gesamte zehnstündige Intervention, in deren
Verlauf mehr als 30 Poster in den größten Einkaufsmeilen der Stadt
entfernt wurden. Die Vitrinen blieben mehrere Tage lang leer, da der
Betreiber Wall Decaux keinen Ersatz auf Vorrat hatte. Beim
internationalen "No-Ad Day", wie ihn Vermibus mit einem kurzen Video
illustrierte, befreiten 63 Menschen in mehr als 20 Städten weltweit
über 300 Werbeflächen. Alle Aktionen wurden friedlich und
selbstorganisiert durchgeführt, ohne Schäden anzurichten. Dies geschah
am Vortag des Schwarzen Freitags. 300 Werbungen an einem Tag zu
entfernen deckt indessen nur den zehnten Teil dessen ab, was man
täglich in einer einzigen Stadt zu sehen bekommt. Deshalb regen die
AktivistInnen der Public Ad Campaign dazu an, sich dem Vorhaben durch
eigenständige Aktionen anzuschließen.

Um eine Gegenposition zu Mode und Schönheitsideal zum Ausdruck zu
bringen, plant Vermibus zudem eine Reihe von Interventionen, die sich
gegen die alljährlichen Fashion Weeks richten. Diese setzen als
Marksteine der Modebranche spezifische Standards von Ästhetik und
Schönheit, die dann über die Werbung vermarktet werden und so eine
weitere Strategie zur Globalisierung der westlichen Konsumkultur
repräsentieren. In diesem Kontext will der Artivist vom Herbst an der
Route der wichtigsten Stationen folgen und nach New York, London,
Mailand und Paris reisen.
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Negation der Ästhetik oder Ästhetisierung des Protests?



Nehmen die Passanten überhaupt wahr, daß es sich nach dem Austausch
der Poster in der Vitrine keineswegs um eine andere Werbung, sondern
einen gezielten Eingriff des Protests gegen die Werbung handelt? Diese
Frage drängte sich zwangsläufig auf, zumal offengeblieben war, in
welchem Ausmaß die Menschen im urbanen Getriebe überhaupt wahrnehmen,
was da an optischen Reizen auf sie einstürmt. Vermibus selbst
bekräftigte, daß man in manchen Fällen durchaus sehen könne, daß die
Leute die Veränderung realisieren, überlegen und anfangen, Fragen zu
stellen. Sie wollten erfahren, warum das gemacht wurde und wie es vor
sich geht, und genau darauf komme es ihm an. Zweifellos kommen seine
Interventionen, gemessen an weitaus spektakuläreren und
öffentlichkeitswirksam provozierenden artivistischen Aktionen, auf
vergleichsweise leisen Sohlen daher. Ebenso nahe liegt, daß ihre
wesentliche Wahrnehmung nicht so sehr auf der Straße, als vielmehr im
Nachvollzug in der virtuellen Sphäre erfolgt.

Auch wäre anzumerken, daß der in Anspruch genommene zivile Ungehorsam
doch sehr eng eingehegt bleibt, sich von wesentlich radikaleren Formen
der Bloßstellung oder Zerstörung bildhafter Zurichtung des Menschen
abgrenzt und fast schon beteuert, daß er lediglich aufkläre, aber
letzten Endes niemandem schade. Und natürlich wünschte man sich schon
schärfere Einwände gegen das wachstumsgestützte, warenproduzierende
und profitgetriebene Verwertungsregime als eine beiläufige Bejahung
des Konsums als vermeintliche Triebkraft der Wirtschaft unter Kritik
an gewissen Auswüchsen und Folgen dieser Verhältnisse.

Von vordringlichstem Interesse dürfte indessen die zentrale Thematik
des Künstlers sein, nämlich die Auseinandersetzung mit der Ästhetik
der Modebranche und seine Gestaltung eines Gegenentwurfs. Läßt man die
von ihm verfremdeten Gesichter auf sich wirken, muten sie zwar
gravierend verändert, aber nicht in einem abstoßenden Sinne entstellt
an. Vielmehr fühlt man sich an Mischgeschöpfe aus Fantasywelten
erinnert, die im ersten Moment erschrecken mögen, aber von wenngleich
morbider, so doch eigentümlich faszinierender Schönheit sind. Man kann
sich des Eindrucks kaum erwehren, die proklamierte Negation der
Modeästhetik habe im Fall dieses künstlerischen Schaffens eine
Ästhetisierung der Protestform hervorgebracht. So sehr sich Vermibus
lebensgeschichtlich an Oliviero Toscani reibt, der als
Benetton-Fotograf definitiv auf seiten der Modebranche bleibt, mutet
seine Abkehr von diesem Gewerbe weniger als ein radikaler Bruch, denn
eine Art künstlerischer Wettstreit diesseits eines Grabens an, der bei
näherem Hinsehen gar nicht so breit zu sein scheint, wie dies der
artivistische Anspruch für sich reklamiert.


Fußnoten:


[1] www.vice.com/de/article/kbjpqe/so-trollt-dieser-berliner-kunstler-strassenwerbung

[2] www.vermibus.com


Berichte zum MS Artville-Symposium im Schattenblick unter:
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BERICHT/065: MS Artville - Rückzug in eine unbedrohte Zone ... (SB)


Künstler sind dazu da, den Frieden zu stören.

James Baldwin, US-amerikanischer Schriftsteller (1924-1987)
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Bewegende Worte - James Baldwin, aufgenommen am 1. Januar 1969 im Londoner Hyde Park

Foto: Allan Warren [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)]



Auf dem Symposium des MS Artville zum Thema "Zukunft ist machbar -
aber wie beinflussen wir sie, heute und morgen?" hätte niemand diesen
Worten des US-amerikanischen Schriftstellers James Baldwin, der sich
im vorigen Jahrhundert mit seinen Büchern gegen Sexismus und Rassismus
positionierte, widersprochen. Nicht von ungefähr griff die
Kunsthistorikerin Anne Simone Krüger, die beim Richtfest am 20. Juli
2019 in Hamburg-Wilhelmsburg die Vortrags- und
Diskussionsveranstaltung "Neue Formen und (digitale) Räume des
Protests" moderierte, Baldwins Kunstverständnis auf, geht es doch auch
hier um einen Kunstaktivismus, dessen Akteure ihre Werke und ihr
Wirken als politischen und gesellschaftlichen Protest verstanden
wissen wollen.

Im Zirkuszelt des Festivalgeländes unterstrich Krüger diesen Anspruch
mit einem weiteren Zitat, diesmal von Ralph Rugoff, dem Kurator der
Hauptausstellung der derzeit laufenden 58. Biennale in Venedig. Der
habe gesagt, er halte es mit dem Schweizer Installationskünstler
Thomas Hirschhorn, der keine politische Kunst, sondern Kunst politisch
mache. Politische Kunst sei eine weitere Form der Überredung, Kunst
jedoch stelle Fragen und stemme sich gegen den Status Quo, und das
mache sie politisch. Im Magazin "Monopol" [1] habe anläßlich der
Biennale gestanden, Kunst sei vielleicht die letzte Instanz, die für
die Ungeheuerlichkeit dieser Gegenwart noch Ausdruck zu finden in der
Lage ist.

Mit diesen Worten leitete die Moderatorin zum Hamburger
kunstaktivistischen Festival und dessen Art-of-Protest-Veranstaltung
über mit der Ankündigung, die Vortragenden [2] werden mehr dazu zu
sagen haben, auf welchen Wegen Kunst all dies tun könne und welche
Möglichkeiten kreativer Protestformen bereits entwickelt wurden.
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Anne Simone Krüger moderiert "The Art of Protest" beim MS-Artville-Festival

Foto: © 2019 by Schattenblick



Den Anfang machte Anne Wizorek, Feministin, Autorin, freie Beraterin
für digitale Strategien und Initiatorin des im Januar 2013 ins Leben
gerufenen Hashtags #aufschrei, unter dem so viele Frauen ihre
Erfahrungen mit Sexismus und sexualisierter Gewalt offenbarten, daß
anläßlich dieses immer noch tabuisierten Problem eine öffentliche
Debatte entbrannte. "Mit Hashtags gegen das Patriarchat", so der Titel
des Vortrags, in dem Wizorek berichtete, wie schnell aus den über
Twitter geteilten Erfahrungen eine Lawine wurde und wie aus dem Nichts
heraus eine Ad-hoc-Kampagne gegen Sexismus entstand. Viele Betroffene
ließen sich von dem Mut anderer, sich zu offenbaren, anstecken und
erlebten, daß sie mit ihren Negativerfahrungen nicht allein sind. In
Netzwerken wie diesem gäbe es die Möglichkeit, über die ganze
Bandbreite der Alltags- und Gesellschaftserfahrungen zu sprechen, was
vom sozialen Nahbereich in Familie und Freundeskreis über Schul- und
Arbeitswelt bis zu den gesamtgesellschaftlichen Verhältnissen, in
denen von der versprochenen Gleichberechtigung der Geschlechter nicht
die Rede sein kann, reicht.

Aktivistinnen und Feministinnen, die sich dabei an eigene, nahezu
identische Erfahrungen aus den von Anne Wizorek nicht unerwähnt
gelassenen Frauengruppen der 1960er und 1970er Jahre erinnert fühlen,
kommen nicht umhin festzustellen, daß es bisher keine Fortschritte bei
der Inangriffnahme gegengeschlechtlicher Ausbeutungs-, Dominanz- und
Gewaltverhältnisse gegeben hat. Jede (Frauen-) Generation hat aufs
Neue Gründe genug, sich männlicher An- und Übergriffe von der
subtilsten bis massivsten Form zu erwehren.

Was sich geändert hat, wie Anne Wizorek in ihrem Vortrag klarstellte,
ist eine Scheinfortschrittlichkeit in Frauenfragen, die es Betroffenen
nur umso schwer macht, ihren Protest und Unmut überhaupt zu
artikulieren, zumal im öffentlichen bzw. medialen Raum die Auffassung,
Diskriminierung und sexualisierte Gewalt seien nicht mehr existent, in
einem erschreckend großen Ausmaß durchgesetzt werden konnte.
Tatsächlich habe sich gezeigt, so Wizorek, daß strukturelle
Diskriminierung und Sexismus allgegenwärtig und sogar normalisiert
seien und selbst von Betroffenen nur wenig in Frage gestellt werden.
Das habe der Hashtag #aufschrei ein Stück weit aufbrechen können. Für
diese Probleme eine Sprache zu finden, könne der Anfang eines
politischen und gesellschaftlichen Wandels sein.
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Anne Wizorek
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Ein Hashtag wie #aufschrei verschriftliche Fälle, die aus den
Polizeistatistiken herausfielen. Ein anzüglicher Blick werde nicht zur
Anzeige gebracht, diskriminierende Gesetze können ohnehin nicht auf
diese Weise angegriffen werden. Nach Angaben der
Antidiskriminierungsstelle des Bundes seien im Zuge der
aufschrei-Debatte ein Drittel mehr Anfragen eingegangen. Wizorek
zufolge ist das Konzept dieses Hashtags eigentlich ein ganz altes,
nämlich das des Consciousness-Raisings, wie in den späten 1960er
Jahren in der US-Frauenbewegung widerständige Bewußtseinsbildung
genannt wurde. Hier wie dort, damals wie heute kamen und kommen
Frauen, sobald sie sich über ihre Erfahrungen verständigen, schnell zu
dem Ergebnis, daß es sich nicht um Einzelfälle handeln kann.


Keine Einzelschicksale

Doch was folgt daraus? Anne Wizorek stellte klar, daß ihrer Ansicht
nach dahinter "ein System" stecke, ein "größerer Zusammenhang", der
bei aller Betroffenheit über die Schilderungen betroffener Frauen
nicht aus den Augen gelassen werden dürfe und zu den politischen
Forderungen führe, die Aktivistinnen auf Demonstrationen oder mit
weiteren Protestaktionen dann öffentlich machten. Aufgabe der
Initiatorinnen und Betreuerinnen der Hashtags bestehe darin, mit
Hintergrundinformationen, Studien und Statistiken den systemischen,
strukturellen Zusammenhang zu Diskriminierung, Sexismus und
sexualisierter Gewalt zu unterstreichen.

Wenn ein einzelnes Hashtag das Patriarchat abschaffen könnte,
hätte ich das längst in die Welt gesetzt. Generell sollten Hashtags am
besten mit konkreten Forderungen nach gesellschaftlichen
Verbesserungen verbunden werden. Und was wäre die Alternative zu einem
Hashtag? Nicht über gesellschaftliche Probleme wie Rassismus zu
sprechen? Das kann es nicht sein.

Während des Vortrags präsentiertes Zitat von Anne Wizorek aus einem
taz-Interview, 27.8.2018

http://taz.de/Anne-Wizorek-ueber-die-Rolle-von-Hashtags/!5527579


Kampf dem Patriarchat

In Frauenbewegungen früherer Jahre wurde ein antipatriarchaler Ansatz,
wenn auch nicht mittels sozialer Medien bzw. Hashtags, verfolgt, um
eine effiziente Gegenwehr aufzubauen. Ob sich die monokausale
Erklärung, das Patriarchat sei (allein) verantwortlich, tatsächlich
als nutzbringend und zielführend erweisen könnte, ließe sich
angesichts bewegungshistorischer Erfahrungen wie auch grundsätzlicher
Überlegungen in Frage stellen. So wurden beispielsweise im Zuge der
Frauenbewegung der 1970er Jahre, um den Kampf gegen
gegengeschlechtlich in Erscheinung tretende Gewalt mit praktischer
Solidarität für betroffene Frauen zu verbinden, Frauenhäuser
aufgebaut, in denen von ihren Ehemännern oder Partnern mißhandelte
Frauen mit ihren Kindern Schutz, Aufnahme und Unterstützung fanden.
Schnell stellte sich heraus, daß die Konflikte, Nöte und
Lebensbedingungen der Betroffenen vielfältiger und vor allem auch
widersprüchlich waren; nicht wenige von ihnen kehrten zu ihren
Peinigern zurück. Kurzum, es reichte nicht.
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Gegen Sexismus und Patriarchat
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Ein zwiespältiges Thema ist auch die vielfach in Anspruch genommene
Opferrolle, die Anne Wizorek in ihrem Vortrag ansprach, indem sie die
Frage stellte, wie mit dem Opferbegriff umzugehen sei. Läßt eine solch
einfache Zuordnung von Opfern und Tätern, Schuld und Unschuld nicht
wesentliches außer acht? Wäre nicht zu überlegen, ob der
gegengeschlechtliche Dauerkonflikt (wie auch Rassismus und weitere
Diskriminierungen bestimmter, anhand welcher Kriterien auch immer
unterscheidbar gemachter gesellschaftlichen Gruppen) eine zentrale
Stütze der Herrschaft des Menschen gegen den Menschen darstellt?

Teile und Herrsche - dieses schon im alten Rom bewährte Prinzip,
Menschen zwecks ihrer besseren Beherrbarkeit systematisch
gegeneinander aufzubringen, könnte, übertragen auf die heutige Idee,
mit Hashtags und anderen Protestformen in öffentlichen und digitalen
Räumen das Patriarchat zu bekämpfen, in aller Unbescheidenheit zu
Ernüchterung und großer Entschlossenheit gleichermaßen ermuntern.


Digitale Gewalt - Angriffe antifeministischer Kräfte

Die Referentin ließ die Probleme und Schwierigkeiten im
hashtag-gestützten Kampf gegen das Patriarchat keineswegs unerwähnt.
Aus eigener Anschauung und Erfahrung wußte sie am Beispiel des 2013
von ihr initiierten Hashtags #aufschrei und der damit ausgelösten
Debatte über (Alltags-) Sexismus zu berichten, wie schnellvergänglich
das große Interesse und öffentliche Echo einer solchen Kampagne in
Internetzeiten tatsächlich ist. Mit diesen Mitteln und unter diesen
Voraussetzungen eine effiziente Gegenwehr aufzubauen, wird dadurch
nicht gerade erleichtert.

Wizorek zufolge besteht ein "schwieriger Zwiespalt" zwischen der auf
andere Betroffene ermutigenden Wirkung, wenn sich Menschen in Hashtags
greifbar und verletzlich machen, und den zusätzlichen Angriffen, die
sie gerade deshalb erfahren. Leider sei es so, daß Zahlen und
Statistiken über zwischenmenschliche Gewalt nicht im gleichen Maße
Betroffenheit und Engagement befördern wie Schilderungen, die uns
persönlich nahegehen, so die Referentin.
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Während Anne Wizoreks Vortrag - Blick von hinten ins Veranstaltungszelt
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Ein Riesenproblem bestehe in der "digitalen Gewalt". Mit diesem
Begriff benannte Wizorek die antifeministischen Gegenangriffe, die
sehr schnell und sehr massiv erfolgten und von sexistischen
Äußerungen, verächtlichen Haßreden bis hin zu persönlichen
Beleidigungen und Nachstellungen reichten. Es müsse klar gesagt
werden, daß Betroffene, die sich in Hashtags geöffnet haben, dadurch
mitunter erhebliche Nachteile erfuhren. Die Hashtag-Initiatorinnen
hätten sich deshalb eine Verantwortungsfürsorge auferlegt, was
bedeutet, daß sie Werkzeuge zum Umgang mit digitaler Gewalt anbieten
und Betroffene unterstützen. Gleichwohl habe diese Realität schon dazu
geführt, daß Hashtags fast vollständig von antifeministischen
Kommentaren gefüllt und besetzt werden, während Frauen und andere von
sexistischer Diskriminierung Betroffene sich zurückziehen.

Der Einschätzung, deshalb seien Hashtags gescheitert, widersprach die
Referentin aufs energischste. Zwar sei es richtig, daß die
Plattformen, auf denen sich Engagierte bewegten, zu einem Ort werden,
an dem sie genau den Angriffen ausgesetzt sind, über die sie sich mit
anderen Betroffenen verständigen und gemeinsam zur Wehr setzen wollen.
Gegenüber den Frauengruppen früherer (und jetziger) Zeiten habe dies
dennoch den Vorteil, daß Sexismus und sexualisierte Gewalt, ob nun in
digitalen oder Offline-Räumen, sichtbar und damit öffentlich gemacht
werden können. Selbst wenn auf einem feministischen Hashtag nur noch
antifeministische Sprüche zu finden sind, dokumentiere dies die
Fortexistenz des in scheinfortschrittlichen Zeiten negierten Problems,
wie in unserer Gesellschaft mit Sexismus und sexualisierte Gewalt
umgegangen und Betroffenen zugehört bzw. nicht zugehört werde.

Wizorek sprach die Rolle der (konventionellen) Medien an, ohne deren
Berichterstattung und Multplikatorwirkung Hashtag-Kampagnen zumindest
in unserem Lande nicht auskommen würden. Die Schneeballeffekte der
jeweiligen Plattformen reichten nicht aus, um eine große
Öffentlichkeit zu erreichen. Medien allerdings setzten, da sie als
kapitalistische Unternehmen selbstverständlich gewinnorientiert
arbeiteten, eher auf eine Sensationalisierung und ließen den
erforderlichen sensiblen Umgang mit Betroffenen wie Thematik häufig
vermissen.

Alles in allem zog die Referentin ein Fazit, wie es angesichts der
langen Geschichte emanzipations- und antipatriarchaler Bewegungen und
Kämpfe kaum ernüchternder hätte ausfallen können: Frau/mensch brauche
geschützte Räume, um sich, als einem ersten Schritt der Gegenwehr,
austauschen zu können, ohne sofort mit genau den Angriffen
konfrontiert zu werden, gegen die sie zu Felde ziehen (wollen).


Fußnoten:


[1] www.monopol-magazin.de

[2] Bei ihnen handelte es sich um die feministischen Aktivistinnen
Anne Wizorek und Penelope Kemekenidou sowie den spanischen Künstler
Vermibus. Die übrigen Referate sowie die geplante Podiumsdiskussion
fielen aus, weil das Festival aus Sicherheitsgründen wegen einer
aufziehenden Gewitterfront abgebrochen werden mußte.


Berichte zum MS Artville-Symposium im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → KUNST → REPORT

BERICHT/063: MS Artville - Kunstanimierte Protestbereitschaft ... (SB)

BERICHT/064: MS Artville - Geschäftsmodell NGO ... (SB)


31. Juli 2019
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GEGENWIND/812: Buch - Versuch und Irrtum. Unbekannte Zweige der Geschichte der Menschheit


Gegenwind Nr. 369, Juni 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

BUCH

Versuch und Irrtum

Unbekannte Zweige der Geschichte der Menschheit

von Reinhard Pohl



Natürlich ist allgemein bekannt, dass die Geschichte der Menschheit
nicht gradlinig verlief. Herrschaften entstanden und vergingen, und
nicht jeder Nachfolgestaat war automatisch höher entwickelt als der
Vorgängerstaat. Und viele Entwicklungen endeten in einer
Sackgasse.


Harald Haarmann beschreibt in diesem Buch 25 Kulturen, mit denen
es nach der Buchankündigung nicht mehr weiter ging. Er ist dabei zum
Glück nicht ganz konsequent, denn er beschreibt auch Kulturen, die
einige ihrer Errungenschaften später an Nachfolger weitergeben
konnten.

Die ersten Kapitel sind archäologischen Funden in Deutschland,
Russland, der Türkei oder Amerika gewidmet, über die man gar nicht
genau weiß, ob deren Entwicklungen (wie der Speer oder unterirdische
Häuser mit Dacheingang) weitergegeben wurden oder nicht.

Es folgen dann Berichte von frühen Hochzivilisationen an Donau, am
Persischen Golf, am Indus oder in der Türkei. Teils sind sie nicht so
bekannt, weil es sich eben "nur" um Zivilisationen und nicht um Reiche
mit Herrschern handelte. Es folgen Beschreibungen von Zivilisationen
in China oder in Punt, von denen man relativ wenig weiß - im Falle von
Punt nicht einmal, wo genau es lag, auch wenn sich heute ein autonomes
Gebiet im Bürgerkriegsland Somalia selbstbewusst "Puntland" nennt.

Bei anderen frühen Kulturen bemüht sich der Autor um Aufklärung, weil
viele Mythen kursieren. So gibt es Berichte, dass es hier oder dort
"Amazonen" gab, also Reiche mit weiblichen Kämpferinnen. Es gab sie
tatsächlich, und zwar nördlich des Schwarzen Meeres auf dem Gebiet der
heutigen Ukraine. Man kann das an Gräbern erkennen, in denen Frauen
Waffen als Grabbeigaben spendiert wurden, teils auch Pferde.
Allerdings ist es ein Mythos, sie hätten sich selbst eine Brust
amputiert, um den Bogen besser spannen und Pfeile kraftvoller
abschießen zu können - nichts davon ist bewiesen, dagegen das
Gegenteil sehr überzeugend.

Weiter geht es mit Zivilisationen in den Anden, in Mittelamerika oder
auf den Osterinseln.

Dann wird auch das Reich von Aksum vorgestellt, in dem vermutlich das
Judentum eine große Rolle spielte und das Gebiete des heutigen
Äthiopien, Eritrea und Jemen umfasste. Allerdings gehört dieses Reich
zu denen, die nicht spurlos "untergegangen" sind - aus dem Reich von
Aksum entstand das "salomonische" Reich von Abessinien, aus dem das
heutige Äthiopien entstand. Zwar behauptet der äthiopische
Gründungsmythos etwas anderes, die Spuren von Aksum sind aber bis
heute in Äthiopien nachweisbar.

Palmyra, die Khmer, Simbabwe und bisher weitgehend unbekannte große
Siedlungen im Amazonas-Gebiet bilden weitere Kapitel des Buches. Dabei
sind die Großsiedlungen im Amazonas-Gebiet bis heute am wenigsten
erforscht und bekannt - bis vor einiger Zeit schätzte man die
Besiedlung des Gebietes vor der europäischen Eroberung als sehr dünn
ein. Vielleicht war das Gebiet im Mittelalter sehr viel dichter
besiedelt als bisher bekannt, darauf deuten einige Spuren der
Großsiedlungen hin. Dann müsste die Todesrate durch das Einschleppen
europäischer Infektionskrankheiten allerdings auch viel, viel höher
sein als bisher bekannt. Vielleicht ein Grund dafür, dass der
Forschungseifer und das dafür zur Verfügung stehende Geld nicht so
hoch ist.

Der Autor ist von Haus aus Sprachwissenschaftler. Insofern beschäftigt
er sich laufend mit den Sprachen, die in den von ihm beschriebenen
Kulturen gesprochen wurden, damit versucht er die Quellen der
Zivilisationen nachzuzeichnen. Er kennt aber auch heutige Genanalysen,
die oft der bisherigen Geschichtsschreibung widersprechen.

Es sind 25 sehr interessante und auch unterhaltsame Kapitel der
Menschheitsgeschichte, die für die meisten komplett neu sein dürften.


Harald Haarmann:

Vergessene Kulturen der Weltgeschichte.

25 verlorene Pfade der Menschheit.

Verlag C. H. Beck, München 2019, 223 Seiten, 18 Euro
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IMI/962: Rüstungsministerin Annegret-Kramp Karrenbauer


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2019/031 vom 25. Juli 2019

Rüstungsministerin Annegret-Kramp Karrenbauer

Aufruf zu deutschlandweiten Gelöbnissen im Spätherbst

von Tobias Pflüger



Die neue Ministerin Annegret Kramp-Karrenbauer (AKK) wurde unter sehr
ungewöhnlichen Umständen vor dem Deutschen Bundestag vereidigt. Am 24.07.
fand eine Sondersitzung, nicht im Bundestagsgebäude, sondern im
"Paul-Löbe-Haus" statt. Die Vereidigung war innerhalb weniger Minuten
vollzogen. Doch dann folgte die Regierungserklärung der neuen
"Verteidigungsministerin" Annegret Kramp-Karrenbauer, und die hatte es in
sich, so wie ihre bisherigen Äußerungen es vermuten ließen.

Unkonkret und allgemein für mehr Aufrüstung, das war der wahrnehmbare
Impetus. Doch da, wo Annegret Kramp-Karrenbauer konkret wurde, war es
deutlich: "Wir wollen uns für Europa stark machen - auch in handfesten
militärischen Fähigkeiten. Vieles haben wir angestoßen. Und wir haben mit
der Ratspräsidentschaft nächstes Jahr die Gelegenheit, die Europäische
Verteidigungsunion auszugestalten - so, wie wir uns das im
Koalitionsvertrag vorgenommen haben." Das heißt übersetzt, dass, obwohl die
neue Ministerin wohl noch nicht recht weiß, was das ist, die Projekte der
EU-Militarisierung wie PESCO (strukturierte militärische Zusammenarbeit in
der EU), wie der Europäische Verteidigungsfonds (EVF) nun im Zentrum der
Aufrüstung stehen werden. Die von Annegret Kramp-Karrenbauer dafür
gebrachte Begründung hat sie von ihrer Vorgängerin Ursula von der Leyen:
"Die Welt ruft nach mehr Europa. Und die Welt braucht mehr Europa",
militärisch versteht sich. Nein! Diese Militärunion ist das letzte was
gebraucht wird.

Und natürlich bekannte sich Annegret Kramp-Karrenbauer zur NATO und dem
dort vereinbarten 2 % Ziel: "An dem Ziel der Bundesregierung, 2%
anzustreben, ein Ziel, auf das sich alle Verbündeten wiederholt geeinigt
haben, halte ich daher fest. Auf dem Weg dahin müssen und wollen wir bis
2024 ein Verteidigungsbudget in Höhe von 1,5% des Bruttoinlandproduktes
erreichen. Diesen Wert haben wir abgestimmt gegenüber der NATO angezeigt
und er entspricht im Minimum auch unserem Bedarf. Es geht hier, um das ganz
deutlich zu sagen, nicht um Wünsche von außen, es geht hier nicht um
Aufrüstung, es geht hier um Ausrüstung und Personal. Es geht um unsere
Bundeswehr. Es geht um eine Bundeswehr, die die Aufgaben erfüllen kann, die
wir ihr geben. Es geht um unser ureigenes Interesse." Wichtig ist jedoch,
eine Vereinbarung ist kein verbindlicher Beschluß und muss nicht vom
Bundestag umgesetzt werden.

Diese Interessen sollen mit den Auslandseinsätzen der Bundeswehr umgesetzt
werden, so Annegret Kamp-Karrenbauers Plädoyer: "In diesem Interesse liegen
die Einsätze, die einsatzgleichen Verpflichtungen, die Dauereinsatzaufgaben
und die Nationale Krisenvorsorge. Rund 18.000 Soldatinnen und Soldaten sind
zurzeit in diesen Aufgaben gebunden, von der Präsenz an den Grenzen unseres
östlichen Bündnisgebietes über die Stabilisierungsmissionen in Afghanistan
und Mali bis zu den Beiträgen zur Bekämpfung des islamistischen Terrorismus
in der Counter-Daesh-Koalition und unseren Stand-by-Verpflichtungen."
Auslandseinsätze zur politischen Interessendurchsetzung. Das riecht schwer
nach "Deutsche Sicherheit wird auch am Hindukusch verteidigt". Stattdessen
wäre es sinnvoll, die Auslandseinsätze der Bundeswehr zu überprüfen und zu
beenden.

Um Annegret Kramp-Karrenbauers Aussagen einmal in konkrete Zahlen zu
übersetzen: Die Bundeswehr schreibt selbst: "In den vergangenen Jahren ist
der Verteidigungshaushalt schrittweise angestiegen. 2014 betrug der
Soll-Etat noch 32,4 Milliarden Euro. 2017 erhöhte er sich bereits auf rund
37 Milliarden Euro. Im Jahr 2019 liegt er nunmehr bei rund 43,2 Milliarden
Euro. [...] Der Anteil des Verteidigungsetats am Bundeshaushalt beläuft
sich im Jahr 2019 auf 12,1 Prozent. Für investive Maßnahmen sind rund 9,9
Milliarden Euro vorgesehen." Mit investiven Maßnahmen sind vor allem
Beschaffungen neuer Rüstungsprojekte gemeint.

Im nicht öffentlichen "Fähigkeitsprofil der Bundeswehr", auf das sich
Annegret Kramp-Karrenbauer in ihrer Rede bezog, werden für 1,5 % des BIP im
Jahr 2023 60 Milliarden Euro Militärhaushalt angegeben, konkret
durchgeplant mit Rüstungsprojekten und entsprechenden Zeitplanungen. Werden
2 % des BIP zugrunde gelegt, wie Annegret Kramp-Karrenbauer es fordert,
sind bis 85 Mrd. Euro erwartbar, so haben es Wissenschaftler von SWP und
DGAP ausgerechnet, 60 bis 85 Mrd. Euro u.a. für Beschaffungsprojekte.
Beschaffungsprojekte, die Jahre später kommen werden und viel mehr kosten
werden als veranschlagt wurde, so wie bisher. Und: Diese
Beschaffungsprojekte, die dann noch verstärkter angeschafft werden, werden
dann auch für den Rüstungsexport genutzt werden. So sind steil ansteigende
Rüstungsexportzahlen schon jetzt vorprogrammiert.

Viele Beschaffungsprojekte werden wieder nicht wirklich funktionieren. Die
bisherige Ministerin hat dann parallel einfach weitere Rüstungsprojekte
bestellen lassen, und hat sich dabei umfangreich "beraten" lassen. Annegret
Kramp-Karrenbauer meinte: "Die Mittel, die Sie in diesem Haus zur Verfügung
stellen, müssen schneller und reibungsloser als bisher in Personal und
Material sichtbar und spürbar investiert werden. Das gilt für die Projekte,
die wir gemeinsam mit unseren europäischen Partnern entwickeln, wie das
künftige Kampfflugzeug und den Kampfpanzer. Und für die nationalen
Projekte, die Sie alle kennen. Wir werden bis zum Herbst entscheiden und
vorlegen, wann wir in dieser Legislaturperiode mit welchen Projekten in das
Parlament gehen." Das von Annegret Kramp-Karrenbauer extra erwähnte
"Kampfflugzeug", sie meint damit wohl das "Future Combat Air System"
(FCAS), wird schon jetzt als Gesamtsystem mit ca. 100 Milliarden Euro
berechnet. Hier deuten sich viele Milliardengräber an. Politisch
verantwortlich für diese immense Geldverschwendung ist ab sofort Annegret
Kramp-Karrenbauer, die CDU-Vorsitzende.

Aufrüstung kostet sehr viel Geld, ein Grund mehr, warum Annegret
Kramp-Karrenbauer die Bundeswehr sichtbarer machen will. Der fast
konkreteste Vorschlag ihrer Regierungserklärung war die Ankündigung von
öffentlichen Gelöbnissen überall im Land am 12. November zum Geburtstag der
Bundeswehr, und Annegret Kramp-Karrenbauer hätte am liebsten ein
öffentliches Gelöbnis "vor dem Reichstag". Diese Gelöbnisse, sollten sie
stattfinden, werden berechtigterweise nicht ohne Protest ablaufen.

Diese Regierungserklärung von Annegret Kramp-Karrenbauer klang über weite
Strecken wie eine einzige Aufrüstungserklärung. Hier sprach eine
Aufrüstungsministerin. Aufrüstungswille gepaart mit offensichtlicher
Inkompetenz. "Ist das eine Kriegserklärung?" und wenn ja, gegen wen
eigentlich? Nein, die Ankündigungen dieser Ministerin "versprechen" nichts
Gutes. Wir brauchen statt dieser angekündigten Aufrüstung, endlich ein
Umsteuern, Investitionen in Ziviles, z.B. im Bereich der Pflege und
Abrüstung, das wäre das Gebot der Stunde!

 * 
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KAZ/303: 60 Jahre Cubanische Revolution - Fidels Ideen leben weiter


KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 367, Juni 2019

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

60 Jahre Cubanische Revolution - Fidels Ideen leben weiter



Unter diesem Motto stand die vielseitige Konferenz am 18. Mai 2019 in
dem alternativen Kulturhaus "Thealozzi" in Bochum. Veranstalter war
das Netzwerk Cuba e.V. (mit 37 Mitgliedsorganisationen), von denen vor
allem die Solidaritätsgruppen vor Ort, die "Humanitäre Cuba Hilfe
Bochum e.V." und die "Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba, Gruppe
Essen" für die gelungene Organisation des Tages verantwortlich
zeichneten.

Zwei cubanische Wissenschaftler, Frau Dr. Francisca López Civeira,
Inhaberin des Fidel-Lehrstuhls der Universität Havanna und ihr
Schüler, jetzt selbst Lehrbeauftragter, Fabio Fernández López, waren
Hauptredner. Moderiert vom Journalisten Volker Hermsdorf sprachen sie
leidenschaftlich zum Thema: Die Bedeutung der cubanischen
Revolution, ihr gelebter Internationalismus, die Bedeutung Fidels und
seiner Ideen sowie zum Stand des Aufbaus eines Fidel-Instituts in
Havanna. Die Beiden machten schon optisch die Kontinuität
deutlich: die Eine, die sehr ergreifend davon sprach, dass eine
wissenschaftliche Laufbahn für sie als Kind spanischer Arbeiter ohne
die Revolution nicht vorstellbar gewesen wäre, der Andere, der
gradlinig seinen Weg aufgrund des cubanischen Bildungswesens und der
staatlichen Förderung gehen konnte. Kernpunkte ihrer Vorträge waren:


	die ständige Verbindung mit dem Volk,

	der Zusammenhang von nationaler Souveränität und sozialistischer Perspektive

	der Einsatz für "Unser America" und die unterdrückten Völker der Welt

	das strategische Denken ohne Vernachlässigung der Taktik

	die marxistische Analyse der Klassenverhältnisse Lateinamerikas unter Berücksichtigung der Ideen des hochverehrten kubanischen Schriftstellers und Revolutionärs Jose Marti

	die sozialistische Zukunft der Insel, die heute stark von der Jugend gestaltet wird, unter der Losung: YO SOY CUBA!



Am Nachmittag wurden vier Workshops durchgeführt, in denen Vertreter
von sozialen und antimilitaristischen Bewegungen aus Deutschland
zusammen mit Vertretern der Cuba-Solidarität erarbeiteten, wie mit
sozialen Problemen und dem Abbau demokratischer Rechte in unserem Land
umgegangen wird, welche Kämpfe geführt werden müssen, welche Lösungen
Cuba für sich gefunden hat.

Diskutiert wurde:


	der Kampf gegen Aufrüstung und Kriegsgefahr, für Frieden und das Selbstbestimmungsrecht der Völker (Antikriegsbündnis Aachen)

	gewerkschaftlicher Widerstand in der Pflege (Verdi)

	Aufgaben in der Klima- und Umweltpolitik (reg. Naturfreundegruppen)

	Demokratie und Polizeiwillkür (Komitee Oury Jalloh)



Konsens in allen Diskussionen war: im Kapitalismus können nur
Teilziele erreicht werden - erst der Sozialismus bereitet den Boden
für ihre volle Verwirklichung.

Die abschließende Podiumsrunde versuchte einen Ausblick auf die
Fragen:

Wie geht es weiter in Cuba und Lateinamerika?

Was können wir auch bei uns tun, damit eine andere Welt möglich wird?


Und zwar angesichts der Zuspitzung der politischen Rechtsentwicklung
in vielen Ländern Lateinamerikas, der wachsenden Kriegsgefahr, der
Verschärfung der US-Blockade gegen Cuba (mit ihren Folgen für das
cubanische Volk), der imperialistischen Bedrohung Venezuelas (unter
der schändlichen Mithilfe deutschen Außenministers Heiko Maas), der
zunehmenden US-Agression gegen den Iran, der Situation in Nahost: v.a.
in den von Interventionskriegen und Besetzungen zerrütteten Ländern
Syrien, Libyen, Palästina, Jemen ...

Den Abschluss fand die Veranstaltung mit Liedern des kubanischen
Gitarristen Daniel Rodríguez und Simone Barrientos (MdB und
Künstlerin), die Gedichte von Victor Jara und Pablo Neruda vortrug und
schließlich mit dem Auftritt des Schauspielers Rolf Becker, der
kraftvoll die ergreifende Rede Fidels 1953 vor Gericht zu Gehör
brachte: "Die Geschichte wird mich freisprechen".

Im Haus war die Ausstellung "Gesichter Cubas" des Fotografen
Wolfgang Frotscher zu sehen. Die Cubanische Botschaft hatte die Gäste
mit cubanischen Essen überrascht wie auch die gastgebenden Gruppen
dafür gesorgt hatten, dass der Tag in jeder Beziehung ein Erfolg
wurde.

Die Veranstaltung hat die Motivation für kommende Auseinandersetzungen
und Kämpfe in unserem Land gestärkt und deutlich werden lassen, dass
Cuba, das Beispiel Fidels, die Werte, die er und die anderen Führer
der Revolution gelebt haben, eine Richtschnur auch für uns in Europa
sein kann.

Anna

(Mitglied des Vorstands Netzwerk Cuba e.V.)

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2410: Sudan - Kampf für Demokratie


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 7/8 · Juli/August 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Sudan: Kampf für Demokratie

Weitere Massenproteste sind angekündigt - Solidarität ist nötig

von Harald Etzbach



Es müssen sich am 3. Juni in der sudanesischen Hauptstadt Khartum
schreckliche Szenen abgespielt haben. An diesem Tag überfielen
paramilitärische Einheiten das friedliche Sit-in vor dem Oberkommando
der sudanesischen Armee. Augenzeugen berichten von Soldaten, die
wahllos um sich schossen, auf Demonstranten einprügelten und Zelte
niederbrannten.


Die Leichen getöteter Demonstranten seien in den Nil geworfen
worden. Ein Video von den Ereignissen zeigt Menschen, die in Panik
davonlaufen, es sind Schüsse zu hören, auf dem Boden liegen reglose
menschliche Körper. Über die Zahl der Opfer gibt es unterschiedliche
Angaben, es ist von über 130 Toten, über 700 teils schwer verletzten
Menschen und unzähligen Vergewaltigungen die Rede.

Nach der Auflösung des Sit-ins gingen die Attacken der Paramilitärs
noch weiter. So wurden mehrere Krankenhäuser überfallen, in denen
Verletzte eingeliefert worden waren. Verwundete wurden gezwungen, die
Notaufnahmen zu verlassen, und mindestens ein Arzt wurde verhaftet,
zudem gab es laut Berichten weitere sexuelle Übergriffe. Auch
außerhalb der Hauptstadt wurden Sit-ins auf öffentlichen Plätzen
aufgelöst, so etwa in Port Sudan im Norden sowie Gadarif und Sinja im
Osten des Landes.


Brutale Unterdrückung

In Khartum begann der friedliche Protest vor dem Sitz des
Oberkommandos Ende April. Seither waren in der immer weiter wachsenden
Zeltstadt Tausende von Menschen aus allen Berufsgruppen und Schichten
der Bevölkerung zusammengekommen, um für ein Ende der
Militärherrschaft und eine zivile Übergangsregierung zu demonstrieren.

Unter dem Druck der öffentlichen Aktionen war schließlich im Mai eine
Einigung erzielt worden. Beschlossen wurde die Bildung einer
Übergangsregierung, jeweils zur Hälfte aus Vertretern des Militärs und
Vertretern des Oppositionsbündnisses, für die Dauer einer dreijährigen
Übergangsphase. Offenbar ging aber bereits diese Vereinbarung einigen
Hardlinern in der herrschenden Militärclique zu weit.

Angeführt wurde der Überfall auf die friedlichen Demonstranten
offenbar von Einheiten der Rapid Support Forces (RSF), einer
berüchtigten Miliz, die in den letzten Jahren mit großer Brutalität
den Aufstand in Darfur im Süden des Landes niedergeschlagen hat.
Angehörige der RSF kämpfen zudem als Söldner auf der Seite
Saudi-Arabiens und der Vereinigten Arabischen Emirate im Jemenkrieg.

Die Miliz wurde 2013 von dem im April gestürzten ehemaligen
sudanesischen Präsidenten Omar al-Bashir geschaffen. Sie untersteht
unmittelbar dem mächtigen Geheimdienst National Intelligence and
Security Service (NISS). Für al-Bashir dienten die RSF als
Parallelorganisation zum regulären Militär wie auch zu diversen
anderen paramilitärischen Verbänden, mit dem Ziel, sich gegen
Putschversuche aus deren Reihen abzusichern. Die RSF agieren daher
politisch wie finanziell weitgehend autark. Bereits im September 2013
waren die RSF an der Niederschlagung einer Protestbewegung beteiligt.
Damals gingen Menschen in mehreren Städten des Landes auf die Straße,
um gegen die Kürzung von Subventionen für Grundnahrungsmittel zu
demonstrieren. 170 Menschen sollen dabei getötet, mehrere hundert
verletzt worden sein.


Die Rolle der EU

Kommandeur der RSF ist Mohammed Hamdan Dagalo, genannt Hemeti. Formal
der stellvertretende Vorsitzende des militärischen Übergangsrats, ist
Dagalo tatsächlich der eigentlich starke Mann in diesem Gremium. Seit
2014 haben die RSF auch die Kontrolle der sudanesischen Grenzen
übernommen. In dieser Funktion wurden die RSF dabei im Rahmen des
sogenannten Khartum-Prozesses massiv von der Europäischen Union
unterstützt.

In den vergangenen Jahren hat die EU mehrere hundert Millionen Euro an
den Sudan vergeben. Ihr Ziel ist, die Flüchtlingsströme, die den Sudan
Richtung Norden durchqueren, bereits vor der libyschen oder
ägyptischen Grenze aufzuhalten und damit ein Weiterkommen nach Europa
zu verhindern. Die EU ist aus diesem Grund finanziell am Bau von zwei
von den RSF und anderen betriebenen Flüchtlingslagern im Sudan
beteiligt. Zudem wurden die RSF mit Hilfe von EU-Geldern mit Kameras,
Scannern und elektronischen Servern zur Registrierung von Flüchtlingen
aufgerüstet - einem Equipment, das natürlich genauso gut zur
Überwachung und Kontrolle von Protestbewegungen benutzt werden kann.
Milizenchef Hemeti sah sich daher in der Vergangenheit gerne auch
einmal als Verbündeter der EU. Diese verliere "Millionen im Kampf
gegen Migration, deswegen müssen sie uns unterstützen", sagte er vor
zwei Jahren dem Sender al-Jazeera.

Die deutsche Regierung hat in diesem Zusammenhang verschiedentlich
betont, dass sie im Sudan lediglich über die Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit (GIZ), eine bundeseigene
Entwicklungsagentur, aktiv sei und keine Gelder unmittelbar an das
Militärregime gingen. Tatsächlich aber werden die 46 Millionen Euro,
die die GIZ im Sudan verwaltet, im Rahmen des sog.
Better-Migration-Management-Programms u.a. für die Schulung von
Grenzsoldaten verwendet, darunter wohl auch Angehörige der RSF. Eine
Zusammenarbeit bei technischen und logistischen Problemen der
Grenzkontrolle besteht außerdem zwischen der deutschen Bundespolizei
und der sudanesischen Polizei.

Nur wenige Tage vor dem Massaker in Khartum besuchten Hemeti und
General Abdel Fattah al-Burhan, der Chef des militärischen
Übergangsrats, eine Reihe von Treffen, die von Saudi-Arabien zusammen
mit der Arabischen Liga und dem Golfkooperationsrat einberufen worden
waren. Das Internetmagazin Middle East Eye berichtete unter
Berufung auf einen nicht genannten sudanesischen Militärexperten, bei
diesen Gesprächen sei es unter anderem auch um die Vorgehensweise
gegen die Proteste im Sudan gegangen. al-Burhan sei dabei von
Saudi-Arabien und seinen Verbündeten "grünes Licht" für eine
gewaltsame Auflösung des Sit-ins vor dem sudanesischen Oberkommando
gegeben worden. Ähnliche Gespräche hatten zuvor schon mit Ägypten
stattgefunden. Zudem hatten Saudi-Arabien und die Vereinigten
Arabischen Emirate den sudanesischen Militärrat bereits im April mit
Finanzhilfen in Höhe von drei Milliarden US-Dollar unterstützt.


Russland und die USA

Während Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate in
offiziellen Erklärungen nach dem Massaker vom 3.Juni noch die
Notwendigkeit eines konstruktiven Dialogs betonten und die EU die
Einsetzung einer zivilen Übergangsregierung forderte, stellte sich
Russland faktisch offen hinter die Militärregierung. So betonte der
stellvertretende russische Außenminister Michail Bogdanow, man müsse
im Sudan die Ordnung wieder herstellen und den Kampf gegen
"Extremisten und Provokateure" aufnehmen.

Diese Äußerung ist nicht verwunderlich, denn für die russische
Afrikapolitik spielt der Sudan schon seit längerer Zeit eine wichtige
Rolle. So trat Anfang Mai dieses Jahres eine Vereinbarung in Kraft,
die noch vom gestützten Präsidenten al-Bashir ausgehandelt worden war:
Russische Kriegsschiffe erhalten demnach die Erlaubnis, sudanesische
Häfen zu benutzen. Damit ist Russland seinem Ziel, Marinestützpunkte
in Afrika zu errichten, deutlich nähergekommen - mit der Nutzung
sudanesischer Häfen positioniert sich Russland damit sogar in
unmittelbarer Nähe des strategisch wichtigen Suezkanals.

Als ausdrückliches Ziel wird in der Vereinbarung ferner die
Entwicklung einer umfangreichen militärischen Kooperation zwischen den
beiden Ländern genannt, unter anderem auch der Erfahrungsaustausch
über internationale Friedensmissionen im Rahmen der UNO. Zudem plant
das russische Verteidigungsministerium im Sudan die Einrichtung eines
Büros zur Ausbildung der sudanesischen Armee und von Personal, das von
Russland gelieferte Waffen und militärische Ausrüstung benutzen und
warten soll. Zugleich mit den Militärabkommen hat Russland auch eine
Reihe von Verträgen zum Abbau von Rohstoffen im Sudan geschlossen.
Insbesondere im Westen des Landes werden große Uranvorkommen vermutet.
Zum Schutz sudanesischer Minen sollen dabei unter anderem auch Söldner
des privaten russischen Militärunternehmens Wagner eingesetzt worden
sein.

Die USA haben zwar eine "unabhängige und glaubwürdige" Untersuchung
der Ereignisse vom 3. Juni gefordert, bisher aber keine konkreten
Schritte in dieser Richtung unternommen. Trumps erratische
Außenpolitik scheint im Augenblick vor allem auf eine Eindämmung des
Iran zu zielen, und dieses Interesse teilt er mit Saudi-Arabien und
den Golfstaaten, den Unterstützern der sudanesischen Militärregierung.

Generalstreik

Trotz massiver Repression und teils offener, teils verdeckter
internationaler Unterstützung für das Militärregime geht die
Revolution im Sudan weiter. Ein Generalstreik eine Woche nach dem
Massaker vom 3. Juni wurde trotz der vom Regime verhängten
Internetsperre massenhaft befolgt. Überall im Land finden auch
weiterhin kleinere Demonstrationen statt. An der Ribat-Universität in
Khartum organisierten Studenten aus Protest gegen vorgezogene
Examensprüfungen am 22. Juli ein Sit-in auf dem Campus. Die Studenten
forderten außerdem eine zivile Übergangsregierung.

Die Opposition hat für den 30.Juni weitere Massendemonstrationen
angekündigt, nachdem die Militäjunta einen Vorschlag Äthiopiens für
eine Übergangsregierung aus Militärs und Zivilisten abgelehnt hat. Das
Datum hat symbolische Bedeutung, es ist der 30. Jahrestag des
Staatsstreichs, der 1989 den ehemaligen Präsidenten Omar al-Bashir an
die Macht brachte und die letzte gewählte Regierung des Sudan stürzte.

Offenbar spielen die Generäle nach der Zerschlagung des Sit-ins vor
dem Gebäude des Oberkommandos jetzt auf Zeit, daher ist es
entscheidend, dass der Druck der Straße wieder zunimmt. Ebenso wichtig
ist die Organisierung internationaler Solidarität und Öffentlichkeit
sowie eine Kampagne, die von den europäischen und anderen Regierungen
fordert, ihre Zusammenarbeit mit dem sudanesischen Militärregime zu
beenden. Schließlich wird es für die Protestbewegung im Sudan
angesichts von massiver gewaltsamer Repression durch die Armee und
paramilitärische Gruppen entscheidend sein, ob es ihr gelingt,
einfache Soldaten dazu zu bewegen, sich der Revolution anzuschließen
und sie zu verteidigen. Dass dies eine reale Möglichkeit ist, zeigen
Berichte über Verhaftungen Dutzender von Soldaten, die sich geweigert
haben, gegen die friedliche Belagerung des Oberkommandos gewaltsam
vorzugehen.
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MELDUNG/1014: Podcast - Einblicke in exzellente Forschung (idw)


Humboldt-Universität zu Berlin - 24.07.2019

Podcast: Einblicke in exzellente Forschung

Unendliche Weiten, faszinierende Welten - der Wissenschaftspodcast der HU
Berlin



Warum bauen Menschen eine emotionale Beziehung zu einem Roboter auf, aber
nicht zu ihrem Staubsauger? Werden wir vielleicht sogar lieber von einem
Roboter gepflegt als von einem fremden Menschen? Wie müsste der Bauboom in
Berlin eigentlich gestaltet sein, damit wir uns an die 1,5 Grad
Klimaerwärmung anpassen?

Mit Fragen wie diesen und den Antworten von Forschenden der 
Humboldt-Universität zu Berlin (HU) will die HU direkt an die Inhalte, 
direkt zu den Forschenden. Die Radiojournalistin Cora Knoblauch geht mit 
den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern im Wissenschaftspodcast der 
HU zu den Orten, die für die Forschenden wichtig sind, wo diese anschaulich
machen können, worum es Ihnen eigentlich geht, was sie bewegt und
antreibt.

Exzellente Podcasts der Humboldt-Universität

Cora Knoblauch traf sich mit der Ingenieurspsychologin Prof. Dr. Linda
Onnasch. Sie sprachen über das Verhältnis, das Menschen zu Robotern
aufbauen und welchen Einfluss die Gestaltung einer solchen Maschine auf
den Umgang mit ihr hat. Der nächste Podcast erscheint am 21. August mit
Dr. Carl-Friedrich Schleußner zum Thema Klimawandel und die
Initiative #FridaysForFuture.

Wer nicht so lange auf die nächste Folge des Wissenschaftspodcasts warten
möchte, der kann ab 7. August in den Studierendenpodcast der HU "sounds
clever" über nachhaltige Kleidung mit der HU-Studentin und Initiatorin
Nora Vehling reinhören.

Sie finden die Podcasts der Humboldt-Universität auch auf Spotify und
Apple Podcasts.


Weitere Informationen:

https://hu.berlin/podcampus

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:
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MUSIK/578: BR/3sat - Nürnberger Klassik Open Air 2019, 4./11.8.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 19. Juli 2019

Nürnberger Klassik Open Air 2019

Sonntag, 4. August 2019, 22.30 Uhr, BR Fernsehen

Sonntag, 11. August 2019, 10.55 Uhr, 3sat



Ende Juli heißt in Nürnberg: Zeit für die beiden größten Klassik Open
Air-Konzerte Europas! Auch 2019 begleitet BR-KLASSIK die beiden
Events, die jedes Jahr jeweils bis zu 70.000 Besucher in den
Luitpoldhain ziehen, auf vielen Plattformen. Am 21. Juli ist der
Hörfunk live beim Klassik Open Air-Debüt der neuen
Generalmusikdirektorin Joana Mallwitz mit der Staatsphilharmonie
Nürnberg dabei. Das Konzert mit Kahchun Wong, dem Chefdirigenten der
Nürnberger Symphoniker, am 3. August überträgt BR-KLASSIK ebenso live
im Hörfunk und Video-Livestream - sowie als Aufzeichnung im BR
Fernsehen und in 3sat.

Unter dem Motto "Blue Note", dem wichtigsten "Gewürz" der Jazz- und
Blues-Harmonik, dirigiert und moderiert Generalmusikdirektorin Joana
Mallwitz am Sonntag, 21. Juli, um 20.00 Uhr Musik aus Amerika. Ihr zur
Seite stehen zwei junge, hochkarätige Solisten: der deutsche Pianist
Michail Lifits, der 2009 beim Busoni-Wettbewerb alle 1. Preise gewann,
und der Wiener Klarinettist Andreas Ottensamer, Soloklarinettist der
Berliner Philharmoniker und weltweit gefeierter Star.

Auf dem Programm stehen u.a. Gershwins "Rhapsody in Blue", die
Symphonischen Tänze aus Bernsteins "West Side Story", Artie Shaws
Klarinettenkonzert und Dvoráks "Largo" aus seiner Symphonie "Aus der
neuen Welt".

BR-KLASSIK - Studio Franken überträgt ab 20.00 Uhr live und in
Surroundtechnik im Hörfunk aus dem Nürnberger Luitpoldhain. In der
Konzertpause gibt es ein Interview von Ursula Adamski-Störmer mit
Joana Mallwitz und Andreas Ottensamer.


"Europa über alle Grenzen" mit den Nürnberger Symphonikern
unter Leitung von Kahchun Wong

Ganz im Zeichen Europas steht der Abend am Samstag, den 3. August,
wenn sich Tschaikowsky mit seinen Rokoko-Variationen vor Mozart
verneigt und Jean-Baptiste Arban mit seinen brillanten Variationen
über den "Karneval in Venedig" Verdi huldigt. Weltklasse-Solist in
beiden Werken ist der russische "Paganini der Trompete", Sergei
Nakariakov. Zugleich starten die Nürnberger Symphoniker beim Klassik
Open Air das digitale Mitmachprojekt "Pachelbel 4.0 - Musik über alle
Grenzen", das in Kooperation und als Ko-Produktion mit BR-KLASSIK -
Studio Franken entstand.

In der Konzertpause begrüßt Moderator Roland Kunz Dirigent Kahchun
Wong und Solist Sergej Nakarjakov live als Interview-Gäste auf der
roten BR-KLASSIK-Couch.

Neben der Live-Übertragung in BR-KLASSIK/Hörfunk und dem
Video-Livestream auf br-klassik.de kann man den Abend auch im
Facebook-Livestream verfolgen.

BR Fernsehen zeigt am Sonntag, 4. August, um 22.30 Uhr eine
Aufzeichnung des Konzerts, 3sat, das Programm von ZDF, ORF, SRF und
ARD, sendet es am Sonntag, 11. August um 10.55 Uhr.


Die Übertragungen des Nürnberger Klassik Open Air im
Überblick:

Sonntag, 21. Juli 2019, 20.00 Uhr - live

BR-KLASSIK/Hörfunk: Liveübertragung in surround mit der
Staatsphilharmonie Nürnberg unter Leitung von Joana Mallwitz

Samstag, 3. August 2019, 20.00 Uhr - live

BR-KLASSIK/Hörfunk: Liveübertragung in surround mit den Nürnberger
Symphonikern unter der Leitung von Kahchun Wong

Video-Livestream auf www.br-klassik.de(anschließend als Video on
demand abrufbar auf br-klassik.de/concert)

Liveübertragung auf Facebook (facebook.com/br-klassik und
facebook.com/BRFranken)

Sonntag, 4. August 2019, 22.30 Uhr, BR Fernsehen

Aufzeichnung des Konzerts vom 3. August mit den Nürnberger
Symphonikern unter der Leitung von Kahchun Wong

Sonntag, 11. August 2019, 10.55 Uhr, 3sat

Aufzeichnung des Konzerts vom 3. August mit den Nürnberger
Symphonikern unter der Leitung von Kahchun Wong in 3sat, dem Programm
von ZDF, ORF, SRF und ARD

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 19. Juli 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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MUSIK/577: WDR - Eurovision Choir 2019, 3.8.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 25. Juli 2019

Eurovision Choir 2019

Der große Chorwettbewerb aus Göteborg im WDR Fernsehen

Samstag, 3. August 2019, ab 20.15 Uhr, WDR Fernsehen



Es ist das europäische Kräftemessen im Chorgesang - das Pendant zum
Eurovision Song Contest (ESC): Zum zweiten Mal treffen sich die besten
Laienchöre Europas, um mit Musik vom traditionellen Volkslied über Pop
bis zur Klassik den besten Chor im Wettbewerb 2019 zu küren. Zehn
Länder übertragen das Event live. Der WDR sendet den Eurovision Choir
am Samstag, den 3. August ab 20.15 Uhr im WDR Fernsehen und im Live-
Stream unter wdr.de.

Gastgeber des Eurovision Choir 2019 ist das schwedische Göteborg. Für
Deutschland geht BonnVoice ins Rennen. Der Preisträger der WDR-Show
"Der beste Chor im Westen 2018" tritt mit seiner unverkennbaren
Mischung aus klassischem, jazzigem und poppigem Repertoire gegen neun
weitere Chöre an: Almakalia (Belgien), Vocal Line (Dänemark), Babite
Municipality Mixed Choir MASKA (Lettland), Volve Vokal (Norwegen),
Alba (Schottland), Jazzva (Slowenien), Zero8 (Schweden), Cake O'Phonie
(Schweiz) und Ysgol Gerdd Ceredigion (Wales).

Über den Gewinner entscheidet eine professionelle Jury. Die drei
Juroren sind Katarina Henryson aus dem A-Cappella-Quintett "The Real
Group", der englische Komponist und Dirigent John Rutter, der zu den
bedeutendsten Komponisten unserer Zeit für Chorliteratur zählt, sowie
Arrangeur und Produzent Deke Sharon, der als Vater der
zeitgenössischen A-Cappella-Musik gilt.

Die Show wird kommentiert von "Mr. Eurovision" Peter Urban. Seit 1997
verleiht der passionierte Musikjournalist dem Finale des Eurovision
Song Contests seine Stimme. Kurz vor dem Start in Göteborg berichten
die WDR-Moderatorinnen Catherine Vogel und Nora Abu-Oun aus der
Heimatsstadt des Chores in Bonn und direkt vor Ort aus Göteborg.

2017 fand der von der Europäischen Rundfunkunion (EBU) in
Zusammenarbeit mit INTERKULTUR organisierte Wettbewerb zum ersten Mal
statt. Jetzt wird der Eurovision Choir im Zwei-Jahres-Rhythmus
ausgetragen. Jedes der teilnehmenden Mitglieder der EBU entsendet
einen Chor, der das jeweilige Land vertritt. Der Sieger wird
ausschließlich durch ein Juryvoting ermittelt. Nachdem die deutschen
Teilnehmer 2017 noch durch eine interne Auswahl ermittelt wurden,
treten 2019 die Sieger des WDR-Formats "Der beste Chor im Westen 2018"
für Deutschland an. Der Siegerchor des Eurovision Choir 2019 erhält
als Hauptpreis eine Reise zu den 11. World Choir Games, dem weltweit
größten internationalen Chorwettbewerb, der 2020 in der Region
Flandern in Belgien ausgetragen wird. Hier werden rund 500 Chöre und
25.000 Teilnehmer aus 70 Nationen erwartet.

derbestechor.wdr.de 

https://www1.wdr.de/unterhaltung/unterhaltung-im-westen/chorwettbewerb/index.html

http://www.eurovisionchoir.tv/

http://www.wcg2020.com/

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 25. Juli 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100
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Internet: www.wdr.de
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MELDUNG/1936: Deutschlandfunk - Die Datscha, ein paar Quadratmeter Glück, 3.8.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ein paar Quadratmeter Glück

Mit Reportagen von Gesine Dornblüth

Gesichter Europas

Samstag, 3. August 2019, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Wenn es Sommer wird, leeren sich in Russland die Städte. Die Menschen
ziehen auf die Datscha. Das Sommerhaus ist Freiheitssymbol und
Rückzugsort. Erlaubt ist, was anderswo verboten ist, hier kann frei
geredet und gelebt werden. Trotzdem: Die große Politik schwingt auf
den Datschen immer mit. Die Selbstversorgung spielt angesichts
wirtschaftlicher Unsicherheit für viele eine große Rolle. Wer die
richtigen Verbindungen hat, bekommt ein Grundstück in Toplage und baut
sich statt eines Holzhauses eine protzig-prunkvolle Villa. Bis heute
ist das Ferienhaus tief in der russischen Kultur und Geschichte
verwurzelt. Die "Gesichter Europas" sind unterwegs. Auf geht's: "Na
datschu!"

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. Juli 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1935: Deutschlandfunk - Christopher Street Day in Falkensee!, 2.8.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

CSD in Falkensee!

Von Étienne Roeder

Mikrokosmos - Die Kulturreportage

Freitag, 2. August 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Vor 50 Jahren wehrte sich die schwule Community in den USA gegen
Polizeigewalt. Aus dem Aufstand im Stonewall, einem Lokal in der New
Yorker Christopher Street, sind die alljährlichen prides entstanden,
Straßenumzüge unter der Regenbogenflagge, die mittlerweile weltweit
zelebriert werden. In Großstädten wie Sydney und São Paulo,
Köln oder Berlin feiern jedes Jahr im Juni Hunderttausende Diversität
und Toleranz, die Paraden werden immer bunter und länger. Doch wie
sieht es fernab der Metropolen aus? Kann die Provinz auch posh und
camp? In Falkensee am Rande Berlins, in der brandenburgischen Provinz,
organisieren Freiwillige 2019 den ersten Christopher Street Day (CSD).
Unterstützt werden sie von erfahrenen CSDlern, die im Ringen für die
Rechte sexueller Minderheiten sozialisiert wurden. Aber auch
Jugendliche, die viele Errungenschaften der Community als
selbstverständlich wahrnehmen, stellen den CSD auf die Beine.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. Juli 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MELDUNG/1934: Deutschlandfunk Kultur - 200 Jahre Goethes "West-östlicher Divan", 2.8.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Lyriksommer

Poetischer Brückenschlag zwischen den Welten

200 Jahre Goethes "West-östlicher Divan"

Von Astrid Nettling

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 2. August 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Im Frühsommer 1814 liest der bereits 65-jährige Goethe zum ersten Mal
den gesamten "Divan" von Hafis, das lyrische Werk des größten
persischen Dichters. Die Lektüre schlägt ein wie ein Blitz. In Hafis
findet er einen Geistesverwandten - seinen fernen Zwilling. Es ist der
Anstoß zu seinem geistigen Aufbruch in den Orient, zu seinem
dichterischen Brückenschlag zwischen West und Ost. Vor 200 Jahren, im
August 1819, erscheint die erste Ausgabe des "West-östlichen Divans".
Für Goethe ist es der dichterische Ertrag seiner Überzeugung, dass
über Schranken und Beschränkungen der eigenen Welt hinweg
unterschiedliche Welten und Kulturen sich begegnen und verstehen
können.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. Juli 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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MELDUNG/290: Historisches Musikarchiv im Wiener Stephansdom nach Wasserschaden gerettet (idw)


Österreichische Akademie der Wissenschaften - 25.07.2019

Historisches Musikarchiv im Wiener Stephansdom nach Wasserschaden
gerettet



Durch einen tropfenden Wasserhahn wurden Tausende Notenblätter im Wiener
Stephansdom in Mitleidenschaft gezogen. Doch Musikwissenschaftlerin
Elisabeth Hilscher von der Österreichischen Akademie der Wissenschaften
und ihre Studierenden von der Universität Wien konnten das historische
Musikarchiv in monatelanger Arbeit vollständig retten. Nun wurden die
Sicherungsmaßnahmen erfolgreich abgeschlossen.

Wasser und Papier vertragen sich bekanntlich nicht allzu gut: Vor einem
Jahr wurde bekannt, dass im Curhaus (dem "Pfarrhof") des Stephansdoms in
Wien Tausende, teils wertvolle und einzigartige Notenblätter durch einen
Wasserschaden in erhebliche Mitleidenschaft gezogen worden sind. Ein
tropfender Wasserhahn hatte lange Zeit unbemerkt die im Archivraum im 4.
Stock gelagerten historischen Bestände der Dommusik durchfeuchtet. Mehrere
Zentimeter Wasser hatten sich am Boden angesammelt. Mit Schimmelflecken,
verwaschener Tinte und gewelltem Papier präsentierten sich die
historischen Noten bei der ersten Bergung, Pfarre wie auch Expert/innen
gingen von unrettbaren Schäden aus.

Doch dank einer Zusammenarbeit der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften (ÖAW) mit der Universität Wien und dem Domarchiv der Pfarre
St. Stephan konnte nach dem vollständigen Trocknen das Notenmaterial
wieder aufbereitet werden. Studierende der Universität Wien arbeiteten
unter der Leitung von ÖAW-Musikwissenschaftlerin Elisabeth Hilscher im
Rahmen einer Lehrveranstaltung zwei Semester lang an der Sanierung der
historischen Quellen, die fachlich begutachtet, professionell gereinigt,
dokumentiert und katalogisiert wurden. Damit können alle Musikalien in
Kürze an ihren neuen Platz im Domarchiv gebracht werden, wo sie
fachgerecht verwahrt und wieder für Forschung und Musikpraxis zugänglich
gemacht werden.

557 Signaturen aus drei Jahrhunderten

Es handelt sich um insgesamt 557 Signaturen - den letzten Rest des
historischen Dommusikarchivs, das durch den Brand von Dom und dem
angrenzenden Curhaus im letzten Kriegsjahr 1945 fast vollständig zerstört
wurde. Die Werke wurden in erster Linie für Chor und Orchester bzw. Orgel
komponiert.

Die betroffenen Noten stammen von 1669 bis in die 1960er Jahre hinein,
umspannen also drei Jahrhunderte und beinhalten hauptsächlich Musik zur
Liturgie am Stephansdom, vor allem zu Weihnachten, zur Fastenzeit, der
Karwoche sowie Ostern und Pfingsten. Einige der festgestellten Schäden
resultieren übrigens nicht vom Wasserschaden des Vorjahres, berichtet
Hilscher, sondern aus den Kriegsjahren sowie falscher Lagerung in den
Jahrzehnten davor und danach.

Wertvolle Abschriften der Werke Mozarts und Haydns

Zu den wertvollsten nun restaurierten Beständen zählen Hymnare aus dem
späten 17. und frühen 18. Jahrhundert sowie Abschriften von Werken Georg
Reutters dem Jüngeren, von Wolfgang Amadeus Mozart und Joseph Haydn sowie
dessen Bruder Michael Haydn aus der Zeit um 1800, die mehrere Jahrzehnte
im Dom im Gebrauch standen. Auch zeitgenössische Kopien von Stücken des
Domkapellmeisters Johann Baptist Gänsbacher oder von Maximilian Stadler
finden sich darunter.

"Die Geschichte und Herkunft der Noten ist oft höchst spannend. Es finden
sich in vielen Fällen Stempel anderer Kirchen und Musikvereinigungen.
Teils wurden die Werke nur einmal gespielt und gesungen, die Noten sind
aber dann im Stephansdom verblieben - warum, lässt sich heute nicht mehr
genau rekonstruieren", sagt Hilscher. Neben wichtigen Angaben zur
Aufführungs- und Spielpraxis gebe es auf vielen Werken "eine wilde
Mischung an Karikaturen, Rechenaufgaben und Witzen, die von Zeitgenossen -
vor allem den Chorknaben - auf die Noten gekritzelt wurden", so die 
ÖAW-Musikwissenschaftlerin. Somit handelt es sich beim Musikarchiv des
Stephansdoms nicht nur um musikhistorische, sondern auch wichtige
alltagsgeschichtliche Zeugnisse, die nun glücklicherweise für die Nachwelt
gerettet werden konnten.


Weitere Informationen unter:

https://www.youtube.com/watch?v=mDxapLqqTuQ

- YouTube-Video mit Musikwissenschaftlerin Elisabeth Hilscher

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2169

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Österreichische Akademie der Wissenschaften, 25.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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JAZZ/2200: Mönchengladbach - "Gerd Dudek/Martin Sasse Quartett" am 19.9.2019


Stadt Mönchengladbach

Jazz am Abteiberg: Konzert mit dem Gerd Dudek/Martin Sasse
Quartett



Der Gewölbekeller des Haus Erholung auf dem Abteiberg in
Mönchengladbach hat eine bewegte Geschichte als Kleinkunstbühne,
Konzertsaal, Partyzone - und Jazzkeller. Dort präsentiert der Jazzclub
jetzt die neue Konzertreihe "Jazz am Abteiberg" mit hochklassigen
Bands und Musikern.

Los geht es am Donnerstag, 19. September, 20 Uhr mit dem Gerd
Dudek/Martin Sasse Quartett, das sein Programm "Tribute to John
Coltrane" spielt. "Authentisch rau" schreibt die choices, "zum
Dahinschmelzen" schwärmt der Bonner Generalanzeiger über die Band.
Kein Widerspruch, wenn erstklassige Jazzmusiker den 'Spirit' von John
Coltrane erkannt haben und nun die Musik des Giganten um eigene
Stimmen und Ideen bereichern. Gerd Dudek ist eine lebende Legende und
zählt zu den innovativsten Persönlichkeiten der europäischen Szene.
Martin Sasse begeistert mit Spielfreude, Groove und tiefer
harmonischer Klugheit. Martin Gjakonovski am Kontrabass und Hendrik
Smock am Schlagzeug geben ein Tempo vor, das einen schwindlig machen
könnte - wenn nicht alles so leicht und mühelos wirkte.

Eintrittskarten kosten 12 Euro. Kartenreservierungen für alle Konzert
nimmt der Jazzclub Mönchengladbach unter der E-Mail:
jazzclub-mg@online.de entgegen.

Die Konzertreihe "Jazz am Abteiberg" wird unterstützt vom Kulturbüro
der Stadt Mönchengladbach, der Marketing Gesellschaft Mönchengladbach,
der Stadtsparkasse Mönchengladbach und der NEW.

Jazz am Abteiberg - kurz und knapp:

19.09.2019, 20.00 Uhr
Gerd Dudek/Martin Sasse Quartett, "Tribute to John Coltrane"
Gerd Dudek (Sax), Martin Sasse (Piano), Martin Gjakonovski (Bass),
Hendrik Smock (Drums)

Tickets: 12 Euro pro Konzert

Ort: Haus Erholung, Gewölbekeller,

Johann-Peter-Boelling-Platz, 41061 Mönchengladbach

Kartenreservierungen: jazzclub-mg@online.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Juli 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9134: Aus aller Welt - 31.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Annäherung zwischen China und den Philippinen

Im Streit um Inselgruppen im südchinesischen Meer mit mehreren
Ländern bemüht sich die chinesische Regierung um Entspannung. Der
Konflikt könne nicht über Nacht beigelegt werden, erklärte der
chinesische Botschafter auf den Philippinen, Zhao Jianhua, nach
Informationen der Deutschen Presse-Agentur. Alle Seiten müßten Geduld
haben, sagte der Diplomat am Montag in Manila. Die zunehmenden
militärischen Aktivitäten in der Region begründete Zhao mit Chinas
Sicherheitsinteressen. Brunei, China, Malaysia, die Philippinen,
Taiwan und Vietnam haben im Südchinesischen Meer konkurrierende
Souveränitätsansprüche.

Der chinesische Außenminister Wang Yi signalisierte dem Inselstaat
unterdessen Pekings Bereitschaft zu einer intensiven politischen und
wirtschaftlichen Zusammenarbeit. China sei bereit, einen Austausch
auf hoher Ebene mit den Philippinen zu führen, um das gegenseitige
Vertrauen zu vertiefen und die regionale Infrastruktur zu fordern,
sagte Wang am Mittwoch bei einem Treffen mit seinem philippinischen
Amtskollegen Teodoro Locsin auf dem ASEAN-Gipfel in der
thailändischen Hauptstadt Bangkok.

31. Juli 2019
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JUSTIZ/9134: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Waffenlager in Nordrhein-Westfalen entdeckt

Wegen des Verdachts illegal Waffen zu horten, durchsuchte die Polizei
am Mittwoch das Wohnhaus eines 68jährigen Rentners im
nordrhein-westfälischen Bad Berleburg-Wunderthausen. Dabei fanden die
Beamten mehr als 30 Schuß- und Stichwaffen, darunter
Maschinenpistolen und Vorderschaftrepetierflinten. Außerdem stellten
die Ermittler 250 Kilogramm Munition sicher. Gegen den 68jährigen
wurde ein Strafverfahren wegen Verstößen gegen das Waffengesetz und
gegen das Kriegswaffenkontrollgesetz eingeleitet.

31. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9131: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Nordkorea testet ballistische Kurzstreckenraketen

Sechs Tage nach einem international verurteilten Waffentest hat die
nordkoreanische Armee am Mittwoch offenbar erneut zwei ballistische
Kurzstreckenraketen getestet. Wie die Nachrichtenagentur Yonhap unter
Berufung auf Angaben des südkoreanischen Generalstabs berichtete,
flogen die nahe der Hafenstadt Wonsan an der nordkoreanischen
Ostküste abgefeuerten Geschosse 250 Kilometer weit und stürzten dann
ins Meer. Nordkorea reagiert mit seinen Raketentests auf das für
August geplante Militärmanöver "19-2 Dong Maeng" zwischen den USA und
Südkorea. Pjöngjang sieht darin die Vorbereitung für einen Angriff
auf Nordkorea.

31. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9133: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ministerpräsident Weil will in Hannover bleiben

Niedersachsens Ministerpräsident Stephan Weil will sich mit Rücksicht
auf Genelralsekretär Lars Klingbeil nicht für den SPD-Vorsitz
bewerben. Dabei hat Klingbeil seine Kandidaturabsichten noch gar
nicht geäußert. Wie die Zeitungen des Redaktionsnetzwerkes
Deutschland meldeten, teilte Weil den kommissarischen
SPD-Vorsitzenden Manuela Schwesig, Malu Dreyer und Thorsten
Schäfer-Gümbel per Telefonkonferenz seinen Verzicht auf eine
Kandidatur mit. Der niedersächsische Regierungschef erklärte zudem,
daß er Klingbeil bei einer Bewerbung unterstützen würde. Der
Generalsekretär befindet sich derzeit auf einer einwöchigen
Wandertour.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9131: Tragisches und Kurioses - 31.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Segelflugpilot stirbt bei Absturz

In Rickenbach im Landkreis Waldshut (Baden-Württemberg) ist am
Dienstagnachmittag ein 16jähriger Flugschüler beim Absturz eines
Segelflugzeugs ums Leben gekommen. Wie es zu dem Unglück kommen
konnte, ist noch nicht bekannt. Nach bisherigen Kenntnissen suchte
der Jugendliche nach einem längeren Übungsflug nach einem geeigneten
Platz zum Landen. Den nahen Flugplatz in Hütten, von dem aus er
gestartet war, erreichte er nicht mehr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8216: Aus Forschung und Technik - 31.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Russischer Frachter versorgt Raumstation mit Nachschub

Auf dem Startkomplex Baikonur in Kasachstan hob am Mittwoch eine
Sojus-Trägerrakete mit dem Frachtraumschiff Progress MS-12 ab. Das
russische Transportschiff wird unter anderem Treibstoff und Wasser
zur Internationalen Raumstation ISS bringen. Wie die Raumfahrtbehörde
Roskosmos mitteilte, soll die Kapsel bereits nach dreieinhalb
Flugstunden (zwei Erdumkreisungen) automatisch an das Pirs-Modul
ankoppeln. Der Liegeplatz war am Montag mit dem gezielten Absturz des
Weltraumfrachters Progress MS-11 freigemacht worden. Vier Stunden
nach dem Abdocken vom russischen Kopplungs- und Ausstiegsmodul war
das Transportschiff in den dichten Schichten der Erdatmosphäre
verglüht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8230: Aus aller Welt - 31.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Israel genehmigt Tausende neuer Wohneinheiten im Westjordanland

Das israelische Sicherheitskabinett hat einstimmig 6000 neue
Wohneinheiten für jüdische Siedler auf israelisch verwaltetem
Palästinensergebiet des Westjordanlands genehmigt. Ob es sich um
Neubauten oder die nachträgliche Genehmigung illegal errichteter
Siedlungsbauten handelt, war zunächst unklar. Das sogenannte C-Gebiet
macht zwei Drittel des Westjordanlandes aus. Dort haben Palästinenser
seit vier Jahren keine Baugenehmigungen für größere Projekte
bekommen. Der jüngste Regierungsbeschluß sieht den Bau von 700
Palästinenserwohnungen in dem Gebiet vor. Ein Sprecher des
palästinensischen Präsidenten Abbas sagte dazu, das palästinensische
Volk habe das Recht, sich überall in dem besetzten Gebiet
niederzulassen und benötige keine Erlaubnis Israels dazu. Israels
Verkehrsminister Smotritsch erklärte über Facebook, die Genehmigung
palästinensischer Wohnungen im Gebiet C bestätige die israelische
Souveränität dort und verhindere die Schaffung eines terroristischen
arabischen Staats.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8188: Medizin und Gesundheitswesen - 31.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Weniger Infektionen durch multiresistente Keime

Infektionen durch mehrfachresistente Bakterien sind noch immer ein
großes Problem. So haben die Gesundheitsbehörden in Rheinland-Pfalz
letztes Jahr 291 meldepflichtige Infektionen durch mehrfachresistente
Bakterien registriert. Laut Deutschem Ärzteblatt geht das aus der
neuen Infektionsbilanz für 2018 des Landesuntersuchungsamtes (LUA)
hervor. Auch wenn die Zahlen gegenüber 2010 deutlich niedriger sind,
besteht weiterhin ein großes Gefährdungspotential an Infektionen
durch solche Krankheitserreger. Um dieses möglichst klein zu halten,
arbeiten in Rheinland-Pfalz neun regionale MRSA- beziehungsweise
MRE-Netzwerke zusammen. Beteiligt an ihnen sind Krankenhäuser,
Arztpraxen, Alten- und Pflegeheime, Rettungsdienste und Laboratorien.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8218: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Antisemitische Attacke auf Rabbiner Teichtal in Berlin-Wilmersdorf

Der Vorsitzende des Chabad Jüdischen Bildungszentrums und
Gemeinderabbiner der Jüdischen Gemeinde zu Berlin, Rabbiner Yehuda
Teichtal, ist nahe der Synagoge in Wilmersdorf aus einem
Mehrfamilienhaus heraus von zwei Männern auf Deutsch und Arabisch
beschimpft sowie bespuckt worden. Dem Tagesspiegel zufolge hatten die
unbekannten Männer "Jude, Jude!" und "Freiheit für Palästina!"
gerufen. Von dem Vorfall, der sich am vergangenen Freitagabend
ereignet hatte, berichtete die Jüdische Gemeinde am Mittwoch. Anfang
der Woche hatte die Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus
(RIAS) Anzeige erstattet. Der Staatsschutz beim Landeskriminalamt
nahm Ermittlungen auf. Der 1972 geborene Teichtal ist mit seiner
Familie vor gut zwanzig Jahren von New York nach Berlin gekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8141: Sprache, Kunst und Medium - 31.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Höchste Waldbrandgefahr auch für anhaltisches Weltkulturerbe

Wie die Kulturstiftung Dessau-Wörlitz mitteilte, gilt im gesamten
Landkreis Anhalt-Bitterfeld und der kreisfreien Stadt Dessau-Roßlau
bis auf weiteres die höchste Waldbrandgefahrenstufe.

Nach ausbleibenden Niederschlägen sind selbstverständlich auch die zum
Unesco Weltkulturerbe zählenden Liegenschaften der Stiftung von den
Einschränkungen nicht ausgenommen. Deshalb ist der Zutritt zu den
Wäldern verboten, für die die Stiftung zuständig ist. Ferner gilt in
allen Liegenschaften der Kulturstiftung, also auch im Gartenreich
Dessau-Wörlitz und den übrigen Parks und Gartenanlagen, ein absolutes
Rauchverbot.

Laut MDR aktuell erklärte die Stiftung, daß "die Prävention vor
Bränden und anderen Naturkatastrophen" oberste Priorität habe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8207: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Seoul meldet Test nordkoreanischer Kurzstreckenraketen

Südkoreanisches Militär hat erneut den Test von Raketen durch
Nordkorea beobachtet. Diese waren an der Ostküste der Volksrepublik
gestartet und rund 250 Kilometer weit geflogen. Dem Generalstab in
Seoul zufolge hat es sich um zwei ballistische Raketen gehandelt,
welche mit Atomsprengköpfen bestückt werden könnten. Der Generalstab
forderte am Mittwoch von Nordkorea die Einstellung der dem Land durch
Uno-Resolutionen verbotenen Starts derartiger Raketen. Die Regierung
in Pjöngjang hält Südkorea wegen seiner "ultramodernen
Offensivwaffen" und den wiederholten Militärmanövern zusammen mit den
USA für einen Kriegstreiber. Die nächsten dieser Übungen sind für den
laufenden Monat anberaumt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8221: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Neue Maßnahmen zur Förderung der Elektromobilität

Das Bundeskabinett hat mehrere Maßnahmen zur Förderung der
Elektromobilität beschlossen. Durch eine Steuerfreistellung von Bus-
und Bahnfahrkarten, welche Arbeitgeber ihren Beschäftigten anbieten,
soll der Öffentliche Personennahverkehr für die Fahrt zum
Arbeitsplatz attraktiver werden als der Pkw. Zudem sollen
Arbeitnehmer, welche ihr Fahrzeug beim Arbeitgeber aufladen, bis 2030
für den bezogenen Strom keine Steuer zahlen müssen.
Sonderabschreibungen von 50 Prozent auf die Kaufkosten für
Elektro-Lieferfahrzeuge sollen diese verbilligen. Außerdem wird die
Halbierung der Besteuerung von Dienstwagen mit Elektroantrieb auf 0,5
Prozent des Listenpreises über 2021 hinaus bis 2030 verlängert werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8191: Tragisches und Kurioses - 31.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Wein-Skandal in Rheinland-Pfalz weitet sich aus

Bei Kontrollen Ende vergangenen Jahres war Mitarbeitern des
rheinland-pfälzischen Landesuntersuchungsamts aufgefallen, daß in
einer rheinhessischen Kellerei angebliche Qualitätsweine, die
bestimmten Lagen oder Regionen zugeordnet sind, vermutlich mit
minderen Sorten verschnitten worden waren.

Während die Behörde zunächst von einigen tausend Litern ausgegangen
waren, stellte sich im Laufe der Ermittlungen heraus, daß mutmaßlich
neun Personen an einem Betrug großen Stils beteiligt sind.

Laut SWR Aktuell erklärte ein Behördensprecher, daß inzwischen sieben
Millionen Liter Wein, die als reine Weinsorten verkauft wurden oder
werden sollten, gesperrt sind.

Grundlage der Ermittlungen sind eine Million Liter falsch deklarierter
Weine, deren Sorten, Herkünfte und Handelswege nicht mehr festgestellt
werden können. Außerdem wurden Trauben verarbeitet, die nur noch für
die industrielle Nutzung zulässig waren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8219: Arbeit, Soziales und Familie - 31.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Sea-Eye sucht sicheren Hafen für Bootsflüchtlinge

Das Innenministerium in Rom hat erlaubt, daß 116 Bootsflüchtlinge im
Hafen von Augusta auf Sizilien von Bord des Küstenwachboots
Gregoretti gehen dürfen. Die Küstenwache hatte am Donnerstag
vergangener Woche insgesamt 140 Menschen auf dem Mittelmeer aus
Seenot gerettet. Minderjährige haben das Schiff bereits verlassen
dürfen. Dem Ressortchef Salvini zufolge haben die Regierungen von
Deutschland, Portugal, Luxemburg, Frankreich und Irland sowie
kirchliche Einrichtungen zugesagt, die Migranten aufzunehmen.

Das Schiff Alan Kurdi der deutschen Hilfsorganisation Sea-Eye hat am
Mittwochmorgen rund 30 Seemeilen vor der Küste Libyens 40 Menschen
auf einem Schlauchboot aus Seenot gerettet. Die Organisation erwartet
die Zuweisung eines sicheren Hafens in Italien. Salvini hat der Alan
Kurdi die Einfahrt in italienische Gewässer untersagt. Die geretteten
Menschen, unter denen sich ein Baby, zwei Kleinkinder und eine
schwangere Frau befinden, stammen laut Sea-Eye aus Nigeria, von der
Elfenbeinküste, aus Ghana, Mali, dem Kongo und Kamerun.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8199: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 31.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Dürre katastrophalen Ausmaßes

Nach dem Jahrhundertsommer ist vor dem Jahrhundertsommer. Auch dieses
Jahr wurde Deutschland von einer verheerenden Dürre heimgesucht. Nach
Auskunft des Deutschen Wetterdienstes (DWD) hat sie in weiten Teilen
des Landes katastrophale Ausmaße angenommen. In vielen Orten im
gesamten Bundesgebiet sind im Juli nur ein Viertel oder ein Fünftel
der üblichen Niederschläge gefallen. Insgesamt fiel bundesweit im
Juli laut afp mit 55 Litern pro Quadratmeter rund ein Drittel weniger
Niederschlag als üblich. Nachdem es bereits im vorigen Jahr in
Deutschland viel zu trocken war, rechnen Experten mit gravierenden
Schäden durch die anhaltende Dürre. Unter anderem leiden die Wälder
massiv unter der Austrocknung und sind dadurch von Folgeproblemen wie
massivem Schädlingsbefall besonders betroffen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8207: Märkte und Finanzen - 31.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Hamburg testet autonomen Kleinbus

Hamburgs Verkehrssenator Westhagemann und der Hochbahn-Chef Falk
haben am Mittwoch das Projekt "Hamburg Electric Autonomous
Transportation (HEAT)" eines fahrerlosen Elektrokleinbusses für die
Hafencity vorgestellt. Noch im August sollen die ersten zehnsitzigen
Busse die ersten Testfahrten aufnehmen. Dabei geht es vor allem um
das Einfahren in die Kreuzung Am Dalmannkai. Fahrgäste werden
zunächst nicht an Bord sein, dafür aber eine Begleitperson, die
notfalls in den Fahrbetrieb eingreifen kann. Außerdem überwacht die
Leitstelle der Hochbahn die Testfahrten. Die Busse fahren zunächst im
gemäßigten Radfahrertempo. Bis zum ITS-Weltkongreß für intelligente
Verkehrssysteme im Herbst 2021 in Hamburg sollen mehrere Busse eine
1,8 Kilometer lange Strecke zwischen Großem Grasbrook und
Elbphilharmonie mit Fahrgästen und fahrerlos mit bis zu 50
Stundenkilometern befahren und dabei wie im regulären Linienverkehr
Haltestellen ansteuern. An dem Projekt sind unter anderem Siemens
Mobility und IAV Automotiv Engineering beteiligt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8222: Aus Forschung und Technik - 31.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Riesiger Saurierknochen in Frankreich ausgegraben

Wer in der Erde herumgräbt, kann auf manches Geheimnis stoßen. So
haben Forscher bei Angeac-Charente nahe Bordeaux einen gewaltigen
Dinosaurierknochen gefunden. Es handelt sich dabei laut afp um einen
rund 140 Millionen Jahre alten Schenkelknochen eines Sauropoden. Der
Knochen ist rund zwei Meter lang und wiegt nicht weniger als 400
Kilogramm. Sauropoden gelten als größte Lebewesen, die jemals die
Erde bevölkerten. Sie erreichten ausgewachsen eine Länge von bis zu
18 Metern. Ganz so überraschend kommt dieser Fund aber nicht, da die
Ausgrabungsstätte in der Weinbauregion den Ruf hat, eine
paläontologische Schatzkammer zu sein.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/685: Geologische Studie zeigt - Der Mond ist älter als bislang angenommen (idw)


Universität zu Köln, Gabriele Meseg-Rutzen - 30.07.2019

Geologische Studie zeigt: Der Mond ist älter als bislang angenommen

• Ein Forschungsteam der Uni Köln hat mithilfe neuer geochemischer
Informationen aus Gesteinsproben das Alter des Mondes neu bestimmt

• Veröffentlichung in "Nature Geoscience"



Eine neue Studie unter der Federführung von Geowissenschaftlern der
Universität zu Köln hat das Alter des Mondes auf circa 50 Millionen Jahre
nach der Entstehung des Sonnensystems eingegrenzt. Unser Sonnensystem ist
4,56 Milliarden Jahre alt. Die neue Studie datiert somit das Alter des
Mondes auf ca. 4,51 Milliarden Jahre. Das bedeutet, dass der Mond sehr
viel älter ist, als bisher angenommen. Bislang wurde sein Alter in der
Forschung auf deutlich jünger als 4,5 Milliarden Jahre geschätzt. Um diese
Ergebnisse zu erzielen, analysierten die Wissenschaftler die chemische
Zusammensetzung einer Vielzahl von Gesteinsproben, die auf
unterschiedlichen Apollo-Missionen gesammelt wurden. Die Studie "Early
Moon formation inferred from hafnium-tungsten systemics" wurde in der
Fachzeitschrift "Nature Geoscience" veröffentlicht.




[image: Bild: © Maxwell Thiemens 2019]

Apollo-Probe 12054: Diese Probe ist ein Ilmenit-Basalt, der während
der Apollo 12-Mission gesammelt wurde.

Bild: © Maxwell Thiemens 2019



Am 21. Juli 1969 landeten Menschen erstmals auf einem anderen
Himmelskörper. Die Besatzung der Apollo 11-Mission sammelte in ihren
wenigen Stunden auf der Mondoberfläche 21,55 kg Gesteinsproben und brachte
sie zur Erde zurück. Aus diesen Proben können Forscherinnen und Forscher
auch 50 Jahre später noch neue Erkenntnisse über Schlüsselereignisse im
frühen Sonnensystem und über die Entwicklung des Erd-Mond-Systems
gewinnen. Die Entstehung des Mondes war das letzte große planetare
Ereignis nach der Entstehung der Erde. Eine genaue Bestimmung des Alters
des Mondes lässt daher auch Rückschlüsse darüber zu, wie und wann die Erde
entstanden ist und wie sie sich zu Beginn des Sonnensystems entwickelte.

Die Geowissenschaftler haben in ihrer Studie die chemischen Signaturen
unterschiedlicher Arten von Mondgestein untersucht, die während der
verschiedenen Apollo-Missionen gesammelt wurden. "Ein Vergleich der
relativen Mengen einzelner seltener Elemente im Gestein zeigt, wie die
einzelnen Proben mit dem Mondinneren und der Verfestigung des einst
flüssigen Magmaozeans auf seiner Oberfläche zusammenhängen", sagt Dr. Raúl
Fonseca von der Universität zu Köln. Zusammen mit seinem Kollegen Dr.
Felipe Leitzke simuliert er in Laborexperimenten Prozesse, die im Innern
des Mondes ablaufen.

Der Mond entstand wahrscheinlich infolge einer gigantischen Kollision
zwischen einem Himmelskörper von der Größe des Mars und der frühen Erde.
Im Laufe der Zeit wuchs der Mond aus dem Material, das nach der Kollision
in die Erdumlaufbahn geschleudert wurde. Der frühe Mond war von einem
flüssigen Magmaozean bedeckt, der beim Abkühlen verschiedene Arten von
Gesteinen bildete. "In diesen Gesteinen, die man heute noch auf der
Mondoberfläche finden kann, sind Informationen über die Entstehung des
Mondes archiviert", sagt Dr. Maxwell Thiemens, Erstautor der Studie, der
bis vor Kurzem noch an der Universität zu Köln geforscht hat. Koautor Dr.
Peter Sprung fügt hinzu: "Solche Beobachtungen sind auf der Erde nicht
mehr möglich, da unser Planet im Laufe der Zeit geologisch aktiv war. Der
Mond bietet somit eine einzigartige Gelegenheit, die frühe Geschichte
eines Himmelskörpers zu erforschen."

Die Kölner Wissenschaftler zeigten anhand der Beziehung zwischen den
seltenen Elementen Hafnium, Uran und Wolfram, wie das Basaltgestein der
Mare (schwarze Tiefebenen auf der Mondoberfläche) durch Schmelzprozesse
entstanden ist. Dank einer bisher unerreichten Messgenauigkeit stellten
die Kölner Geowissenschaftler fest, dass diese Elemente in den
verschiedenen Gesteinseinheiten in unterschiedlichen Verhältnissen
auftreten. Damit können sie das Verhalten dieser seltenen Elemente bei der
Entstehung des Mondes genauer charakterisieren.

Durch die Untersuchung von Hafnium und Wolfram auf dem Mond können
Geologen eine radioaktive Uhr anwenden, bei der das radioaktive Isotop
Hafnium-182 zu Wolfram-182 zerfallen ist. Dieser radioaktive Zerfall war
nach den ersten 70 Millionen Jahren des Sonnensystems komplett
abgeschlossen. Eine Kombination dieser Daten mit den Informationen aus
Laborexperimenten zeigt nun, dass der Mond bereits 50 Millionen Jahre nach
der Entstehung des Sonnensystems begonnen hat, sich zu verfestigen. "Diese
Altersbestimmung zeigt, dass das große Kollisionsereignis vor dieser Zeit
stattgefunden haben muss und beantwortet die in der Wissenschaft sehr
umstrittene Frage nach dem genauen Zeitpunkt der Entstehung des Mondes",
sagt Professor Dr. Carsten Münker vom Institut für Geologie und
Mineralogie der Universität zu Köln, Seniorautor der Studie.

Maxwell Thiemens resümiert: "Die ersten Schritte der Menschheit auf einem
anderen Planeten vor 50 Jahren lieferten Proben, die uns den Zeitpunkt und
die Entwicklung des Mondes sowie den Ursprung der Erde verstehen lassen.
Da die Entstehung des Mondes das letzte planetarische Ereignis nach der
Entstehung der Erde war, können wir anhand des Alters des Mondes auch das
Mindestalter der Erde bestimmen."


Veröffentlichung:

Maxwell M. Thiemens, Peter Sprung, Raúl O. C. Fonseca, Felipe P. Leitzke
and Carsten Münker (2019):

Early Moon formation inferred from hafnium-tungsten systematics.

Nature Geoscience

DOI: 10.1038/s41561-019-0398-3

https://www.nature.com/articles/s41561-019-0398-3

Weitere Informationen:

https://story.uni-koeln.de/50-jahre-mondlandung/

https://www.youtube.com/watch?v=lB6BW-hF71E&feature=youtu.be
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MELDUNG/207: Vor den Menschen haben Vulkane das Klima geprägt (idw)


Universität Bern - 24.07.2019

Vor den Menschen haben Vulkane das Klima geprägt



Im frühen 19. Jahrhundert kam es zu fünf grossen Vulkanausbrüchen. Dies
führte zu einer Abkühlung und - wie eine Studie unter Leitung der
Universität Bern zeigt - zu trockenen Monsunregionen und wachsenden
Gletschern in den Alpen. Die Studie zeigt, dass das vorindustrielle Klima
nicht konstant war: Nähme man diese Kälteperiode als Ausgangspunkt der
gegenwärtigen Erderwärmung, hätte sich das Klima bereits stärker erwärmt
als in der aktuellen Diskussion angenommen.

Zwischen 1808 und 1835 spielten die Vulkane in den Tropen verrückt: In
dieser kurzen Zeitspanne brach nicht nur der Tambora in Indonesien aus, es
kam auch zu vier weiteren grossen Eruptionen. Diese ungewöhnliche Serie
von Vulkanausbrüchen verursachte in Afrika langanhaltende Dürren, und in
Europa trug sie während der Kleinen Eiszeit zum letzten Vorstoss der
Alpengletscher bei.

«Die gehäuften Vulkanausbrüche haben einen eigentlichen Gangwechsel im
globalen Klimasystem bewirkt», sagt Stefan Brönnimann, Leiter des
internationalen Forschungsteams, das die Auswirkungen der Ausbruchsserie
auf die Weltmeere und damit auf die atmosphärische Zirkulation entdeckt
hat. Brönnimann ist Professor für Klimatologie an der Universität Bern und
Mitglied des Oeschger-Zentrums für Klimaforschung. Die Studie wurden
soeben in der Fachzeitschrift «Nature Geoscience» veröffentlicht.

Weniger Regen in Afrika und Indien, mehr Regen und Schnee in Europa

Für ihre Untersuchungen haben die Forschenden neue Rekonstruktionen des
Klimas der Vergangenheit analysiert, die auch die historische Entwicklung
der atmosphärischen Zirkulation miteinbeziehen. Die Resultate wurden mit
Beobachtungsdaten verglichen, und schliesslich liess sich mit Hilfe von
Computermodellen ermitteln, welche Rolle bei den klimatischen
Veränderungen im frühen 19. Jahrhundert die Ozeane gespielt haben. Wie die
Simulationen zeigen, haben sich die Weltmeere während mehrerer Jahrzehnte
nicht von den Auswirkungen der Vulkanausbrüche erholt. Die Folgen: Eine
anhaltende Abschwächung des afrikanischen und indischen Monsunsystems
sowie eine Verschiebung der atmosphärischen Zirkulation über Atlantik und
Europa und dadurch eine Zunahme von Tiefdrucksystemen über Zentraleuropa.

Der letzte Gletschervorstoss in den Alpen zwischen 1820 und 1850, welcher
uns aus historischen Gemälden und von frühen Fotos her vertraut ist, ist
das Resultat einer Niederschlagszunahme in Folge der veränderten
Zirkulation in Kombination mit tiefen Temperaturen. Ab dem späten 19.
Jahrhundert aber stiegen die globalen Temperaturen wieder an. Die Kleine
Eiszeit wurde von einer ersten Phase der gegenwärtigen Klimaerwärmung
abgelöst, die ihren Höhepunkt in den 1940er Jahren erreichte und
nachweislich bereits zu einem bedeutenden Teil menschgemacht war.

Wichtig zur Definition des «vorindustriellen Klimas»

Die neue Berner Studie trägt nicht nur zum besseren Verständnis des
globalen Klimas des frühen 19. Jahrhunderts bei, sie ist auch für die
Gegenwart von Bedeutung. «Die Ziele unserer Klimapolitik beziehen sich
alle auf das vorindustrielle Klima», erklärt Hauptautor Stefan Brönnimann.
«Doch wenn man bedenkt, welch grosse klimatische Veränderungen es im
frühen 19. Jahrhundert gab, ist es schwierig zu definieren, was genau wir
unter dem vorindustriellen Klima verstehen.» Und das hat Folgen für die
von der Politik vorgegebenen Klimaziele, die den globalen
Temperaturanstieg auf 1.5 bis höchstens 2 Grad begrenzen wollen. Je nach
Referenzperiode hat sich das Klima nämlich bereits deutlich stärker
erwärmt, als in den Klimadiskussionen angenommen wird. Der Grund: Um die
gegenwärtige Erwärmung zu quantifizieren, wird das heutige Klima
gewöhnlich mit der Zeitspanne von 1850 - 1900 verglichen. So gesehen hat
die globale Durchschnittstemperatur um 1 Grad zugenommen. «1850 bis 1900
ist sicher eine gute Wahl - vergleicht man aber mit der ersten Hälfte des
19. Jahrhunderts, als es wegen gehäuften Vulkanausbrüchen deutlich kühler
war, beträgt die Temperaturzunahme bereits gegen 1.2 Grad», gibt Stefan
Brönnimann zu bedenken.


Originalpublikation:

Brönnimann, S., J. Franke, S. U. Nussbaumer, H. J. Zumbühl, D. Steiner, M.
Trachsel, G. C. Hegerl, A. Schurer, M. Worni, A. Malik, J. Flückiger, and
C. C. Raible (2019):

Last phase of the Little Ice Age forced by volcanic eruptions.

Nature Geoscience.
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WETTER/270: Deutschlandwetter im Juli 2019 (Deutscher Wetterdienst)


Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 30.07.2019

Deutschlandwetter im Juli 2019

Hitzewelle in Deutschland erreicht neue Dimensionen



Offenbach, 30. Juli 2019 - Ähnlich wie im außergewöhnlich heißen
Sommer 2018, so rollte auch im letzten Julidrittel 2019 eine große
Hitzewelle heran. "Drei Tage in Folge 40 Grad, dabei 25 Mal
Höchstwerte von 40 Grad und mehr. Das geht in die meteorologischen
Geschichtsbücher ein", sagt Andreas Friedrich, Pressesprecher des
Deutschen Wetterdienstes. Besonders im Westen brachen reihenweise die
bisherigen Rekorde. Mit 42,6 °C wurde dabei in Lingen im Emsland der
alte deutsche Spitzenwert um mehr als 2 Grad übertroffen. Ansonsten
verlief der Juli bei einem deutlichen Niederschlagsdefizit insgesamt
sonnenscheinreich. Dies meldet der Deutsche Wetterdienst (DWD) nach
ersten Auswertungen der Ergebnisse seiner rund 2000 Messstationen.

Anfangs meist angenehm warm, später kolossale Hitze mit
Rekordtemperatur

Mit 18,9 Grad Celsius (°C) lag im Juli der Temperaturdurchschnitt um
2,0 Grad über dem Wert der international gültigen Referenzperiode 1961
bis 1990. Gegenüber der Vergleichsperiode 1981 bis 2010 betrug die
Abweichung nach oben 0,9 Grad. Hochdruckgebiete über Nordwesteuropa
sorgten in den ersten beiden Dekaden im Norden für kühle und im Süden
für angenehm warme Witterung. Die Nächte verliefen meist recht frisch
und das Thermometer zeigte oft einstellige Werte. Am tiefsten sank das
Quecksilber dabei in Deutschneudorf-Brüderwiese im Erzgebirge: Am 4.
trat dort bei einem Minimum von 1,5 Grad sogar Bodenfrost auf. Durch
die Verlagerung des hohen Luftdruckes nach Osteuropa konnte im letzten
Drittel die über Südwesteuropa lagernde Gluthitze nach Deutschland
vordringen. Von 1881 bis 2018 wurden in Deutschland insgesamt 10 Mal
40 Grad erreicht oder überschritten, jetzt im Juli 2019 25 Mal in nur
3 Tagen!

Trockenheit erreicht zum Teil katastrophale Ausmaße

Mit rund 55 Litern pro Quadratmeter (l/m²) fehlten dem Juli 31 Prozent
zu seinem Soll von 78 l/m². Deutschland befand sich häufig im
Einflussbereich von Hochdruckgebieten, die nur an wenigen Tagen Regen
oder Gewitter zuließen. Diese brachten örtlich Sturm, Hagel und große
Niederschlagsmengen. Kreuth-Glashütte, südlich von Bad Tölz, meldete
dabei am 28. mit 138,9 l/m² die bundesweit größte Tagessumme des
Monats. In den meisten Gebieten blieb der Juli jedoch deutlich zu
trocken. In zahlreichen Orten, verteilt in ganz Deutschland, fiel
lediglich ein Viertel oder gar Fünftel des Solls. Angesichts der
gnadenlosen Hitze, die dabei zum Monatsende herrschte und dem immer
noch vorhandenen großen Niederschlagsdefizit aus dem Vorjahr nahm die
Dürre in vielen Gebieten katastrophale Ausmaße an. Die
"Arbeitsgemeinschaft Deutscher Waldbesitzer" sprach von einer
Jahrhundertkatastrophe für die Wälder in Deutschland.

Sonnenscheinbilanz leicht positiv

Die Sonnenscheindauer lag im Juli mit etwa 235 Stunden um 13 Prozent
über ihrem Soll von 212 Stunden. Am meisten zeigte sich die Sonne im
Saarland mit örtlich mehr als 310 Stunden, am wenigsten an der
Nordseeküste mit teils unter 170 Stunden.


Das Wetter in den Bundesländern im Juli 2019

(In Klammern stehen jeweils die vieljährigen Mittelwerte der
intern. Referenzperiode)

Schleswig-Holstein und Hamburg: Im Juli 2019 war
Schleswig-Holstein mit 17,5 °C (16,3 °C) das kühlste und mit etwa 185
Stunden (210 Stunden) das zweitsonnenscheinärmste Bundesland. Dennoch
blieb der Niederschlag mit rund 50 l/m² weit hinter dem Soll (80 l/m²)
zurück. Hamburg war mit 18,4 °C (17,0 °C) ein kühleres, mit etwa 40
l/m² (77 l/m²) ein niederschlagsarmes und mit abgerundet 181 Stunden
(201 Stunden) das sonnenscheinärmste Bundesland.

Niedersachsen und Bremen: Lingen im Emsland ist seit dem 25.
Juli die wärmste Stadt Deutschlands. Mit 42,6 °C wurde dort der nur
einen Tag alte Rekord von Geilenkirchen bei Aachen gleich um 2,1 Grad
überboten. Trotzdem gehörte Niedersachsen im Juli mit 18,4 °C (16,7
°C) zu den kühleren Bundesländern. Außerdem war es dort mit etwa 35
l/m² (73 l/m²) deutlich zu trocken und mit knapp 195 Stunden (191
Stunden) vergleichsweise sonnenscheinarm. Bremen kam auf 18,7 °C (16,9
°C), war mit 31 l/m² (75 l/m²) das zweittrockenste und trotzdem mit
rund 185 Stunden (192 Stunden) ein sonnenscheinarmes Bundesland.

Mecklenburg-Vorpommern: Mecklenburg-Vorpommern war mit 18,2 °C
(16,8 °C) das zweitkühlste und mit gut 35 l/m² (66 l/m²) ein trockenes
Bundesland. Die Sonne schien rund 230 Stunden (223 Stunden). Mehr als
zwei Wochen lang kämpften Feuerwehrleute bei Lübtheen südwestlich von
Schwerin gegen den mit 1200 ha größten Waldbrand in der Geschichte
Mecklenburg-Vorpommerns, der am 30. Juni ausgebrochen war.

Brandenburg und Berlin: Für Brandenburg notierte man 19,5 °C
(17,9 °C), knapp 45 l/m² (54 l/m²) und etwa 225 Sonnenstunden (223
Stunden). Berlin war mit 20,0 °C (18,3 °C) das wärmste Bundesland bei
gut 40 l/m² (53 l/m²) und rund 220 Sonnenstunden (224 Stunden). Wenige
Wochen nach dem verheerenden Waldbrand auf einem Truppenübungsplatz
bei Jüterbog, südlich von Potsdam, brach dort am 24. erneut ein Feuer
aus, das sich durch die Trockenheit rasch auf 130 ha ausbreitete.

Sachsen-Anhalt: Die mittlere Temperatur betrug hier 19,1 °C
(17,6 °C) und die Sonne zeigte sich etwa 220 Stunden (207 Stunden).
Sachsen-Anhalt war mit kaum 30 l/m² (52 l/m²) das niederschlagsärmste
Bundesland.

Sachsen: Im Juli 2019 erreichte Sachsen 19,2 °C (17,2 °C), rund
45 l/m² (69 l/m²) und gut 240 Sonnenstunden (210 Stunden).
Deutschneudorf-Brüderwiese im Erzgebirge war im Juli der kälteste Ort
der Republik. Am 4. sank das Quecksilber auf 1,5 °C und am Boden sogar
bis auf -2 °C.

Thüringen: Für Thüringen verbuchten die Meteorologen 18,7 °C
(16,4 °C), rund 45 l/m² (63 l/m²) und etwa 225 Sonnenstunden (205
Stunden).

Nordrhein-Westfalen: Bei 18,9 °C (17,0 °C) und gut 40 l/m² (82
l/m²) schien die Sonne in Nordrhein-Westfalen knapp 220 Stunden (187
Stunden). Am 24. übernahm Geilenkirchen mit 40,5 °C den Rekord als
wärmster Ort Deutschlands, den vorher Kitzingen bei Würzburg mit 40,3
°C gehalten hatte. Doch bereits einen Tag später ging der Spitzenplatz
an Lingen im Emsland, das nun mit 42,6 °C ganz oben rangiert. Den Ruf
als wärmste Orte von NRW teilen sich jetzt Duisburg-Baerl und
Tönisvorst westlich von Krefeld, wo am 25. jeweils 41,2 °C gemessen
wurden.

Hessen: Hessen kam auf 19,0 °C (16,9 °C), gut 45 l/m² (73 l/m²)
und fast 245 Sonnenstunden (204 Stunden). Ein Tornado der Stärke F1,
das sind 118 bis 180 km/h, verursachte am 12. bei Wetzlar-Naunheim
größere Schäden. Nachdem die Temperatur am 25. in Frankfurt-Westend
mit 40,2 °C einen neuen hessischen Rekord erzielt hatte, ging sie am
Flughafen in der nachfolgenden Nacht nicht unter 25,7 °C zurück.

Rheinland-Pfalz: Rheinland-Pfalz gehörte im Juli mit 19,5 °C
(17,1 °C) zu den warmen, mit etwa 50 l/m² (72 l/m²) zu den
niederschlagsreichen und etwa 275 Stunden (210 Stunden) zu den
sonnigen Bundesländern. Ein Tornado der Stärke F1, das sind 118 bis
180 km/h, beschädigte am 12. in Bobenheim in der Pfalz elf Häuser,
wovon zwei danach nicht mehr bewohnbar waren. Trier-Petrisberg überbot
am 25. mit 40,6 °C den Rheinland-Pfalz-Rekord von Bad Dürkheim aus dem
Jahr 2015 mit 39,7 °C und ist nun wärmste Stadt des Bundeslandes.
Ruppertsecken im Hunsrück meldete vom 23. bis zum 26. vier
Tropennächte (Tiefstwert 20 Grad und darüber) in Folge. Dabei sank das
Quecksilber am 25. nicht unter 25,7 Grad.

Saarland: Das Saarland war mit 19,8 °C (17,5 °C) das
zweitwärmste und mit rund 290 Stunden (226 Stunden) das sonnigste
Bundesland. Die Niederschlagsmenge lag bei etwa 40 l/m² (72 l/m²). Der
Temperaturrekord aus dem Jahr 2015 von Saarbrücken-Burbach mit 38,8 °C
ging am 25. an Neunkirchen-Wellesweiler mit 40,2 °C.

Baden-Württemberg: Baden-Württemberg erreichte 19,4 °C (17,1
°C) war mit fast 80 l/m² (91 l/m²) das niederschlagsreichste und mit
über 270 Stunden (229 Stunden) ein sonnenscheinreiches Bundesland.

Bayern: Hier betrug die Mitteltemperatur 19,0 °C (16,7 °C). Bayern war
mit gut 75 l/m² (101 l/m²) das zweitniederschlagsreichste und mit etwa
255 Stunden (221 Stunden) ein sonniges Bundesland. Am 24. verlor
Kitzingen seinen Rekord als wärmster Ort Deutschlands, den es seit dem
5. Juli 2015 mit 40,3 °C gehalten hatte, an Geilenkirchen nördlich von
Aachen mit 40,5 °C. Seit dem 25. gilt Kitzingen auch nicht mehr als
wärmster Ort Bayerns, den nun Kahl am Main mit 40,4 °C übernommen hat.
Die bundesweit größte Tages-Regenmenge fiel am 28. in 
Kreuth-Glashütte, südlich von Bad Tölz, mit 138,9 l/m².

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die für die letzten zwei Tage des Monats verwendeten
Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss standen nicht alle
Messungen des Stationsnetzes des DWD zur Verfügung.

© DWD 2019
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1335: Mit Öffentlichen zügiger unterwegs - dank Algorithmen (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 24.07.2019

Mit Öffentlichen zügiger unterwegs - dank Algorithmen



Sich als Neuankömmling oder Gelegenheitsnutzer dem Öffentlichen Nahverkehr
anzuvertrauen, kann schnell in Stress ausarten. Seit einigen Jahren helfen
Apps dabei, immer den richtigen Bus oder die passende Bahn zu nehmen. Was
viele nicht wissen: Die digitalen Helfer nennen uns - wenn man etwa die
Zahl der Umstiege oder gar weitere Verkehrsmittel wie Auto oder Fahrrad
einbezieht - keineswegs die jeweils beste Route. Forscherinnen und
Forscher des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) schaffen hier
Abhilfe.

"Heutige Routenplaner beziehen zum Beispiel Fußwege nicht mit ein", sagt
Dorothea Wagner, Leiterin des Instituts für Theoretische Informatik des
KIT. Dabei könne es unter dem Strich durchaus schneller sein, zehn Minuten
zur Bushaltestelle zu laufen, als um die Ecke in die U-Bahn zu steigen, so
die Professorin für Algorithmik. Ähnlich verhält es sich, wenn zusätzlich
verschiedene Verkehrsträger wie Taxi oder Fahrrad eingebunden werden
sollen. Oder auch bei Park-and-Ride-Szenarien, wenn Reisende das eigene
Auto in der Nähe von Haltestellen des Öffentlichen Nahverkehrs abstellen
und mit Bus und Bahn weiterfahren.

Wagner rückt dem Problem mit besonders effizienten Algorithmen zu Leibe.
"Den schnellsten Weg zu identifizieren, ist algorithmisch nicht sonderlich
anspruchsvoll", sagt die Expertin. Entsprechende Programme gebe es seit 20
Jahren. Bei den komplexer werdenden Beförderungsszenarien sei die Masse an
Daten das Problem. "Wir müssen also schneller werden." Dies soll gelingen,
indem geschickte Vorberechnungen mit schnellen Algorithmen zum Ermitteln
der besten Verkehrsverbindungen kombiniert werden. Erste Ergebnisse sind
ein Durchbruch in diesem Gebiet und werden im September bei der
internationalen Konferenz ALGO 2019 in München präsentiert.

Die Ergebnisse sollen auch den Planerinnen und Planern des öffentlichen
Verkehrs helfen, ihre Fahr- und Einsatzpläne zu optimieren. Denn die sich
ändernden Kundenbedürfnisse haben Einfluss darauf, auf welchen Strecken
und zu welcher Zeit sinnvollerweise mehr oder weniger Fahrzeuge eingesetzt
werden sollen.

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) fördert die ortsverteilte
Forschungsgruppe FOR 2083 zum Thema "Integrierte Planung im öffentlichen
Verkehr" für weitere drei Jahre bis 2021. Beteiligt sind neben dem KIT die
Universität Stuttgart, die Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg und
das Fraunhofer Institut für Techno- und Wirtschaftsmathematik
Kaiserslautern. Die Förderung für die drei Jahre beträgt rund 1,5
Millionen Euro, die Fördersumme verteilt sich auf die vier Standorte.


Details zum KIT-Zentrum Information · Systeme · Technologien (in
englischer Sprache):

http://www.kcist.kit.edu

Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 100 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 24.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PROJEKT/751: Hildebrandt-Stiftung startet Förderprogramm für mehr Teilhabe von blinden und sehbehinderten Menschen (idw)


Stifterverband - 25.07.2019

Hildebrandt-Stiftung im Stifterverband startet Förderprogramm für mehr
Teilhabe von blinden und sehbehinderten Menschen



Die Waldtraut und Sieglinde Hildebrandt-Stiftung im Stifterverband
startet ihr neu aufgelegtes Förderprogramm "Forschung für Blinde und
Sehbehinderte: Teilhabe und Inklusion". Im Rahmen der Ausschreibung
fördert die Stiftung Initiativen von Wissenschaftler*innen und
Forschungseinrichtungen im Verbund mit Akteuren aus der Praxis für einen
Zeitraum von ein bis fünf Jahren mit bis zu 90.000 Euro p.a. In dem als
Ideenwettbewerb konzipierten Programm sollen Projekte gefördert werden,
die auf die Integration von blinden und sehbehinderten Menschen in
Gesellschaft, Bildungssystem und Arbeitsmarkt zielen. Bewerbungen nimmt
die Stiftung bis zum 16. September 2019 entgegen.

In Deutschland leben Schätzungen zufolge rund 1,2 Millionen Menschen mit
einer Beeinträchtigung ihres Sehvermögens. Sie stellen keine homogene
Gruppe dar. So finden von Geburt an sehbeeinträchtigte Menschen andere
Lebensbedingungen vor, als Menschen im Erwerbsleben oder Senioren, die
sich mit einem späten Sehverlust auseinandersetzen müssen. Mit der
Verabschiedung der UN-Behindertenrechtskonvention hat sich die
Staatengemeinschaft verpflichtet, für das uneingeschränkte Recht auf
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen einzutreten. Leitbild der
Konvention ist Autonomie, Selbstbestimmung und umfassende
gesellschaftliche Teilhabe sowie der Abbau von Barrieren bei Bildung,
Wohnen und Arbeit. Obwohl eine Dekade nach Inkrafttreten der UN-Konvention
in Deutschland viele Fortschritte zu verzeichnen sind, gibt es auch
weiterhin Bereiche mit Verbesserungsbedarf. Gerade durch ein komplexes
System von Förderschulen und Werkstätten steht Deutschland vor ungelösten
Aufgaben. Weiterer Nachholbedarf besteht bei Dienstleistungen und
Produkten privater Anbieter, die oft nicht barrierefrei sind. Gleichzeitig
ergeben sich durch Transformationstrends wie den digitalen Wandel neue
Chancen, aber auch Herausforderungen für den schulischen und
außerschulischen Kontext, um sehbeeinträchtigten Kindern, Jugendlichen,
Erwachsenen und Senioren einen barrierefreien Zugang zu digitalen
Angeboten und damit selbstbestimmte Teilhabe in allen Lebensbereichen und
-phasen zu ermöglichen.

Vor diesem Hintergrund möchte die Stiftung mit ihrem neu aufgelegten
Förderprogramm einen Ideenwettbewerb anregen, um u.a.


	Perspektiven und Maßnahmen für eine inklusive Gesellschaft im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention zu erarbeiten,

	die Bedingungen des Unterrichts für Kinder und Jugendliche mit Förderbedarf Sehen sowie für die allgemeine Erwachsenenbildung sehbeeinträchtigter Menschen zu verbessern,

	Chancen und Potenziale assistiver und digitaler Technologien für die Teilhabe sehbeeinträchtigter Menschen zu erheben,

	die konkreten Lebensbedingungen sehbeeinträchtigter Menschen zu untersuchen,

	Synergien an den Schnittstellen zwischen den relevanten Disziplinen zu schaffen,

	den internationalen Dialog und Austausch zum Thema Sehbeeinträchtigung voranzutreiben.



Im Rahmen ihrer Ausschreibung 2019 fördert die Stiftung Initiativen von
Wissenschaftler*innen und Forschungseinrichtungen im Verbund mit Akteuren
aus der Praxis für einen Zeitraum von ein bis fünf Jahren. Die Initiativen
müssen an einem ausgewiesenen Hochschulinstitut in Deutschland
eingerichtet werden. Eine Kooperation mit der Praxis ist wünschenswert.

Angesprochen werden insbesondere die Fachdisziplinen Blinden- und
Sehbehindertenpädagogik, Augenheilkunde, Erziehungs-, Bildungs- oder
Sozialwissenschaften, Psychologie, Informatik und Technikwissenschaften,
um in einen interdisziplinären Dialog einzutreten und Maßnahmen für eine
inklusive Gesellschaft mit dem Fokus auf Blinde und Sehbehinderte zu
erarbeiten.

Antragsfähig sind sowohl strukturinnovative Formate, die mit bis zu 90.000
Euro p.a. ausgestattet werden können, wie z.B. (Stiftungs-)Professur oder
außergewöhnliche Forschungsansätze und -formate, als auch kleinere
Projekte, Aktionen und Forschungsideen, die geeignet sind, die
Programmziele zu erreichen. Die Einzelförderung in dieser Förderlinie
beträgt maximal 10.000 Euro p.a.

Bewerbungen in Form von Konzeptskizzen nimmt die Stiftung bis zum 16.
September 2019 entgegen. Informationen zur Antragsberechtigung, zum
Antrags- und Auswahlverfahren sind der Ausschreibung anbei zu entnehmen.


Weitere Informationen unter:

http://www.deutsches-stiftungszentrum.de/stiftungen/waldtraut-und-sieglinde-hildebrandt-stiftung

- Website der Waldtraut und Sieglinde Hildebrandt-Stiftung im Rahmen
der Webpräsenz des Deutschen Stiftunsgzentrums im Stifterverband

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment72540

- Ausschreibung "Forschung für Blinde und Sehbehinderte: Teilhabe und
Inklusion" der Waldtraut und Sieglinde Hildebrandt-Stiftung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, 25.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/1179: Arbeitslosenzahlen Juli - Vorsorge dringend notwendig, Beschäftigten Sicherheit bieten


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Juli 2019

Arbeitslosenzahlen Juli: Vorsorge dringend notwendig - Beschäftigten Sicherheit bieten



Anlässlich der heute veröffentlichten Arbeitsmarktzahlen für den Monat
Juli erklärt Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Sprecher für
Arbeitsmarktpolitik:

Noch immer ist das Ausmaß an prekärer Beschäftigung und Armut trotz
Erwerbstätigkeit viel zu hoch und sind zu viele Menschen dauerhaft
arbeitslos. Daher muss die Bundesregierung die Strukturschwächen des
deutschen Arbeitsmarkts entschiedener angehen und vor allem den
Arbeitsmarkt endlich auf die grundlegenden Veränderungen vorbereiten,
die vor uns liegen. Die Arbeitslosenversicherung muss gestärkt und
mehr als heute auch auf die Unterstützung von Erwerbstätigen
ausgerichtet werden. Dazu gehört ein Recht auf Weiterbildung, das mit
einer besseren sozialen Absicherung verbunden ist. Zudem brauchen wir
eine Garantiesicherung, um Existenzängste zu verringern und
Erwerbstätigkeit muss besser finanziell anerkannt werden.

Inzwischen zeigen sich erste Anzeichen eines drohenden
Konjunkturabschwungs. Es gibt ein wachsendes Unsicherheitsgefühl von
Menschen, die die Sorge haben, morgen ohne Job da zu stehen. Die
Bundesregierung macht dafür viel zu wenig, dabei müssten heute die
Weichen für morgen gestellt werden, um für die Zukunft vorzusorgen.
Schon heute brauchen wir eine präventive Arbeitsmarktpolitik und mehr
soziale Sicherheit für den Wandel von morgen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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BILDUNG/936: BAföG-Novelle - Kleines Karo statt großer Wurf


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Juli 2019

BAföG-Novelle: Kleines Karo statt großer Wurf



Zum Inkrafttreten der 26. BAföG-Reform am 1. August 2019 erklärt Kai
Gehring, Sprecher für Forschung, Wissenschaft und Hochschule:

Gerechte Bildungschancen für alle sind mit Karliczeks BAföG-Novelle weiter
in weiter Ferne. Die mutlose Novelle reicht längst nicht aus, die
Versäumnisse in der BAföG-Politik der letzten Jahre auszugleichen und den
Hochschulzugang von sozialer Herkunft abzukoppeln. Die geringe
Durchlässigkeit unseres Bildungssystems wird durch Ministerin Karliczek
fortgeschrieben statt wirksam durchbrochen. BAföG muss endlich wieder sein
Ziel erfüllen, Talenten aus einkommensarmen Elternhäusern den Weg auf den
Campus zu ebnen.

Fördersätze und Freibeträge müssten in diesem Semester um mindestens zehn
Prozent angehoben werden und danach automatisch und regelmäßig steigen, um
mit ansteigenden Lebenshaltungskosten Schritt zu halten. Ein besonders
großes Problem sind die galoppierenden Mieten in vielen Hochschulstädten.
Damit müssen Studierende die Zeche dafür zahlen, dass es die unionsgeführte
Bundesregierung seit 2005 nicht fertig bringt, eine Offensive für
studentisches Wohnen auf den Weg zu bringen. Schnelle Hilfe für Studierende
wären jetzt Mietzuschüsse in regionaler Staffelung nach dem Wohngeldgesetz
anstelle einer bundeseinheitlichen Pauschale sowie ein Bau- und
Sanierungsprogramm für Studierendenwohnheime, um die angespannte
Wohnungslage in vielen Hochschulstädten dauerhaft zu entlasten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. August 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





FINANZEN/1266: Gesetzesentwurf zur Änderung steuerlicher Vorschriften verabschiedet


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. Juli 2019

Gesetzesentwurf zur weiteren steuerlichen Förderung der
Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften
verabschiedet

Unionsfraktion hat weiteren Gesprächsbedarf zu steuerrechtlichen
Regelungen



Das Bundeskabinett hat am heutigen Mittwoch das Gesetz zur weiteren
steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer
steuerlicher Vorschriften beschlossen. Dazu erklären die
finanzpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Antje
Tillmann, und der zuständige Berichterstatter Olav Gutting:

"Das Gesetz übernimmt die Funktion der Jahressteuergesetze der
letzten Jahre, in denen eine Sammlung ganz unterschiedlicher
Regelungen vorgesehen ist.

So wurde mit Blick auf die Änderungen der europarechtlichen
Rahmenbedingungen eine Pauschale für Berufskraftfahrer in Höhe von
8 Euro für Übernachtungen eingeführt.

Wir nehmen zur Kenntnis, dass die Anhebung der sogenannten
Verpflegungsmehraufwand-Pauschale mit insgesamt 335 Mio. Euro mit
Abstand den größten Anteil an den vorgesehenen Steuermindereinnahmen
darstellt, obwohl diese Maßnahme nicht im Koalitionsvertrag enthalten
ist.

Wir begrüßen, dass die zunächst im Referentenentwurf enthaltene
Verschärfung der monatlichen 44-Euro-Freigrenze für Sachbezüge
entfallen ist. So können Arbeitgeber ihren Mitarbeitern weiterhin in
dieser Höhe steuerfreie Sachbezüge z. B. in Form von Guthabenkarten
gewähren.

Sachgerecht ist, dass die vorgesehene Neuregelung im
Grunderwerbsteuergesetz zur Vermeidung des Gestaltungsmodells "share
deals" in einem eigenständigen Gesetz geregelt wird. Den Entwurf dazu
hat das Bundeskabinett ebenfalls heute beschlossen. Es ist wichtig,
dass hier zielgenau eine Missbrauchsverhinderungsvorschrift gefunden
wird. Die durch bekanntgewordene ungewollte Gestaltungen
hervorgerufenen Steuerausfälle dürfen nicht von denjenigen finanziert
werden, die sich redlich verhalten.

Um eine Gleichbehandlung von Print und digitalen 'Büchern'
herzustellen, wird der ermäßigte Umsatzsteuersatz für E-Books
eingeführt. Da wir das Umsatzsteuergesetz somit anfassen, sollten wir
auch die Einführung des ermäßigten Umsatzsteuersatz für
Monatshygieneprodukte angehen. Wir werden die hierzu vorliegende
Petition 'Besteuerung von Periodenprodukten' daher zum Anlass nehmen,
um mit dem Koalitionspartner die Einführung des ermäßigten
Steuersatzes auch auf Monatshygieneartikel zu prüfen.

Erheblichen Beratungsbedarf wird es im Bereich der Umsatzbesteuerung
bei der Erwachsenenbildung geben.

Es fehlt im Gesetzentwurf die im Koalitionsvertrag verabredete
Wohnungsbauprämie. Wir wollen diese attraktiver gestalten und setzen
uns für eine Erhöhung der Einkommensgrenze von derzeit 25.600 Euro
auf 35.000 Euro sowie der Wohnungsbauprämie von 8,8 Prozent auf 10
Prozent ein."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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RECHT/952: NetzDG zeitnah verbessern


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. Juli 2019

NetzDG zeitnah verbessern

Mehr Transparenz und engere Zusammenarbeit mit Strafverfolgungsbehörden
nötig



Zur Veröffentlichung der dritten Halbjahresberichte der Plattformen
zum Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) erklärt die rechts- und
verbraucherpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Elisabeth Winkelmeier-Becker:

"Die letzten Wochen haben auf erschütternder Weise gezeigt, dass Hass
und Gewalt in Worten der Nährboden für Hass und Gewalt in Taten sind.
Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) ist ein wichtiges Instrument
gegen die Verbreitung strafbarer Inhalte auf sozialen Plattformen.
Auch die dritten Transparenzberichte der sozialen Netzwerke zeigen,
dass das ohne eine Einschränkung der Meinungsfreiheit und ohne
Overblocking gelingt.

Als CDU/CSU-Bundestagsfraktion wollen wir das NetzDG zeitnah
verbessern und werten aktuell die Rückmeldungen und Erfahrungen aus
der Praxis aus. Dazu müssen in den Transparenzberichten alle nach dem
NetzDG relevanten Postings erfasst werden, auch wenn die Plattformen
die Beiträge intern nach ihren eigenen Communitystandards behandeln.

Die aktuellen Transparenzberichte für den Zeitraum Januar bis Juni
2019 zeigen, dass die Plattformen noch sehr unterschiedliche
Auffassungen davon haben, welche Kriterien und Daten in diese
Berichte gehören. Hier für mehr Klarheit und Rechtssicherheit zu
sorgen - auch um eine bessere Vergleichbarkeit zwischen den
Plattformen zu erreichen - ist ein Baustein für die Verbesserung des
Gesetzes.

Wir brauchen dringend eine engere Zusammenarbeit der Plattformen mit
den Strafverfolgungsbehörden. Diese müssen noch schneller die
notwendigen Informationen bekommen, um die Täter, die jenseits der
Meinungsfreiheit Hass und Hetze verbreiten, unkompliziert ermitteln
zu können. Mehr Strafverfahren und Gerichtsurteile werden für alle
mehr Klarheit schaffen, wo die Grenzen zur strafbaren Beleidigung
oder Volksverhetzung überschritten wird und so auch eine präventive
Wirkung haben. Die Auskunftspflicht der Plattformen gegenüber den
Behörden muss hier auf alle relevanten Angaben erweitert werden, so
wie es beispielsweise in Frankreich bereits vereinbart ist. Außerdem
müssen strafrechtlich relevante Beiträge zur Beweissicherung
gespeichert werden. Täter dürfen nicht ungestraft davonkommen, weil
die Beweise vorschnell gelöscht wurden. Wir werden diese Vorschläge
zu einer gesetzlichen Regelung in die anstehenden Beratungen zum
NetzDG einbringen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/1999: Erste Schritte zur Stärkung der Kohle-Regionen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 31. Juli 2019

Erste Schritte zur Stärkung der Kohle-Regionen



Das Bundeskabinett hat heute den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung
des Gesetzes zur Errichtung der Deutschen Rentenversicherung Bund und
der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See beschlossen.
Dazu erklärt der arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

"Die Bundesregierung hat heute einen Gesetzentwurf beschlossen, der
die Rechtsgrundlagen für hunderte neue Stellen bei der
Rentenversicherung Knappschaft Bahn-See in Cottbus enthält. Dort
sollen neue Aufgaben gebündelt und mit neuem Personal erfüllt werden.
Für den Strukturwandel in der Lausitz, im Mitteldeutschen und im
Rheinischen Revier sollen über die nächsten zwei Jahrzehnte insgesamt
bis zu 40 Milliarden Euro vom Bund in die Länder fließen. Es ist sehr
zu begrüßen, dass jetzt mit dem Gesetzentwurf erste Schritte erfolgt
sind, diese Region zu stärken. Weitere müssen folgen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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ARBEIT/1874: Arbeitsmarktpolitischen Stillstand endlich beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Juli 2019

Arbeitsmarktpolitischen Stillstand endlich beenden



"Die Jubelmeldungen der Bundesregierung über die Entwicklung am
Arbeitsmarkt können nicht darüber hinwegtäuschen, dass es für
Langzeiterwerbslose, Ältere und Menschen mit Behinderungen noch immer
viel zu wenig Perspektiven gibt. Das ist umso bitterer, da nun mit dem
konjunkturellen Abschwung die Möglichkeiten noch geringer werden. Die
Bundesregierung muss den arbeitsmarktpolitischen Stillstand beenden
und mehr in einen öffentlich geförderten Beschäftigungssektor
investieren sowie Erwerbslose grundsätzlich besser unterstützen. Zudem
ist ein Recht auf Weiterbildung längst überfällig.", erklärt Sabine
Zimmermann, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE,
zum aktuellen Monatsbericht der Bundesagentur für Arbeit. Zimmermann
weiter:

"Noch immer können auch viele Menschen, die Arbeit haben, davon nicht
leben. Das belegen die Zahlen von rund einer Million
Hartz-IV-Aufstockerinnen und -aufstockern und von über drei Millionen
Menschen mit mehreren Jobs. Die Bundesregierung muss die
Rahmenbedingungen für gute Arbeit schaffen. Dazu gehören unter anderem
ein Mindestlohn von zwölf Euro in der Stunde, ein Verbot von
Leiharbeit, die Stärkung der Tarifbindung und die Abschaffung der
sachgrundlosen Befristung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 31. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AUSSEN/1892: US-Administration tritt Menschenrechte von Migranten mit Füßen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Juli 2019

US-Administration tritt Menschenrechte von Migranten mit Füßen



"Die fortlaufende Trennung von oftmals sehr kleinen Kindern von ihren
Familien durch die Trump-Administration ist nicht nur zutiefst
unmenschlich, sie verstößt auch gegen die Anordnung eines US-amerikanischen
Gerichts vom letzten Sommer, das diese Praxis untersagt hat", erklärt die
menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Zaklin Nastic,
in Reaktion auf eine Veröffentlichung der US-amerikanischen
Bürgerrechtsorganisation ACLU. Deren Abfrage beim Justizministerium hatte
ergeben, dass seit dem Gerichtsurteil mehr als 900 Migranten an der
mexikanisch-US-amerikanischen Grenze von ihren Kindern getrennt wurden.
Nastic weiter:

"US-Präsident Donald Trump zeigt wieder einmal, dass er sich an
Gerichtsurteile genauso wenig gebunden fühlt wie an internationale Werte
und Verträge. Laut ACLU reichen schon eine nicht gewechselte Windel oder
die Sprachstörung eines Vaters aus, den Eltern Vernachlässigung ihrer
Kinder vorzuwerfen und sie zu entziehen. Ich begrüße, dass die
Bürgerrechtsorganisation in dieser Sache das Bundesgericht in San Diego
angerufen hat.

Die Bundesregierung muss laut protestieren angesichts der äußerst
besorgniserregenden Entwicklungen in Washington, wo Trump gerade erst die
Wiederaufnahme der Todesstrafe durchgesetzt hat. Einen Beschluss des 
US-Kongresses für eine Beschränkung von Rüstungsexporten an Saudi-Arabien und
die Vereinigten Arabischen Emirate hat Trump kurzerhand ausgehebelt. Auch
die unmenschliche Behandlung kleiner Kinder an der Grenze zu Mexiko darf
von niemandem hingenommen werden, dem die Einhaltung und Wahrung der
Menschenrechte etwas gelten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 31. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AUSSEN/1891: Tobias Pflüger zur US-Anfrage nach deutscher Unterstützung


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 30. Juli 2019

Tobias Pflüger zur US-Anfrage nach deutscher Unterstützung



Die USA haben im Iran-Konflikt offiziell um deutsche Unterstützung
gebeten. Tobias Pflüger, stellvertretender Vorsitzender der Partei DIE
LINKE und Verteidigungspolitischer Sprecher der LINKSFRAKTION, dazu:

"Die US-Regierung hat nach eigenen Angaben die Bundesregierung jetzt
offiziell angefragt, die Bundeswehr in den Persischen Golf zu
schicken. Wenn das stimmt, dann kann die Antwort nur Nein heißen. So
ein Einsatz ist militärisches Abenteurertum mit unabsehbaren Folgen.
Für einen deutschen Militäreinsatz gibt es im Übrigen keine
Rechtsgrundlage.

Die Bundesregierung muss der Trump-Administration außerdem deutlich
machen, dass sie den Weg der Konfrontation gegen den Iran nicht
mitgeht. Wenn sich die Bundeswehr an so einem Einsatz beteiligen
würde, würde die Bundesregierung die Position, das Atomabkommen mit
dem Iran (JCPOA) zu erhalten, wie sie die EU und die EU-Staaten
vertreten, de facto aufgeben. Das wäre absolut fatal."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 30. Juli 2019

Bundesgeschäftsstelle
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BILDUNG/922: Inflationsausgleich schafft keine Trendwende beim BAföG


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Juli 2019

Inflationsausgleich schafft keine Trendwende beim BAföG



"Die Bundesregierung hat gegen die Warnungen und Kritik aller betroffenen
Verbände und großer Teile der Opposition eine BAföG-Reform beschlossen, die
nur gerade so die schlimmsten Löcher stopft", erklärt Nicole Gohlke,
hochschul- und wissenschaftspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE,
zur morgen in Kraft tretenden Erhöhung der BAföG-Sätze. Gohlke weiter:

"Der Weg durchs Studium bleibt aber steinig und holprig. Der BAföG-Satz
bleibt deutlich unter der Armutsgrenze. Die Wohnpauschale deckt in kaum
einer Hochschulstadt die tatsächlichen Kosten einer studentischen
Unterkunft. Kein Wunder, dass 69 Prozent aller Studenten nebenher einer
Erwerbsarbeit nachgehen.

Nach Jahren des Bedeutungsverlusts des BAföG wäre eine umfassende Reform
nötig. Wirklich helfen würde ein Hochschulsozialpakt, der die Studenten in
ihren sozialen Anliegen unterstützt. Dazu gehören dringend Investitionen in
Studentenwohnheime. Dafür sollte der Bund Mittel und Liegenschaften zur
Verfügung stellen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 31. Juli 2019

Deutscher Bundestag
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GESUNDHEIT/1119: Sterben wird teurer


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Juli 2019

Sterben wird teurer



"Ärztinnen und Ärzte sollen für eine Leichenschau mehr Honorar erhalten -
bezahlen müssen es die trauernden Angehörigen. Wer stirbt, wird derzeit
automatisch zum Privatpatienten. Das ist der falsche Weg", erklärt Achim
Kessler, Sprecher der Fraktion DIE LINKE für Gesundheitsökonomie, zur
heutigen Entscheidung des Bundeskabinetts, die Gebühren, die Angehörige für
eine Leichenschau zu zahlen haben, von derzeit bis zu 51 Euro auf bis zu
254 Euro zu erhöhen. Kessler weiter:

"Richtig wäre es, wenn die gesetzlichen Krankenkassen diese notwendige
Leistung für ihre verstorbenen Versicherten übernehmen und mit den
Kassenärzten über ein angemessenes Honorar und die Qualität verhandeln
würden. Denn die Ärztinnen und Ärzte sollen diese Leistung angemessen
finanziert bekommen und die Leichenschau ordentlich und mit ausreichend
Zeit leisten können. Das ist nicht nur für die kriminalistische Aufklärung
von Todesfällen wichtig, sondern auch, um Gefahren für das Leben durch
Forschung an Todesursachen feststellen und verringern zu können. Die
Angehörigen haben genug um die Ohren und können mit dem Arzt oder der
Ärztin keine Verhandlungen über angemessene Gebühren abhalten. DIE LINKE
hat deshalb schon vor Monaten einen Antrag (BT-Drs. 19/8274) in den
Bundestag eingebracht mit dem Ziel, dass die Leichenschau und das
Ausstellen eines Totenscheins Kassenleistungen werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 31. Juli 2019
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SICHERHEIT/1990: Deutsche Soldaten nicht in Trumps Krieg gegen den Iran schicken


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. Juli 2019

Deutsche Soldaten nicht in Trumps Krieg gegen den Iran schicken



"Die Bundesregierung muss die Anfrage nach Unterstützung eines
Militäreinsatzes im Persischen Golf umgehend ablehnen. Deutsche
Soldaten dürfen an dem geplanten Kriegsabenteuer von US-Präsident
Donald Trump und seinem britischen Pudel Boris Johnson nicht beteiligt
werden", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und
abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen
weiter:

"Die USA sind durch die einseitige Aufkündigung des internationalen
Atomabkommens mit dem Iran hauptverantwortlich für die Eskalation am
Golf. Eine Beteiligung der Bundeswehr an einem US-geführten
Militäreinsatz kommt der Unterstützung von Brandstiftern gleich. Ein
Militäreinsatz deutscher Soldaten im Persischen Golf verstößt zudem
gegen das Friedensgebot des Grundgesetzes. Es ist nicht Aufgabe der
Bundeswehr, wirtschaftliche Interessen in aller Welt durchzusetzen und
Washington blinde Gefolgschaft zu leisten.

DIE LINKE lehnt eine deutsche Beteiligung an dem geplanten US-
geführten Militäreinsatz ab und fordert die Sperrung des Luftraums
über Deutschland für die selbsternannte Koalition der Willigen.
Militärische Einrichtungen in Deutschland dürfen für einen Krieg gegen
den Iran nicht genutzt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 30. Juli 2019
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SICHERHEIT/1989: Afghanistan-Einsatz gescheitert - Bundeswehr endlich abziehen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. Juli 2019

Afghanistan-Einsatz gescheitert - Bundeswehr endlich abziehen



"Immer mehr Zivilisten werden laut neuestem UN-Bericht bei
Luftangriffen und Bodeneinsätzen der afghanischen Regierungstruppen
und ihrer NATO-Verbündeten getötet. Die Bundesregierung kann diese
Entwicklung nicht länger ignorieren. Der Afghanistan-Einsatz, der
bereits fast 18 Jahre andauert, ist völlig gescheitert, ein 'Weiter
so' kann es nicht geben", sagt Heike Hänsel, stellvertretende
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Die Gewalt in Afghanistan hält unvermindert an. Bei Anschlägen der
Taliban sterben regelmäßig Menschen, aber zunehmend auch durch
afghanische Regierungstruppen und deren Verbündete, wie aus dem neu
vorliegenden Bericht der United Nations Assistance Mission in
Afghanistan (UNAMA) hervorgeht. Dem Bericht zufolge sind allein in der
ersten Jahreshälfte 1.366 Menschen getötet und 2.446 verletzt worden.
Die Truppenpräsenz kann die Menschen also nicht schützen - im
Gegenteil. Trotzdem verlängert die Bundesregierung das
Afghanistan-Mandat Jahr um Jahr, und es zeichnet sich keinerlei
Veränderung der verfehlten westlichen Afghanistan-Politik ab. Die
damit verbundene Abschiebepraxis in das Land ist unverantwortlich und
menschenfeindlich.

Sterben und Elend in Afghanistan können nur durch einen sofortigen
Waffenstillstand, den vollständigen Abzug der NATO-Truppen und
entschiedene Friedensinitiativen beendet werden. Dazu gehören vor
allem transparente, demokratische Friedensverhandlungen, die alle
Teile der Gesellschaft sowie zivilgesellschaftliche Organisationen
einbeziehen, statt intransparente Deals zwischen der
US-Administration, den Warlords und den Taliban. Angesichts der
Ausweitung der Kriegshandlungen in Afghanistan muss zudem ein
sofortiger Abschiebestopp für das Land verhängt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 30. Juli 2019
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BUNDESTAG/8705: Heute im Bundestag Nr. 848 - 31.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 848

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 31. Juli 2019, Redaktionsschluss: 15.51 Uhr

1. Chancen für Frauen in der Wissenschaft

2. BMBF-Korrekturbitten im März 2019

3. Fragen der Linksfraktion zum Elterngeld

4. Fragen der AfD zum Medienstaatsvertrag

5. Schwabinger Kunstfund im Fokus

6. Frage nach Korrekturbitten der BKM



1. Chancen für Frauen in der Wissenschaft

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Obwohl der Frauenanteil beim wissenschaftlichen
Personal marginal wächst, verlassen viele Frauen im Laufe ihrer
Karriere die Wissenschaft. Das passiert besonders häufig in der
Post-Doc-Phase, in der die Vereinbarkeit von Familie und
wissenschaftlicher Tätigkeit immer herausfordernder wird. Das schreibt
Bündnis 90/Die Grünen in ihrer Kleinen Anfrage (19/11194). Die
Fraktion möchte gerne wissen, wie die Bundesregierung den aktuell
erreichten Stand der Gleichstellung an den deutschen Hochschulen, an
den außeruniversitären Forschungseinrichtungen und an den
Ressortforschungseinrichtungen bewertet und wie hoch nach Kenntnis der
Bundesregierung der Frauenanteil auf den unterschiedlichen
Karrierestufen, also Studium, Promotion, Post-Doc-Phase,
Juniorprofessur, W2-/C3-Professur und W3-/C4-Professur, ist.

 * 

2. BMBF-Korrekturbitten im März 2019

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) im März 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/11690) danach, "aus welchen Anlässen" das BMBF im oben genannten
Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

3. Fragen der Linksfraktion zum Elterngeld

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion verlangt Auskunft über die
Entwicklung des Elterngeldes seit 2014. In einer Kleinen Anfrage
(19/11910) will sie unter anderem wissen, wie viele Personen zwischen
dem 1. Januar 2014 und dem 31. März 2019 Elterngeld bezogen haben und
wie lange. Zudem möchte sie erfahren wie hoch der Anteil der Frauen
und der Männer unter den Beziehern von Elterngeld und wie hoch der
Anteil der Bezieher mit einem Nettoeinkommen unter 1.000 Euro
beziehungsweise über 1.200 Euro war.

 * 

4. Fragen der AfD zum Medienstaatsvertrag

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion möchte über den Standpunkt der
Bundesregierung zum "Diskussionsentwurf zu den Bereichen
Rundfunkbegriff, Plattformbegriff und Intermediäre -
,Medienstaatsvertrag'", der von öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten, Verbänden, Unternehmen und Bürgern erarbeitet
wurde, informiert werden. In einer Kleinen Anfrage (19/11925) will sie
unter anderem wissen, welches Zulassungsverfahren die Regierung für
Anbieter von Livestreams bevorzugt. Zudem möchte sie erfahren, ob die
Bundesregierung auf Grund bevorstehender Änderungen des
Rundfunkstaatsvertrages oder zur Umsetzung aktueller Regelungen die
Budgets der Landesmedienanstalten beziehungsweise der Kontrollgremien
erhöhen wird.

 * 

5. Schwabinger Kunstfund im Fokus

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über die
rechtlichen Grundlagen des Vorgehens der Bundesregierung im Fall des
"Schwabinger Kunstfundes". In einer Kleinen Anfrage (19/11737) will
sie unter anderem wissen, ob die Überprüfung der Sammlung Gurlitt
durch die Taskforce "Schwabinger Kunstfund" sowie die Veröffentlichung
von 465 Bildern auf der Datenbank Lost-Art, verbunden mit der
Aufforderung, Alteigentümer mögen Ansprüche bei der Taskforce geltend
machen, nach Ansicht der Bundesregierung ein Eingriff in die
Vermögens- und Privatrechtssphäre von Cornelius Gurlitt war. Zudem
möchte sie erfahren, wie die Bundesregierung die Aufwendung von
Bundesmitteln für die Aufarbeitung der privaten Kunstsammlung
begründet, obwohl bis zum 7. April 2014 keine Einwilligung von
Cornelius Gurlitt vorlag.

 * 

6. Frage nach Korrekturbitten der BKM

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion möchte erfahren, aus welchen
Anlässen die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien
(BKM) im Februar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen hat ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in der entsprechenden Kleinen Anfrage (19/11820)
danach, aus welchen Anlässen die BKM im Februar 2019 bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8704: Heute im Bundestag Nr. 847 - 31.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 847

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 31. Juli 2019, Redaktionsschluss: 14.21 Uhr

1. GBA-Verfahren beim Bundesgerichtshof

2. AfD fragt nach Korrekturbitten des BfJ

3. AfD fragt nach Korrekturbitten des GBA

4. Ausbau von Glasfaserleitungen

5. Folgen der US-Sanktionen gegen Iran

6. Versorgungssicherheit in Deutschland



1. GBA-Verfahren beim Bundesgerichtshof

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Einen Überblick über die seit Januar 2013 beim
Generalbundesanwalt (GBA) beim Bundesgerichtshof insgesamt
eingeleiteten Verfahren gibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/11907) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11456). Danach
wurden bis zum 10. Juli 2019 3.386 Ermittlungsverfahren eingeleitet.
In den Jahren 2017 und 2018 waren es danach insgesamt 2.596 Verfahren.
In der Antwort werden die Verfahren aufgeschlüsselt nach Verfahren
seit Januar 2014 mit Bezug zum islamistischen Terrorismus,
Rechtsextremismus und Linksextremismus. Die meisten Verfahren betrafen
demnach islamistischen Terrorismus. Auch über die Übergabe von
Verfahren an die Staatsanwaltschaften der Länder gibt die Anfrage
Auskunft.

Wie die Bundesregierung schreibt, ist die geforderte Aufschlüsselung
nach Anzahl der Tatvorwürfe und der ebenfalls genannte Bezug zum
Ausländerextremismus mit zumutbarem Aufwand nicht darstellbar. Der GBA
führe hierzu keine Statistik. Auch eine Bewertung als
Ausländerextremismus gehe in diese nicht ein.

 * 

2. AfD fragt nach Korrekturbitten des BfJ

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesamt für Justiz (BfJ) im März
2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11850) danach, aus
welchen Anlässen das BfJ im März dieses Jahres bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

3. AfD fragt nach Korrekturbitten des GBA

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung erfahren, aus welchen
Anlässen der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (GBA) im
Februar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11848) danach, aus
welchen Anlässen der GBA im Februar dieses Jahres bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

4. Ausbau von Glasfaserleitungen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat ihren Willen zu einem
raschen und flächendeckenden Glasfasernetz-Ausbau bekräftigt. Notfalls
werde man prüfen, ob "Lösungen außerhalb des Regulierungsrahmens
gefunden werden" müssten, erklärt die Bundesregierung in der Antwort
(19/11831) auf eine Kleine Anfrage (19/10941) der FDP-Fraktion.
Sollten sich substanzielle und nachhaltige technische Schwierigkeiten
beim Parallelbetrieb von etablierten und neuen Leitungstechnologien in
Wohngebäuden ergeben, werde man außerdem überlegen, ob spezifische
Anpassungen des Regulierungsrahmens erforderlich sind. Zu einer
Entscheidung der Bundesnetzagentur, die nach Ansicht der Fragesteller
die Vectoring-Techniken der Telekom gegenüber Glasfasernetzen
bevorzugt, äußert sich die Bundesregierung nicht. Sie verweist
allerdings darauf, dass es noch keine abschließende Entscheidung der
Agentur in dem Verfahren gebe.

 * 

5. Folgen der US-Sanktionen gegen Iran

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Auswirkungen der US-Sanktionen gegen den Iran
stehen im Mittelpunkt der Antwort (19/11836) auf eine Kleine Anfrage
(19/11212) der FDP-Fraktion. Darin erklärt die Bundesregierung im
Wesentlichen, keine Kenntnisse über etwaige deutsche Unternehmen zu
haben, die durch Sanktionen gegen die iranische Bank Melli betroffen
sein könnten. Auch Fälle weiterer iranischer Unternehmen in
Deutschland, die Nachteile durch die US-Politik verzeichnen, sind der
Bundesregierung eigenen Angaben zufolge nicht bekannt.

 * 

6. Versorgungssicherheit in Deutschland

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion erkundigt sich nach der
Versorgungssicherheit in Deutschland. In einer Kleinen Anfrage
(19/11955) möchten die Abgeordneten Zahlen und Entwicklungsreihen zu
Einspeisemanagement und Redispatchmaßnahmen erfahren. Sie fragen auch
nach den Kosten, die durch derartige Maßnahmen entstanden sind.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8703: Heute im Bundestag Nr. 846 - 31.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 846

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 31. Juli 2019, Redaktionsschluss: 13.13 Uhr

1. BLE gibt Hinweise in Einzelfällen

2. Keine Korrekturbitten des BSA

3. Keine Korrekturbitten des FLI

4. Keine Korrekturbitten des MRI

5. Korrekturbitten des BLE 2019

6. Korrekturbitten des FLI im Februar 2019

7. Korrekturbitten des JKI im Februar 2019



1. BLE gibt Hinweise in Einzelfällen

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
(BLE) hat gegenüber Medien keine Ersuchen um Korrekturen von
Berichterstattungen unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe zwischen
dem 22. November 2005 und dem 31. Dezember 2018 gestellt. Die
Bundesregierung erklärt in einer Antwort (19/11902) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/11571), dass das BLE nur in Einzelfällen
einem Medium dann einen Hinweis gebe, wenn veröffentlichte
Informationen objektiv unzutreffend wiedergegeben worden seien und ein
Hinweis für geeignet und angemessen erachtet werde. Demnach habe das
BLE am 24. Juni 2017 das Landwirtschaftliche Wochenblatt
Westfalen-Lippe und am 20. August 2018 die Fachzeitschrift topagrar
online auf unzutreffende Darstellungen hingewiesen.

 * 

2. Keine Korrekturbitten des BSA

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Bundessortenamt (BSA) hat gegenüber Medien keine
Ersuchen um Korrekturen von Berichterstattungen im Januar 2019
gestellt. In einer Antwort der Bundesregierung (19/11898) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11517) heißt es, dass das BSA
weder mit noch ohne anwaltlicher Hilfe im genannten Zeitraum um
Korrekturen bei Medien ersucht habe.

 * 

3. Keine Korrekturbitten des FLI

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) hat gegenüber
Medien keine Ersuchen um Korrekturen von Berichterstattungen im Januar
2019 gestellt. In einer Antwort der Bundesregierung (19/11897) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11523) heißt es, dass das FLI
weder mit noch ohne anwaltlicher Hilfe im genannten Zeitraum um
Korrekturen bei Medien ersucht habe.

 * 

4. Keine Korrekturbitten des MRI

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Max Rubner-Institut (MRI) hat gegenüber Medien
keine Ersuchen um Korrekturen von Berichterstattungen im Januar 2019
gestellt. In einer Antwort der Bundesregierung (19/11900) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11528) heißt es, dass das MRI
weder mit noch ohne anwaltlicher Hilfe im genannten Zeitraum um
Korrekturen bei Medien ersucht habe.

 * 

5. Korrekturbitten des BLE 2019

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen die Bundesanstalt für Landwirtschaft
und Ernährung (BLE) im Februar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/11798) danach, aus welchen Anlässen das BLE im oben genannten
Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

6. Korrekturbitten des FLI im Februar 2019

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI)
im Februar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11823) danach, aus
welchen Anlässen das FLI im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

7. Korrekturbitten des JKI im Februar 2019

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesforschungsinstitut für
Kulturpflanzen (JKI) im Februar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/11826) danach, aus welchen Anlässen das JKI im oben genannten
Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 
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BUNDESTAG/8702: Heute im Bundestag Nr. 845 - 31.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 845

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 31. Juli 2019, Redaktionsschluss: 12.10 Uhr

1. Neue Stromtrassen nach Bayern

2. Aktuelle Daten zum Wohngeld

3. Sicherheitslage an Bahnhöfen

4. Vorstrafenregister von S.E. thematisiert

5. Linke thematisiert Fall Lübcke

6. Abschiebungen im ersten Halbjahr 2019

7. AfD fragt nach Korrekturbitten von Zitis

8. AfD fragt nach BAA-Korrekturbitten

9. AfD fragt nach BKA-Korrekturbitten

10. AfD fragt nach BMI-Korrekturbitten



1. Neue Stromtrassen nach Bayern

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/fno) Der Alternativvorschlag für die Stromtrassen P43 und
P44 unterliege der Prämisse, dass die Erdverlegung der
Drehstromleitungen nicht zu einer wesentlichen Verzögerung des
Vorhabens führen werde. Das teilt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/11685) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/11218) mit. Der Kompromiss wurde am 5. Juni 2019 zwischen Peter
Altmaier (CDU) und den Energieministern der betroffenen Länder Bayern,
Thüringen und Hessen geschlossen. Darin sei vereinbart worden, dass
die Stromleitung P43 zwischen Hessen und Bayern teilweise unterirdisch
verlegt werden soll, wohingegen die Trasse zwischen Thüringen und
Bayern P44 nicht realisiert werden soll. Wichtig sei, dass das Projekt
P43 zwar bereits im Bundesbedarfsplan als Vorhaben Nr. 17 vorgesehen
ist, aber bis jetzt noch kein Verfahren der Bundesfachplanung begonnen
habe. Eine Ausweisung als Erdkabelprojekt sorge daher nach Angaben der
Bundesregierung nicht für Verzögerungen im
Bundesfachplanungsverfahren. Der Vorschlag, auf das Trassenprojekt P44
zu verzichten, werde momentan von der Bundesnetzagentur geprüft.

 * 

2. Aktuelle Daten zum Wohngeld

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/fno) Die Jahresausgaben für das Wohngeld sind 2018 im
Vergleich zum Vorjahr leicht um 89 Millionen Euro auf insgesamt 1.045
Millionen Euro gesunken. Im Vergleich zum Jahr 2010 sanken die
Ausgaben sogar um 735 Millionen Euro. Insgesamt blieben die Ausgaben
zwischen 2016 und 2018 relativ konstant, das teilt die Bundesregierung
in einer Antwort (19/11677) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/11281) mit. Bund und Länder tragen die Wohngeldausgaben je zur
Hälfte.

Die monatliche Wohngeldleistung lag 2017 bei 41 Prozent der
geförderten Haushalte unter 100 Euro. Elf Prozent wurden mit über 300
Euro unterstützt. Zur durchschnittlichen Bezugsdauer der Leistung gebe
es keine Daten. Mit der Wohngeldreform 2020 soll nicht nur das
Leistungsniveau erhöht werden, sondern auch der potenzielle
Empfängerkreis ausgeweitet werden. Insgesamt ist das Wohngeld laut
Bundesregierung sozialpolitisch sehr treffsicher und marktkonform.
Zudem verweist die Bundesregierung in ihrer Antwort auf den neu
vorgestellten Wohngeld- und Mietenbericht 2018 (19/11750).

 * 

3. Sicherheitslage an Bahnhöfen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Sicherheitslage an Bahnhöfen in Berlin und
Brandenburg" thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/11222). Darin verweist sie auf einen Zeitungsbericht vom 16. Juni
dieses Jahres, dem zufolge die Bundespolizei 2018 mit 672.112 im
Vergleich zum Vorjahr 8,5 Prozent weniger Straftaten registriert habe.
Wie sie ferner ausführt, wurden "nach der Standard Falltabelle 03
(Grundtabelle - Bundespolizei), welche die Fallzahlen der
Bundespolizei innerhalb der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS)
ausweist", für diese 2018 insgesamt 293.212 Fälle von Straftaten
erfasst.

Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, wie für die Jahre 2010
bis einschließlich 2018 "die Fallzahlen entsprechend der PKS Standard
Falltabelle 03 (Grundtabelle - Bundespolizei) gefiltert nach dem von
der Bundespolizei übermittelten Erhebungsmerkmal ,Bahnhof' für die
Bundesländer Berlin und Brandenburg" lauten.

 * 

4. Vorstrafenregister von S.E. thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "das Vorstrafenregister des Rechtsterroristen S.
E." geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/11885). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, welche Einträge
es über S. E. seit 1988 in das polizeiliche Informationssystem gegeben
hat. Auch will sie unter anderem wissen, bei welchen Straftaten S. E.
zu einer Haftstrafe verurteilt wurde.

 * 

5. Linke thematisiert Fall Lübcke

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Der Mord an Walter Lübcke" ist Thema einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/11872). Darin erkundigt sich die
Fraktion danach, gegen wie viele Personen aus welchen Bundesländern
mit welchen strafrechtlichen Vorwürfen sich "die Ermittlungen im
Zusammenhang mit dem Mord an Walter Lübcke" richten, Auch will sie
unter anderem wissen, ob die ermittelnden Behörden nach Kenntnis der
Bundesregierung von Verbindungen zu anderen politisch rechts
motivierten Taten ausgehen.

 * 

6. Abschiebungen im ersten Halbjahr 2019

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach "Abschiebungen und Ausreisen im ersten Halbjahr
2019" erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/11873). Unter anderem möchte sie von der Bundesregierung wissen,
wie viele Abschiebungen in den ersten sechs Monaten dieses Jahres
jeweils auf dem Luft-, dem Land- und dem Seeweg erfolgten.

 * 

7. AfD fragt nach Korrekturbitten von Zitis

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Zentrale Stelle für
Informationstechnik im Sicherheitsbereich (Zitis) im Februar 2019 bei
Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11860) danach, "aus welchen Anlässen" Zitis
im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

8. AfD fragt nach BAA-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesausgleichsamt (BAA) im März
2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11862) danach, "aus
welchen Anlässen" das BAA im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

9. AfD fragt nach BKA-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundeskriminalamt (BKA) im März
2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11866) danach, "aus
welchen Anlässen" das BKA im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

0. AfD fragt nach BMI-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerum des Inneren, für
Bau und Heimat (BMI) im Februar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/11878) danach, "aus welchen Anlässen" das Ministerium im oben
genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe
um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 
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BUNDESTAG/8701: Heute im Bundestag Nr. 844 - 31.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 844

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 31. Juli 2019, Redaktionsschluss: 10.57 Uhr

1. Persönliches Budget in Niedersachsen

2. Persönliches Budget in NRW

3. Persönliches Budget in Rheinland-Pfalz

4. Persönliches Budget in Sachsen

5. Persönliches Budget in SH

6. Persönliches Budget in Thüringen

7. Persönliches Budget im Saarland

8. Persönliches Budget in Sachsen-Anhalt

9. Persönliches Budget in MV



1. Persönliches Budget in Niedersachsen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11935) nach der "Anwendung des Persönlichen Budgets gemäß
SGB IX im Land Niedersachsen". Von der Bundesregierung will die
Fraktion unter anderem wissen, wie hoch ihrer Kenntnis nach in dem
Bundesland die Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs auf das Persönliche
Budget gemäß Paragraf 29 Sozialgesetzbuch (SGB) IX ist.

 * 

2. Persönliches Budget in NRW

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11934) nach der "Anwendung des Persönlichen Budgets gemäß
SGB IX im Land Nordrhein-Westfalen" (NRW). Von der Bundesregierung
will die Fraktion unter anderem wissen, wie hoch ihrer Kenntnis nach
in dem Bundesland die Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs auf das
Persönliche Budget gemäß Paragraf 29 Sozialgesetzbuch (SGB) IX ist.

 * 

3. Persönliches Budget in Rheinland-Pfalz

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11933) nach der "Anwendung des Persönlichen Budgets gemäß
SGB IX im Land Rheinland-Pfalz". Von der Bundesregierung will die
Fraktion unter anderem wissen, wie hoch ihrer Kenntnis nach in dem
Bundesland die Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs auf das Persönliche
Budget gemäß Paragraf 29 Sozialgesetzbuch (SGB) IX ist.

 * 

4. Persönliches Budget in Sachsen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11932) nach der "Anwendung des Persönlichen Budgets gemäß
SGB IX im Land Sachsen". Von der Bundesregierung will die Fraktion
unter anderem wissen, wie hoch ihrer Kenntnis nach in dem Bundesland
die Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs auf das Persönliche Budget
gemäß Paragraf 29 Sozialgesetzbuch (SGB) IX ist.

 * 

5. Persönliches Budget in SH

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11931) nach der "Anwendung des Persönlichen Budgets gemäß
SGB IX im Land Schlewsig-Holstein" (SH). Von der Bundesregierung will
die Fraktion unter anderem wissen, wie hoch ihrer Kenntnis nach in dem
Bundesland die Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs auf das Persönliche
Budget gemäß Paragraf 29 Sozialgesetzbuch (SGB) IX ist.

 * 

6. Persönliches Budget in Thüringen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11930) nach der "Anwendung des Persönlichen Budgets gemäß
SGB IX im Land Thüringen". Von der Bundesregierung will die Fraktion
unter anderem wissen, wie hoch ihrer Kenntnis nach in dem Bundesland
die Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs auf das Persönliche Budget
gemäß Paragraf 29 Sozialgesetzbuch (SGB) IX ist.

 * 

7. Persönliches Budget im Saarland

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11929) nach der "Anwendung des Persönlichen Budgets gemäß
SGB IX im Saarland". Von der Bundesregierung will die Fraktion unter
anderem wissen, wie hoch ihrer Kenntnis nach in dem Bundesland die
Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs auf das Persönliche Budget gemäß
Paragraf 29 Sozialgesetzbuch (SGB) IX ist.

 * 

8. Persönliches Budget in Sachsen-Anhalt

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11928) nach der "Anwendung des Persönlichen Budgets gemäß
SGB IX im Land Sachsen-Anhalt". Von der Bundesregierung will die
Fraktion unter anderem wissen, wie hoch ihrer Kenntnis nach in dem
Bundesland die Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs auf das Persönliche
Budget gemäß Paragraf 29 Sozialgesetzbuch (SGB) IX ist.

 * 

9. Persönliches Budget in MV

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11926) nach der "Anwendung des Persönlichen Budgets gemäß
SGB IX im Land Mecklenburg-Vorpommern" (MV). Von der Bundesregierung
will die Fraktion unter anderem wissen, wie hoch ihrer Kenntnis nach
in dem Bundesland die Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs auf das
Persönliche Budget gemäß Paragraf 29 Sozialgesetzbuch (SGB) IX ist.

 * 
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BUNDESTAG/8700: Heute im Bundestag Nr. 843 - 31.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 843

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 31. Juli 2019, Redaktionsschluss: 10.05 Uhr

1. AfD will Richtergesetz ändern

2. Akademisch ausgebildete Pflegekräfte

3. Persönliches Budget in Bremen

4. Persönliches Budget in Berlin

5. Persönliches Budget in Bayern

6. Persönliches Budget in Baden-Württemberg

7. Persönliches Budget in Brandenburg

8. Persönliches Budget in Hamburg

9. Persönliches Budget in Hessen



1. AfD will Richtergesetz ändern

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die AfD-Fraktion hat einen Gesetzentwurf zur
Änderung des Richtergesetzes vorgelegt (19/11942). Er sieht zum
besseren Einsatz des Personalbesatzes der Gerichte die bis zum 31.
Dezember 2023 befristete Möglichkeit vor, in Erweiterung der
derzeitigen Rechtslage die Spruchkammern der Gerichte mit zwei
Richtern auf Probe zu besetzen. Hintergrund ist dem Entwurf zufolge
der Anstieg der Asylverfahren, der zu einer starken Belastung des
Gerichtswesens geführt habe, da gegen ablehnende Bescheide des
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge in zunehmendem Maße
Rechtsmittel eingelegt würden. Die bisherige Praxis, nur maximal einen
Richter auf Probe in den Spruchkammern mitwirken zu lassen, sei daher
nicht mehr vertretbar.

 * 

2. Akademisch ausgebildete Pflegekräfte

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl akademisch ausgebildeter Pflegekräfte bei
ambulanten Pflegediensten oder in Pflegeheimen ist ein Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/11887) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/11461). Danach arbeiteten laut
Pflegestatistik zum Stichtag 15. Dezember 2017 bei ambulanten
Pflegediensten 1.306 Beschäftigte mit einem Abschluss einer
pflegewissenschaftlichen Ausbildung einer Fachhochschule oder
Universität. Das entspreche einem Anteil von 0,34 Prozent aller
Beschäftigten, schreibt die Bundesregierung weiter. In Pflegeheimen
seien zum gleichen Zeitpunkt 3.444 Personen mit einer abgeschlossenen
pflegewissenschaftlichen Ausbildung beschäftigt gewesen. Das
entspreche einem Anteil von 0,45 Prozent aller Beschäftigten.

 * 

3. Persönliches Budget in Bremen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11941) nach der "Anwendung des Persönlichen Budgets gemäß
SGB IX im Land Bremen". Von der Bundesregierung will die Fraktion
unter anderem wissen, wie hoch ihrer Kenntnis nach in dem Bundesland
die Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs auf das Persönliche Budget
gemäß Paragraf 29 Sozialgesetzbuch (SGB) IX ist.

 * 

4. Persönliches Budget in Berlin

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11940) nach der "Anwendung des Persönlichen Budgets gemäß
SGB IX im Land Berlin". Von der Bundesregierung will die Fraktion
unter anderem wissen, wie hoch ihrer Kenntnis nach in dem Bundesland
die Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs auf das Persönliche Budget
gemäß Paragraf 29 Sozialgesetzbuch (SGB) IX ist.

 * 

5. Persönliches Budget in Bayern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11939) nach der "Anwendung des Persönlichen Budgets gemäß
SGB IX im Land Bayern". Von der Bundesregierung will die Fraktion
unter anderem wissen, wie hoch ihrer Kenntnis nach in dem Bundesland
die Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs auf das Persönliche Budget
gemäß Paragraf 29 Sozialgesetzbuch (SGB) IX ist.

 * 

6. Persönliches Budget in Baden-Württemberg

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11938) nach der "Anwendung des Persönlichen Budgets gemäß
SGB IX im Land Baden-Württemberg". Von der Bundesregierung will die
Fraktion unter anderem wissen, wie hoch ihrer Kenntnis nach in dem
Bundesland die Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs auf das Persönliche
Budget gemäß Paragraf 29 Sozialgesetzbuch (SGB) IX ist.

 * 

7. Persönliches Budget in Brandenburg

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11927) nach der "Anwendung des Persönlichen Budgets gemäß
SGB IX im Land Brandenburg". Von der Bundesregierung will die Fraktion
unter anderem wissen, wie hoch ihrer Kenntnis nach in dem Bundesland
die Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs auf das Persönliche Budget
gemäß Paragraf 29 Sozialgesetzbuch (SGB) IX ist.

 * 

8. Persönliches Budget in Hamburg

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11937) nach der "Anwendung des Persönlichen Budgets gemäß
SGB IX im Land Hamburg". Von der Bundesregierung will die Fraktion
unter anderem wissen, wie hoch ihrer Kenntnis nach in dem Bundesland
die Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs auf das Persönliche Budget
gemäß Paragraf 29 Sozialgesetzbuch (SGB) IX ist.

 * 

9. Persönliches Budget in Hessen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11936) nach der "Anwendung des Persönlichen Budgets gemäß
SGB IX im Land Hessen". Von der Bundesregierung will die Fraktion
unter anderem wissen, wie hoch ihrer Kenntnis nach in dem Bundesland
die Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs auf das Persönliche Budget
gemäß Paragraf 29 Sozialgesetzbuch (SGB) IX ist.

 * 
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BUNDESTAG/8699: Heute im Bundestag Nr. 842 - 30.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 842

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 30. Juli 2019, Redaktionsschluss: 17.03 Uhr

1. Situation in der Weidetierhaltung

2. Korrekturbitten des BSA im Mai 2019

3. Korrekturbitten des BSA 2019

4. Korrekturbitten des BFR im März 2019

5. Korrekturbitten des TI im Februar 2019

6. Korrekturbitten des MRI 2019

7. Korrekturbitten des BVL 2019



1. Situation in der Weidetierhaltung

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke stellt die Situation in der
Weidetierhaltung in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/11806).
Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen,
wann die vom Bundestag bereits im Jahr 2018 beschlossene
Beratungsstelle für Weidetierhalter, Landwirte und Jäger eingerichtet
werden soll. Darüber hinaus verlangt die Fraktion Auskunft über die
Kosten, die Laufzeit und geplante Personalstellen.

 * 

2. Korrekturbitten des BSA im Mai 2019

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundessortenamt (BSA) im Mai 2019
bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11877) danach, aus welchen Anlässen das BSA
im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

3. Korrekturbitten des BSA 2019

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundessortenamt (BSA) im Februar
2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11876) danach, aus
welchen Anlässen das BSA im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

4. Korrekturbitten des BFR im März 2019

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesinstitut für Risikobewertung
(BfR) im März 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe
um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11851) danach, aus
welchen Anlässen das BfR im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

5. Korrekturbitten des TI im Februar 2019

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Johann Heinrich von
Thünen-Instituts (TI) im Februar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/11830) danach, aus welchen Anlässen das TI im oben genannten
Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

6. Korrekturbitten des MRI 2019

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesforschungsinstitut für
Ernährung und Lebensmittel (MRI) im Februar 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11827) danach, aus welchen Anlässen das MRI
im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

7. Korrekturbitten des BVL 2019

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) im Februar 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11810) danach, aus welchen Anlässen das BVL
im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 
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HAMBURG/4827: Serviceausbau in Kundenzentren geht auf Kosten der Mitarbeiter_innen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 31. Juli 2019

Serviceausbau in Hamburgs Kundenzentren geht auf Kosten der
Mitarbeiter_innen



Der Senat öffnet die Kundenzentren zukünftig auch sonnabends und beginnt
dazu mit einem Pilotprojekt in Hamburg-Mitte. Dazu erklärt Stephan Jersch,
bezirkspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft: "Es ist richtig, dass das Serviceangebot der Bezirksämter
bürgernah aufgestellt werden muss. Die Ausweitung der Arbeitszeiten für die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf die Wochenenden wird aber nicht dazu
führen, dass die eigentlichen Probleme beseitigt werden: mangelnde
Attraktivität und Probleme bei der Besetzung offener Stellen sowie eine
völlig überholte Personalbedarfsplanung. Hinzu kommt der Rückzug aus der
Fläche. Reisende Kundenbetreuer_innen in den Vier- und Marschlanden oder
auf Neuwerk ersetzen nicht die dauerhaft und ortsnah erreichbare Präsenz
der Bezirksämter in Hamburg."

Zur bisherigen Bilanz der Serviceoffensive für Hamburgs Kundenzentren
äußert sich Jersch kritisch: "Ohne eine den realen Bedarfen angepasste
Stellenplanung, eine gesicherte und in der Fläche Hamburgs präsente
Betreuung durch die Bezirke, wird auch diese 'Offensive' des Senats auf dem
Rücken der jetzt an den Wochenenden arbeitenden Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter verpuffen. Es ist unglaublich, mit welcher Ignoranz ein Senat
an den tatsächlichen Problemen vorbei werkelt."

 * 
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HAMBURG/4826: Neues Jugendgefängnis, veraltete Konzepte (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 30. Juli 2019

Neues Jugendgefängnis, veraltete Konzepte



Die vom Senat vorgestellten Pläne für die neue Jugendvollzugsanstalt
in Billwerder sind bei Weitem nicht der große Wurf, wie es SPD und
Grüne darstellen: "Die sehr verdichtete Bauweise mit dem Schwerpunkt
auf vermeintlicher Gewaltfreiheit geht in die vollkommen falsche
Richtung", kritisiert Martin Dolzer, justizpolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Eine Übersicht
über alle Bereiche zu erreichen und unkontrollierte Kontakte zwischen
den Gefangenen vollkommen zu verhindern ist unerreichbar und sollte
nicht der Schwerpunkt des Jugendvollzugs sein."

Vielmehr sollten erzieherische Maßnahmen, Resozialisierung,
psychologische Betreuung, Trauma-Aufarbeitung und perspektivstiftende
Beschäftigung sowie Offener Vollzug unabhängig von der Herkunft der
Betroffenen im Zentrum dieses speziellen Vollzugs stehen. "Diese
Aspekte sind allerdings im bisherigen Jugendvollzug in Hahnöfersand
völlig mangelhaft entwickelt und leider auch in der neuen Konzeption
kaum bedacht", so Dolzer. "Im Jugendvollzug sind andere Bundesländer
wesentlich weniger auf Repression bedacht und werden deshalb dem
Auftrag der Resozialisierung besser gerecht als Hamburg."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4825: HVV-Preise - Hütchenspielerei schafft keine Verkehrswende (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 30. Juli 2019

HVV-Preise: Hütchenspielerei schafft keine Verkehrswende



Erwartungsgemäß hat der HVV heute bekannt gegeben, die nächste
Erhöhung der Fahrpreise werde "nur" 1,8 Prozent betragen.
Vorausgegangen war dem ein medial ausgetragenes Scheingefecht zwischen
dem HVV und dem Ersten Bürgermeister. "Was Peter Tschentscher als
angebliche Errungenschaft feiert, war schon vorher so geplant. Und was
er 'moderat' nennt, ist in Wirklichkeit ziemlich saftig", kommentiert
Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in
der Hamburgischen Bürgerschaft. "Tschentscher ist nicht der Retter der
Fahrgäste, sondern ein Hütchenspieler, der auch regelmäßig mal ins
Portemonnaie der HVV-Kund_innen greift. Eine Verkehrs- und Klimawende
kann es nicht geben, wenn einer der teuersten Verkehrsverbünde
Deutschlands gleichbleibend teuer bleibt. Die Preise für die Nutzung
von Bus und Bahn müssen runter, und zwar deutlich! Dafür muss der
selbsternannte Klimabürgermeister endlich die richtigen Schritte tun -
einer wäre ein 365-Euro-Jahresticket, wie wir es schon lange fordern."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5199: Hochwasserschutz auf gutem Weg (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 30.07.2019

Vorsorge statt Schadensbegrenzung: Hochwasserschutz in
Rheinland-Pfalz auf gutem Weg



Aus der Antwort auf eine Kleine Anfrage des umweltpolitischen
Sprechers der GRÜNEN Landtagsfraktion, Andreas Hartenfels, geht
hervor, dass Rheinland-Pfalz bei Hochwasserschutz und -vorsorge im
Ländervergleich mit am meisten getan hat. Mehr als 1,2 Milliarden Euro
sind hierzulande schon in den Ausbau von Deichen und
Überflutungsflächen entlang von Rhein, Mosel, Lahn und Nahe geflossen.
Weitere Maßnahmen sind angelaufen. Doch Hochwasserschutz ist eine
Gemeinschaftsaufgabe.

"Heftige Unwetter mit Starkregen haben in den vergangenen Jahren
zugenommen und auch in jüngster Zeit deutliche Spuren hinterlassen.
Sie sind eine Folge der Klimakrise und werden uns auch in Zukunft vor
große Herausforderungen stellen. Die Wassermassen, die innerhalb
kürzester Zeit auf die Erde treffen, sorgen für Überschwemmungen und
spülen vor allem an Hängen sehr viel Erdreich ab. Für die betroffenen
Menschen sind die entstehenden Schäden an ihrem Hab und Gut eine
Katastrophe, und auch für Landwirtinnen und Landwirte stellen sie oft
eine existenzielle Bedrohung dar. Umso wichtiger ist ein passgenaues
Vorsorge- und Risikomanagement, um den Betroffenen schnell und
unkompliziert helfen zu können. Durch gezielte Maßnahmen wie das neue
Hochwasserkompetenzzentrum setzt die Landesregierung an der richtigen
Stelle an.

Mit über 1400 Maßnahmen zur Gewässerrenaturierung hat das
Umweltministerium bereits einen wichtigen Beitrag zur natürlichen
Hochwasservorsorge geleistet, allein am Oberrhein wurden zudem acht
Polder gebaut und 166 Kilometer Deich saniert. 800 Kommunen und
Verbandsgemeinden haben von der Förderung und Unterstützung des Landes
bei Hochwasservorsorgenkonzepten schon profitiert. Dass das Land in
Prävention und Beratung investiert, ist zukunftsorientiert und
richtig. Mit gezielten Maßnahmen kann auch die Landwirtschaft dazu
beitragen, die Böden locker, durchwurzelt und begrünt zu halten,
sodass viel Wasser aufgenommen und gespeichert werden kann. Auch hier
braucht es Beratungsangebote und Unterstützung, damit Staat, Kommunen
und Bevölkerung die Gemeinschaftsaufgabe Hochwasserschutz erfolgreich
bewältigen können."

Hier geht es zur Kleinen Anfrage des Abgeordneten Andreas Hartenfels

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/parlamentarische-initiativen/hochwasserschutzkonzepte-in-rheinland-pfalz/

und zur Antwort der Landesregierung.

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2019/07/Antwort_KA_Hochwasserschutzkonzepte-in-RLP.pdf

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5198: Bessere Mobilität der Auszubildenden im öffentlichen Personennahverkehr (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
30.07.2018

Bessere Mobilität der Auszubildenden im ÖPNV

Gerd Schreiner: Unser Ziel ist und bleibt die Stärkung der beruflichen
Bildung



Unser Ziel ist und bleibt die Stärkung der beruflichen Bildung und
zwar in jeder Hinsicht. Als CDU-Landtagsfraktion stehen wir an der
Seite der Auszubildenden.

Gerd Schreiner, stellvertretender Vorsitzender der
CDU-Landtagsfraktion: "In Sachen `ÖPNV` muss die Landesregierung
zunächst einmal ihre Hausaufgaben machen. Die Mobilitätspolitik von
Verkehrsminister Wissing bleibt im konkreten Fall hinter den eigenen
Erwartungen und Ansprüchen zurück. Ob ÖPNV zum Nulltarif,
365-Euro-Ticket wie in Hessen, Azubi-Ticket nach NRW-Vorbild etc. -
über die unterschiedlichen Möglichkeiten müssen wir reden. Der
Verkehrsminister muss in jedem Fall mit seinem Einsatz für eine gute
Taktung und eine gute Anbindung in der Stadt und auf dem Land dazu
beitragen, die Attraktivität des ÖPNV zu erhöhen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Juli 2019

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. August 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





AGRAR/282: Wälder umbauen - Gelder sinnvoll nutzen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 30. Juli 2019

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Wälder umbauen - Gelder sinnvoll nutzen



Dirk Wiese, zuständiger Berichterstatter:

Auf Initiative der SPD-Bundestagsfraktion geht ein Koalitionsantrag
auf die aktuellen Probleme der Wälder ein. Denn die Folgen des
Klimawandels in Form von Dürre, Hitze sowie Extremwetterereignissen
werden in den Wäldern immer sichtbarer. Zudem vernichten zum Teil auch
nichtheimische Schädlinge sowie Brände den wertvollen Naturbestand.
Nach Schätzungen der Bundesländer sind alleine in den letzten zwei
Jahren rund 70 Millionen Kubikmeter Holz verloren gegangen. Die
SPD-Bundestagsfraktion setzt sich für schnelle und vor allem
zielgenaue Hilfen ein. Wir wollen einen klimagerechten Waldumbau, die
Waldbrandprävention sowie Waldbrandbekämpfung stärker fördern.

"Wer aufmerksam durch Deutschland reist, merkt schnell, dass es den
Wäldern nicht gut geht. Großflächig sterben in einigen Regionen durch
Schädlingsbefall Bäume ab. Gerade die von Menschen angepflanzten
Monokulturen sind betroffen. Viele Funktionen des Waldes, als
CO2-Speicher, als Ort der Artenvielfalt, als Ort der Erholung gehen
verloren. Wir brauchen hier dringend eine Trendumkehr und der
klimaresistente und ökologische Waldumbau muss gestärkt werden. Viele
Vorschläge werden derzeit diskutiert, doch schnelles Handeln ist
gefragt. Unsere parlamentarische Initiative muss zügig umgesetzt
werden.

Die finanzielle Ausstattung der Wald- und Forstprogramme des
Bundeslandwirtschaftsministeriums ist ausreichend. Denn in den letzten
beiden Jahren sind aus dem Agrar- und Forstfördersystems des Bundes
knapp 150 Millionen Euro nicht abgeflossen. Diese Gelder gezielt für
die Wälder einzusetzen wäre ein erster wichtiger Schritt. Auch fordern
wir die zuständigen Bundesministerien dazu auf,
Katastrophenschutzeinheiten für die Waldbrandbekämpfung angemessen
auszurüsten. Für munitionsbelastete Flächen ist zudem geeignetes
Räumgerät bereitzustellen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:
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FINANZEN/1852: Gesetzentwurf zur Begrenzung von Share Deals im Kabinett beschlossen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 31. Juli 2019

Arbeitsgruppen: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen, Finanzen

Gesetzentwurf zur Begrenzung von Share Deals im Kabinett beschlossen



Bernhard Daldrup, wohnungspolitischer Sprecher;

Cansel Kiziltepe, stellvertretende finanzpolitische Sprecherin:

Wer ein Haus oder ein Grundstück kauft, muss Grunderwerbsteuer zahlen.
Finanzstarke Unternehmen nutzen hingegen in immer größerem Umfang
sogenannte Share Deals als Schlupfloch, um die Steuer zu umgehen. Im Kern
werden bei diesem Geschäft nicht Grundstücke erworben, sondern Anteile an
einer Gesellschaft, die die Grundstücke hält. Die Koalitionspartner haben
sich darauf geeinigt, diese Umgehung der Grunderwerbsteuerpflicht zu
beenden. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt, dass die Bundesregierung nun
handelt.

"Es kann nicht sein, dass der Grundstückskauf privater Käufer zum Hausbau
grunderwerbsteuerpflichtig ist, der Kauf ganzer Straßenzüge durch eigens
gegründete Gesellschaften hingegen nicht. Das Problem der Share Deals ist
seit Jahren bekannt. Finanzstarke Unternehmen umgehen auf diese Weise bei
großen Immobilientransaktionen ihre Grunderwerbsteuerpflicht. Die
Einnahmeverluste für die Länder bei der Grunderwerbsteuer durch Share Deals
werden auf bis zu 1 Milliarde Euro im Jahr geschätzt. Es wird höchste Zeit,
dieses Steuerschlupfloch zu stopfen. Die zusätzlichen Einnahmen erhalten
die Länder, die dann mehr Spielräume hätten, die Grunderwerbsteuer wieder
zu senken.

Das Ziel der SPD-Bundestagsfraktion ist klar: Share Deals müssen deutlich
unattraktiver werden. Wir begrüßen darum ausdrücklich, dass das
Bundeskabinett jetzt den von Olaf Scholz gemeinsam mit den Ländern
entwickelten Gesetzentwurf auf den Weg gebracht hat. Wir werden den
Gesetzentwurf prüfen. Wir wollen wirkungsvolle Regelungen zur Einschränkung
von Share Deals durchsetzen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:
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FINANZEN/1851: Bekämpfung von Geldwäsche und Steuerhinterziehung weiter stärken


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 31. Juli 2019

Arbeitsgruppe: Finanzen

Bekämpfung von Geldwäsche und Steuerhinterziehung weiter stärken



Jens Zimmermann, zuständiger Berichterstatter:

Das Bundeskabinett gibt den Startschuss für Maßnahmen zur Bekämpfung
von Steuerhinterziehung und Geldwäsche. Die SPD-Bundestagsfraktion
begrüßt die Initiative von Bundesfinanzminister Olaf Scholz und den
heutigen Kabinettbeschluss zur Umsetzung der Fünften
EU-Geldwäscherichtlinie.

"Der Gesetzentwurf von Bundesfinanzminister Olaf Scholz sieht
Maßnahmen wie die Einführung des öffentlichen zugänglichen
Transparenzregisters und neue Pflichten zur Verdachtsmeldung vor, die
gegen die Verschleierung illegaler Geldströme wirken. Damit verstärken
wir weiter den Kampf gegen Geldwäsche und Steuerhinterziehung.
Transparenz sowie gut ausgestattete Ermittlungseinheiten verhindern
Kriminalität und legen illegale Finanzströme trocken.

Der Gesetzesentwurf sieht umfangreiche Meldepflichten vor. Banken,
Vermögensverwalterinnen und Vermögensverwalter oder
Immobilienmaklerinnen und Immobilienmakler müssen festgestellte
Unstimmigkeiten in Bezug auf das Transparenzregister künftig melden,
sowie einen Registernachweis erbringen, wenn sie eine neue
Geschäftsbeziehung begründen. Anbieter von elektronischen Geldbörsen
und Internetplattformen, die den Umtausch von virtuellen Währungen wie
zum Beispiel Bitcoin in gesetzliche Währungen organisieren, werden zur
Abgabe von Verdachtsmeldungen verpflichtet. Die SPD-Bundestagsfraktion
begrüßt die Initiative von Bundesfinanzminister Olaf Scholz und den
heutigen Kabinettbeschluss zur Umsetzung der Fünften
EU-Geldwäscherichtlinie."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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FINANZEN/538: Verbesserungen durch BAföG-Reform wirken ab dem 1. August (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 31.07.2019

Karliczek: Trendwende beim BAföG ist eingeleitet

Verbesserungen durch BAföG-Reform wirken ab dem 1. August



Ab dem 1. August wird die BAföG-Reform wirksam. Dazu erklärt
Bundesbildungsministerin Anja Karliczek:

"Die Reform des BAföG ist ein großer Schritt. Wir investieren allein in
dieser Legislaturperiode 1,3 Milliarden Euro in die Zukunft der jungen
Generationen. Durch die Reform wird es mehr BAföG für mehr junge Menschen
geben. Auch wenn die Reform schrittweise wirksam wird, ist mit diesem 1.
August die Trendwende beim BAföG eingeleitet. Alle jungen Menschen in
Deutschland sollen ihre Talente voll entfalten können. Das ist Ziel unserer
Bildungspolitik. Mit den weitreichenden Verbesserungen bei den 
BAföG-Leistungen wollen wir den jungen Generationen den Weg ebnen, eine
qualifizierte Ausbildung an Schulen oder Hochschulen aufzunehmen. Das ist
ein Beitrag unseren Wohlstand zu sichern, weil dadurch qualifizierte
Fachkräfte ausgebildet werden. Im Fokus aber stehen vor allem die jungen
Menschen selbst: Mit einer qualifizierten schulischen oder akademischen
Ausbildung haben sie eine gute Startchance in ihre berufliche Zukunft,
unabhängig von ihren finanziellen Verhältnissen".


Hintergrund

Mit dem 26. BAföG-Änderungsgesetz wird das bereits in der
Koalitionsvereinbarung vom 12. März 2018 festgelegte Ziel eingelöst, die
Leistungen nach dem BAföG deutlich zu verbessern. Jungen Menschen, die vor
der Entscheidung für eine schulische oder akademische Ausbildung stehen,
werden künftig noch besser erreicht. Damit wird auch dem Trend
entgegengewirkt, dass seit Jahren die Zahl der Geförderten sinkt. Dies
dürfte sich auch 2018 fortgesetzt haben. Die amtliche Statistik wird in den
nächsten Tagen erwartet. Das Gesetz ist am 16. Juli in Kraft getreten. Die
Wirkungen entfalten sich danach ab dem 1. August, sofern die jeweiligen
Anspruchsvoraussetzungen vorliegen.

Die Reform im Einzelnen:

Die Bedarfssätze steigen in zwei Stufen jeweils zum Schuljahres- bzw.
Wintersemesterbeginn und zwar in diesem Jahr um fünf und im kommenden Jahr
nochmals um weitere zwei Prozent. Der Wohnzuschlag für BAföG-Berechtigte,
die außerhalb der elterlichen Wohnung wohnen, wird überproportional
angehoben und steigt für Studierende zum kommenden Wintersemester von
bisher 250 auf künftig 325 Euro monatlich. Insgesamt steigt der
Förderungshöchstbetrag von 735 Euro heute bis auf 861 Euro im Jahr 2020.

Die für die grundsätzlich einkommensabhängige Förderung entscheidenden
Einkommensfreibeträge werden in drei Stufen ebenfalls kräftig angehoben.
Konkret zum kommenden Schuljahres- beziehungsweise Wintersemesterbeginn um
sieben Prozent, in 2020 um weitere drei Prozent und auch in 2021 nochmals
um sechs Prozent. Der Kreis der Geförderten wird damit signifikant
ausgeweitet. Es wird erwartet, dass es bis dahin über 100.000 
BAföG-Geförderte im Jahresdurchschnitt mehr geben wird als ohne die Reform.

Das BAföG wird zugleich familienfreundlicher. Das große Engagement
Auszubildender, die neben ihrer Vollzeitausbildung pflegebedürftige
Angehörige pflegen, wird durch eine Verlängerungsmöglichkeit der
Förderungsdauer honoriert. Der Kinderbetreuungszuschlag wird in zwei Stufen
von bislang 130 Euro über 140 Euro ab Beginn des kommenden Schuljahres
beziehungsweise Des Wintersemesters auf 150 Euro ab August 2020 angehoben.
Zugleich wird für Bewilligungen ab dem heutigen Tage das für den
Kinderbetreuungszuschlag und eine verlängerte Förderungsdauer wegen
Betreuung maßgebliche Kindesalter von 10 auf 14 Jahre angehoben.

Die Kranken- und Pflegeversicherungszuschläge für Geförderte werden
ebenfalls angehoben; zusätzlich wird dabei auch der seit 2015 mögliche
kassenindividuelle Zusatzbeitrag berücksichtigt. Erstmals steht
Auszubildenden ab 30 Jahren, die in der Regel nicht mehr in der
Krankenversicherung für Studierende versicherungspflichtig sind und deshalb
als freiwillig Versicherte höhere Beiträge entrichten müssen, auch ein
entsprechend höherer pauschaler BAföG-Zuschlag zu.

Um noch wirksamer Verschuldensängsten zu begegnen, die von der Aufnahme
eines Studiums abhalten könnten, wird die bisher rein betragsmäßige
Deckelung der BAföG-Schulden Studierender - von den Förderungsleistungen
für schulische Ausbildungen muss ohnehin nichts zurückgezahlt werden - auf
maximal 10.000 Euro in eine zeitliche Begrenzung der
Rückzahlungsverpflichtung umgewandelt. Nach Zahlung von 77 Monatsraten wird
künftig Geförderten eine noch darüber hinaus verbleibende Restschuld
endgültig erlassen. Das verzinsliche BAföG-Bankdarlehen, das nach Ablauf
der regulären Förderung bisher nur noch zur Verfügung stand, insbesondere
als ergänzende Hilfe zum verspäteten Studienabschluss, wird für alle
Neubewilligungen durch ein deutlich weniger belastendes zinsfreies
Staatsdarlehen ersetzt. Außerdem wird allen mit BAföG-Staatsdarlehen
Geförderten, denen es bis zum Ablauf des nunmehr maximalen
Rückzahlungszeitraums von 20 Jahren nicht gelingt, ihre Schulden
vollständig zu tilgen, erstmals unter transparenten Bedingungen ein
endgültiger Erlass des och offen gebliebenen Darlehens(rest)betrages
gewährt. Das schafft verlässliche Planungssicherheit. Niemand soll aus
reiner Unkenntnis der deutlich verbesserten BAföG-Leistungen seine
Qualifizierungschancen verpassen. Deshalb startet morgen auch eine neue
Informationsoffensive des BMBF zum BAföG. Wir wollen damit mehr junge
Menschen für eine schulische Berufsausbildung und für ein Studium gewinnen.
Sie sollen insbesondere wissen, dass niemand Angst vor Verschuldung haben
muss, nur weil er BAföG bezogen hat. Im Rahmen der Informationsoffensive
2019 wird im Oktober eine BAföG-Hochschultour an 28 Universitäts- und
Fachhochschulstandorten quer durch Deutschland starten.

 * 

Quelle:
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LANDWIRTSCHAFT/1787: Bauernverband korrigiert Erwartungen an Getreideernte nach unten (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 31. Juli 2019

Bauernverband korrigiert Erwartungen an Getreideernte nach
unten 

Zweiter DBV-Erntebericht offenbart die Folgen der Hitzewellen



Der Deutsche Bauernverband (DBV) geht neuen Berechnungen zufolge von
einer Getreideernte in der Höhe von 44 bis 45 Millionen Tonnen aus.
Die Korrektur der Ernteerwartungen ist auf die Hitzewellen
zurückzuführen, die insbesondere das Ertragspotenzial der wichtigsten
Getreideart in Deutschland, dem Winterweizen, reduziert haben. "Zwar
hat sich das Ertragsniveau im Durchschnitt gegenüber der Missernte des
vergangenen Jahres verbessert. Dennoch müssen Betriebe in den erneut
von Trockenheit betroffenen Regionen zum wiederholten Male große
Einbußen verkraften", kommentiert DBV-Präsident Joachim Rukwied die
Ernteergebnisse.

Es ist davon auszugehen, dass die Erntemenge den Durchschnitt der
Jahre 2013 bis 2017 in Höhe von 47,9 Millionen Tonnen um bis zu vier
Millionen Tonnen unterschreiten wird. Die Erträge fallen mit 7,2
Tonnen pro Hektar ebenfalls unterdurchschnittlich aus (2013-2017: 7,5
Tonnen pro Hektar). "Die Ernte ist je nach Niederschlagsverteilung
teils weit vorangeschritten, teils in vollem Gange. Das Ertragsbild
ist heterogen. Dies wird auch für die noch zu erntenden Bestände
gelten", wie Rukwied anlässlich des zweiten DBV-Ernteberichtes betont.

Winterweizen steht zur Ernte 2019 auf einer Anbaufläche von 3,03
Millionen Hektar (minus 3 Prozent gegenüber Durchschnitt 2013-2017).
Die Druschergebnisse lassen im Bundesdurchschnitt einen Ertrag von nur
7,4 Tonnen pro Hektar erwarten. Dagegen lag der Weizenertrag im
Durchschnitt der Jahre 2013 bis 2017 noch bei knapp 8,1 Tonnen pro
Hektar. Da auch die Anbaufläche gegenüber dem langjährigen
Durchschnitt zurückfällt, ist eine Winterweizenernte in Höhe von gut
22 Millionen Tonnen (2013-2017: 25,3 Millionen Tonnen) zu erwarten.

Besonders deutlich zeigen sich die Auswirkungen der Dürre beim
Winterraps. Zunächst ist die Anbaufläche aufgrund der zur Rapsaussaat
anhaltenden Trockenheit gegenüber dem Durchschnitt der Jahre 2013 bis
2017 von 1,35 Millionen Hektar auf 887.000 Hektar (minus 34 Prozent)
zurückgegangen. Die vielfach auch im Jahr 2019 schwierigen
Vegetationsbedingungen haben zudem die Erträge gegenüber dem
langjährigen Durchschnitt (3,8 Tonnen pro Hektar) auf 3,2 Tonnen pro
Hektar einbrechen lassen. Folglich ist nach den derzeit vorliegenden
Druschergebnissen von einer Rapsernte von gut 2,8 Millionen Tonnen
auszugehen (2013-2017: 5,2 Millionen Tonnen).

Auch das Grünland und die Maisbestände sind von der Trockenheit
gekennzeichnet. Aufgrund des Wassermangels war eine Schnittnutzung des
Grünlandes im erforderlichen Umfang vielfach nicht möglich. Deshalb
ist die Versorgung mit Grundfutter weiterhin angespannt. Hinzu kommt
der durch Hitze und Trockenheit zu geringe Biomassezuwachs bei den
Silomaisbeständen und ein teils geringer Kolbenansatz, der für die
Qualität des Grundfutters entscheidend ist.

Der DBV-Erntebericht basiert auf Meldungen aus den 18
Landesbauernverbänden über die tatsächlich geernteten Flächen und
erzielten Erträge.

 * 

Quelle:
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ASYL/1402: 1 Jahr gedeckelter Familiennachzug - Ein Grundrecht wird beseitigt (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 31. Juli 2019

1 Jahr gedeckelter Familiennachzug: Ein Grundrecht wird beseitigt

PRO ASYL: Einschränkung trifft vor allem syrische Familien



Ein Jahr nach der Umwandlung des Grundrechts auf Familie für subsidiär
Geschützte in ein Gnadenkontingent zieht PRO ASYL eine bittere Bilanz. »Das
Leid der Betroffenen wurde unter die Wahrnehmungsschwelle in Deutschland
gedrückt. Was vor einem Jahr die öffentliche Diskussion bestimmte, spielt
heute keine Rolle mehr«, kritisiert Günter Burkhardt, Geschäftsführer von
PRO ASYL.

Mit der Beschränkung auf 1.000 Visa pro Monat hat die Regierung ein
Grundrecht beseitigt. Die betroffenen Familien werden in einen
Bürokratie-Dschungel geschickt, ohne jede zeitnahe Perspektive und
Planungssicherheit, ob und wann sie es in das Monatskontingent schaffen
werden.

Die Regelung trifft vor allem syrische Familien hart. Allein bei der
Botschaft in Beirut sind derzeit rund 15.000 Terminanfragen auf
Zusammenführung zu subsidiär Geschützten anhängig. PRO ASYL weist darauf
hin, dass die Realität in Syrien eine Rückkehr unmöglich macht. Die
Familieneinheit kann nur in Deutschland hergestellt werden.

Lage in Syrien

Die Einschätzung aus dem Lagebericht des Auswärtigen Amtes vom November
2018, der eigens zu der damaligen IMK erstellt wurde, legt überzeugend dar,
dass die Assad-Diktatur ihren Repressionsapparat weiter ausgebaut hat, dass
die unterschiedlichen Geheimdienste faktisch keinen rechtlich definierten
Beschränkungen unterliegen und diese Haftanstalten unterhalten, in denen
systematisch gefoltert wird.

Die Verfolgungshandlungen des Assad-Regimes sind durch ein hohes Maß an
Willkür gekennzeichnet. Jede Person, die auch nur verdächtigt wird, dem
Regime gegenüber illoyal gesinnt zu sein, kann Opfer von
Verfolgungshandlungen werden. Syrischen Flüchtlingen droht daher bei
Rückkehr nach Syrien erhebliche Gefahr, Opfer willkürlicher Inhaftierung,
von Folter und Verschwinden-Lassen zu werden. Insbesondere
Wehrdienstentziehern und Deserteuren drohen willkürliche Strafen und /oder
Zwangsrekrutierung in die syrische Armee oder in regimeloyale Milizen.

PRO ASYL hat zum Familiennachzug zu subsidiär Geschützten ein Factsheet
veröffentlicht.

 * 

Quelle:
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ARBEIT/2966: Der Arbeitsmarkt im Juli 2019 (BA)


Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 31. Juli 2019

Der Arbeitsmarkt im Juli 2019 

Anstieg der Arbeitslosigkeit vor allem jahreszeitlich bedingt 



"Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung sind im Juli vor allem aufgrund
der einsetzenden Sommerpause gestiegen. Die Nachfrage der Unternehmen nach
neuen Mitarbeitern geht leicht zurück, und die Beschäftigung nimmt weiter
zu, aber weniger dynamisch als zuletzt.", sagte der Vorstand Regionen der
Bundesagentur für Arbeit (BA), Daniel Terzenbach, heute anlässlich der
monatlichen Pressekonferenz in Nürnberg.

Arbeitslosenzahl im Juli: +59.000 auf 2.275.000

Arbeitslosenzahl im Vorjahresvergleich: -49.000

Arbeitslosenquote gegenüber Vormonat: +0,1 Prozentpunkte auf 5,0 Prozent

Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Erwerbslosigkeit

Mit Beginn der Sommerpause ist die Arbeitslosigkeit von Juni auf Juli um
59.000 auf 2.275.000 gestiegen. Bereinigt um die saisonalen Einflüsse wird
für den Juli ein leichtes Plus um 1.000 im Vergleich zum Vormonat
errechnet. Im Bereich der Arbeitslosenversicherung fällt der
saisonbereinigte Anstieg im Zuge der konjunkturellen Eintrübung deutlicher
aus. Gegenüber dem Vorjahr waren 49.000 weniger Menschen arbeitslos
gemeldet. Die Arbeitslosenquote erhöht sich um 0,1 Prozentpunkte auf 5,0
Prozent. Im Vergleich zum Juli des vorigen Jahres hat sie sich um 0,1
Prozentpunkte verringert. Die nach dem ILO-Erwerbskonzept vom Statistischen
Bundesamt ermittelte Erwerbslosenquote belief sich im Juni auf 3,1 Prozent.
Die Unterbeschäftigung, die auch Veränderungen in der Arbeitsmarktpolitik
und kurzfristiger Arbeitsunfähigkeit berücksichtigt, hat sich
saisonbereinigt gegenüber dem Vormonat nicht verändert. Insgesamt lag die
Unterbeschäftigung im Juli 2019 bei 3.201.000 Personen. Das waren 48.000
weniger als vor einem Jahr.

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sind
weiter gestiegen. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes hat sich die
Zahl der Erwerbstätigen (nach dem Inlandskonzept) im Juni saisonbereinigt
gegenüber dem Vormonat um 8.000 erhöht. Mit 45,30 Millionen Personen fiel
sie im Vergleich zum Vorjahr um 410.000 höher aus. Das Plus beruht weit
überwiegend auf dem Zuwachs bei der sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigung. Diese ist im Vergleich zum Vorjahr um 557.000 gestiegen.
Insgesamt waren im Mai nach hochgerechneten Angaben der BA 33,41 Millionen
Menschen sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Saisonbereinigt ergibt
sich von April auf Mai ein Anstieg um 20.000.

Arbeitskräftenachfrage

Die Nachfrage nach neuen Mitarbeitern bewegt sich auf hohem Niveau, wird
aber merklich schwächer. Im Juli waren 799.000 Arbeitsstellen bei der BA
gemeldet, 24.000 weniger als vor einem Jahr. Saisonbereinigt hat sich der
Bestand der bei der BA gemeldeten Arbeitsstellen um 9.000 Stellen
verringert. Der Stellenindex der BA (BA-X) - ein Indikator für die
Nachfrage nach Arbeitskräften in Deutschland - sank im Juli 2019 um 4
Punkte auf 243 Punkte. Er liegt damit 13 Punkte unter dem Vorjahreswert.

Geldleistungen

736.000 Personen erhielten im Juli 2019 Arbeitslosengeld, 33.000 mehr als
vor einem Jahr. Die Zahl der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in der
Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) lag im Juli bei 3.930.000.
Gegenüber Juli 2018 war dies ein Rückgang von 216.000 Personen. 7,2 Prozent
der in Deutschland lebenden Personen im erwerbsfähigen Alter waren damit
hilfebedürftig.

Ausbildungsmarkt 

Von Oktober 2018 bis Juli 2019 meldeten sich bei den Agenturen für Arbeit
und den Jobcentern 479.000 Bewerber für eine Ausbildungsstelle, 23.000
weniger als im Vorjahreszeitraum. Von diesen waren 178.000 im Juli noch auf
der Suche. Gleichzeitig waren 543.000 Ausbildungsstellen gemeldet, 11.000
mehr als vor einem Jahr. Davon waren im Juli noch 207.000
Ausbildungsstellen unbesetzt. Am häufigsten wurden Ausbildungsstellen
gemeldet für angehende Kaufleute im Einzelhandel, für Kaufleute für
Büromanagement sowie für Verkäuferinnen und Verkäufer. Bis September werden
erfahrungsgemäß noch viele bislang unversorgte Bewerber eine Ausbildung
oder eine Alternative finden und Ausbildungsstellen noch besetzt werden.
Wie in den Vorjahren zeigen sich jedoch auch 2018/19 regionale,
berufsfachliche und qualifikatorische Disparitäten, die den Ausgleich von
Angebot und Nachfrage erheblich erschweren.

Den ausführlichen Monatsbericht finden Sie im Internet unter:

https://statistik.arbeitsagentur.de

 * 

Quelle:
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FRAGEN/041: Warum ist mein Zug zu spät? Experten der Fachhochschule Aachen im Interview (idw)


FH Aachen - 29.07.2019

Warum ist mein Zug zu spät? Experten der FH Aachen im Interview



Verspätungsprobleme beim Zugfahren tauchen im Alltag immer wieder auf.
Doch wo ist eigentlich der Haken? Was läuft hingegen gut? Und wie kann man
aktuelle Probleme lösen? Prof. Dr. Bernd Schmidt (Fachbereich Maschinenbau
und Mechatronik, Lehrgebiet: Elektrische Antriebstechnik), Prof. Dr.
Haldor Jochim (Fachbereich Bauingenieurwesen, Lehrgebiet: Verkehrswesen)
und Prof. Dr. Ingo Elsen (Fachbereich Elektrotechnik und
Informationstechnik, Lehrgebiet: Big Data) suchen Antworten auf diese
Fragen und sprechen im Interviews über die Zukunft der Schiene.

"Informationen zu RE1 nach Aachen. Abfahrt 7.20 Uhr. Heute ca. 20 Minuten
später. Grund dafür ist die Verspätung eines vorausfahrenden Zuges" - für
den ein oder anderen ist das ein wohlvertrauter Satz. Verspätungsprobleme
beim Zugfahren tauchen im Alltag immer wieder auf. Doch wo ist eigentlich
der Haken? Was läuft hingegen gut? Und wie kann man aktuelle Probleme
lösen? Prof. Dr. Bernd Schmidt (Fachbereich Maschinenbau und
Mechatronik, Lehrgebiet: Elektrische Antriebstechnik), Prof. Dr. Haldor
Jochim (Fachbereich Bauingenieurwesen, Lehrgebiet: Verkehrswesen) und
Prof. Dr. Ingo Elsen (Fachbereich Elektrotechnik und
Informationstechnik, Lehrgebiet: Big Data) suchen Antworten auf diese Fragen
und sprechen über die Zukunft der Schiene.


Ganz zu Beginn: Wie sind Sie heute hier nach Aachen gekommen?

Schmidt: Ich komme jeden Morgen mit dem Zug von Köln-Ehrenfeld nach
Aachen.

Jochim: Wunderbar! Das habe ich auch lange gemacht - mehr als 15 Jahre.
Aber jetzt wohne ich in Burtscheid. (lacht)

Elsen: Das ist bei mir ähnlich. Wenn ich aber beruflich unterwegs
bin, dann auf jeden Fall mit dem Zug.


Umweltfreundlich und sicher - die Schiene hat Zukunft. Und doch ist
sie ein ständiges Aufregerthema, vor allem in puncto Pünktlichkeit. Wie
schlimm würden Sie die aktuelle Verspätungslage im deutschen Zugverkehr
bewerten?

Jochim: Also der Fernverkehr ist mittlerweile schon dramatisch
schlecht.


Und der Nahverkehr?

Jochim: Der Nahverkehr ist deutlich besser. Mit gewissen Ausnahmen
allerdings: Nordrhein-Westfalen ist da leider äußerst problematisch, hier
ist häufig auch der Nahverkehr betroffen.


Die Deutsche Bahn AG gab in einer Pressemitteilung Anfang des
Jahres bekannt, dass im Gesamtjahr 2018 eine durchschnittliche
Jahrespünktlichkeit von 74,9 % im Fernverkehr und 94 % im Nahverkehr
erreicht wurden - damit war die Bahn unpünktlicher als im Vorjahr. Unter
diesen Umständen trifft man häufig auf verärgerte Reisende - sind wir
heute in Zeiten gesellschaftlicher Beschleunigung vielleicht unzufriedener
als früher?

Jochim: Die Bewertung ist wissenschaftlich ganz gut erforscht. Es gab
sowohl in den 1990er-Jahren als auch in den 2010ern Kundenumfragen. Und es
ist jedes Mal dasselbe rausgekommen. Der Fahrgast bewertet eine
Verspätungsminute dreimal so schlimm wie eine zusätzliche Fahrzeitminute.
Das scheint eine ziemlich konstante und international gleiche
Angelegenheit zu sein.

Schmidt: Und im Vergleich zur Nutzung des eigenen Autos, das auch im
Stau stehen kann, ist die Bewertung sogar fünfmal so hoch.


Woher kommt diese Bewertung?

Jochim: Daher, dass die Zugverspätung unvorhersehbar ist.

Schmidt: Und weil es die eigene Planung komplett durcheinanderbringt.
Das Entscheidende ist die Frage, ob ich meinen Anschluss bekomme.

Jochim: ... oder ob ich einen Termin verpasse.

Elsen: Wir wissen aber auch alle, dass, hätten die Leute dieselben 2
Stunden im Stau im Auto verbracht, die Zeit gefühlt viel schneller
verflogen wäre. Weil - und das ist ein wesentlicher Punkt - die Leute ihr
Auto als ihr Eigentum betrachten. Und bei der Bahn werde ich von jemand
Drittem befördert. Persönlich sehe ich das allerdings anders: Ich hasse
es, auf langen Strecken Auto zu fahren. Ich sitze hinter dem Lenkrad und
denke mir, was hättest du jetzt alles Gutes machen können. Und das ist
eigentlich ein wesentlicher Unterschied zum Auto. Man bekommt nützliche
Zeit, ich kann lesen, schlafen, essen. Im Auto habe ich die nicht, ich
bewege mich nur von A nach B. Und was Verspätungen angeht - mit dem Auto
steht man ja wie gesagt schließlich auch irgendwo im Stau. Was aber in den
vergangenen Jahren ein großes Problem der Bahn war: Die
Verspätungsinformationen stimmten oft nicht. Mein persönliches Erlebnis
als Beispiel: Ich stehe am Aachener Hauptbahnhof. Der ICE aus Brüssel wird
verspätet angekündigt, 10 Minuten, 25 Minuten, 45 Minuten. Die ganzen
Gäste gehen runter in den Bahnhof und auf einmal kommt der Zug dann doch
nur mit 10 Minuten Verspätung. Keiner bekommt die Durchsage mit, der ICE
fährt durch und unten stehen dann 30 "extrem gut" gelaunte
Geschäftsreisende. Das ist aber in letzter Zeit dank des neuen
Prognosesystems besser geworden, auch wenn das das eigentliche Problem
nicht löst.


Und worin sehen Sie die Gründe für verspätete Züge?

Jochim: Das Blöde ist, der Hauptgrund für Verspätungen sind
Verspätungen. (lacht) Das betrifft auf jeden Fall über die Hälfte der
verspäteten Züge. Warum die vorausfahrenden Züge aber wiederum verspätet
sind, kann man oft nicht mehr nachvollziehen. Ein Grund dafür ist aber mit
Sicherheit, dass heute viel mehr Züge auf den Strecken rumfahren als vor 20
bis 30 Jahren.

Elsen: Genau, es handelt sich unter anderem um eine Frage der
Kapazität des Netzes ...

Jochim: ... und das hat nicht Schritt gehalten.

Schmidt: Es kommt aber auch aus Managementproblemen, aus
Materialproblemen oder auch aus politischen Weichenstellungen. Hinzu kommt
die Fragmentierung der Arbeit: Die Fahrgastinformationen werden von der
einen Gesellschaft erstellt, die Gleise von einer anderen, die
Wagenumlaufplanung von einer dritten Gesellschaft und die Wartung der Züge
von einer vierten. Pauschal eine Ursache zu suchen, da wäre ich extrem
vorsichtig.

Elsen: Plus: Die Systeme, die für die Reiseinformationen genutzt
werden, werden aus verschiedensten anderen Systemen gespeist. Da eine
einheitliche Sicht auf alle Daten zu bekommen, ist eine große
Herausforderung.


Stichwort IT-technische Katastrophe: Helfen uns digitale Ansätze
eigentlich wirklich immer weiter?

Schmidt: Wenn ich ein System habe und versuche, den Menschen
rauszunehmen, dann muss ich erst mal schauen: Was hat zum Beispiel der
Bediener des Stellwerks hier gemacht? Das beste Beispiel: Als das Stellwerk
des Aachener Hauptbahnhofs nach Duisburg verlagert wurde, haben wir etwa 15
Prozent Leistungseinbuße gehabt. Und zwar nur dadurch, dass in Duisburg
kein Fenster mehr existiert. Der Bediener des Stellwerks sieht die
einfahrenden Züge nicht mehr und genauso wenig, wie viele Personen auf dem
Bahnsteig stehen und wie sinnvoll ein Gleiswechsel in Anbetracht dessen
wäre.

Elsen: Hinzu kommt, dass ich die Kapazität, wenn sie schon an der
Grenze ist, nur schwer besser auslasten kann. Und das ist ein Problem, das
Digitalisierung im ersten Moment gar nicht löst. Wenn ich erfahrene Leute
an diesen Punkten sitzen habe, die die Züge, sobald es geht, durchwinken,
dann muss ich diese Erfahrungen erst mal als Daten verarbeiten und in ein
System einspeisen.

Jochim: Das ist der Punkt. Das typische Problem aller digitalen
Systeme ist, dass das Bauchgefühl des Menschen und dessen Erfahrung sehr
schlecht abbildbar ist.


Und hier hat man noch keine passenden Algorithmen gefunden, um
genau dieses Bauchgefühl abzubilden?

Jochim: So ein Algorithmus ist sehr schwer hinzubekommen.

Schmidt: Der Mensch kann es da oft einfach besser.

Jochim: Ja, der Mensch kann es besser, weil er trotz der
unvollständigen Informationen Entscheidungen trifft.

Elsen: Das würde ich so nicht pauschal unterschreiben. Man kann viel
mit datenangetriebenen Ansätzen machen - nachweislich geht es bei der
Prognose so deutlich besser. Es gibt aber Fälle, die zu kompliziert sind, um
sie abzubilden.

Schmidt: Ein anderer Punkt sind die Ansagen am Bahnhof: Ich kenne das
noch von früher: Da wurden vom Fahrdienstleiter zwischendurch Ansagen an
Bahnhöfen gemacht und Gleiswechsel und Verspätungen rechtzeitig
durchgegeben. Aber wenn diese Ansage eines Gleiswechsels von einer
Automatikstimme, 2 Minuten bevor der Zug einfährt, kommt, dann herrscht
Hektik. Grund dafür ist, dass der Computer, bevor der Zug nicht über das
Fahrelement gefahren ist, das nicht mitbekommt.

Jochim: Ich bin allerdings vorsichtig bei der Huldigung der guten
alten Zeit, weil die Durchsage vom Fahrdienstleiter auch früher nie
konsequent gemacht wurde. Das wurde bei Zeit und Lust gemacht. Und wenn der
Bahnhofsleiter keine Zeit und Lust hatte, hat er es eben nicht gemacht.

Schmidt: Ja, aber grundsätzlich gilt: Wenn man Innovation macht, muss
das neue Zeug mindestens so gut sein wie das alte. Und nicht schlechter.


Die Bundesregierung nimmt sich in ihrem Koalitionsvertrag vor, die
Anzahl der Zuggäste bis 2030 zu verdoppeln. Ist das realisierbar?

Jochim: Natürlich ist es realisierbar, nur nicht bis 2030.

Elsen: Das ist eher ein Projekt für die nächsten 25 Jahre, da sind
wir uns, glaube ich, alle einig. Verspätungen hier, Verspätungen da. Wenn
ich mehr Leute dazu bewegen möchte: "Fahrt mit der Bahn!", dann muss ich
erst mal dafür sorgen, dass die Bahn ein ganz anderes Image bekommt.
Pünktlichkeit ist da wesentlich. Wenn nach wie vor durch die Köpfe der
Leute geistert, dass die Bahn vier Probleme hat, nämlich Frühling, Sommer,
Herbst und Winter, dann werde ich keinen dazu bewegen, mit der Bahn zu
fahren. Allerdings verstehe ich auch nicht, wie sich jemand in der Politik
dazu hinreißen lassen kann zu sagen, ich möchte doppelt so viele Leute auf
die Schiene bringen, und gleichzeitig nicht zu sagen, dass er dafür in den
nächsten 15 Jahren 100 Milliarden Euro in die Hand nimmt. Denn das wird es
kosten.

Schmidt: Bis 2030 ist das vom Planungshorizont unzureichend. Meiner
Meinung nach wird es darauf hinauslaufen, im Fernverkehr mit
Doppelstöckern zu arbeiten - das haben die Franzosen sehr erfolgreich
gemacht.


Wenn so viele Probleme da sind, aber gleichzeitig viele
Lösungsansätze in Ihren Köpfen schwirren: Wie bereiten Sie dann die
Studierenden hier an der FH auf die Zukunft der Schiene vor?

Elsen: Als Fachhochschule waren wir schon immer gut darin, Expertise
aus der Industrie zu holen. Was wir im Fachbereich Elektrotechnik und
Informationstechnik aktuell machen, sind interdisziplinäre Labore. Nicht
nur Informatik oder E-Technik-Labore, sondern eben breiter aufgestellte
Labore. So können Elektrotechniker, Informatiker und
Wirtschaftsinformatiker Säulen durchbrechen.

Schmidt: Im Studiengang Schienenfahrzeugtechnik am Fachbereich für
Maschinenbau und Mechatronik gehen wir auf bahnspezifische Dinge ein und
machen Praxisphasen in den Unternehmen.

Jochim: Wir haben schon gemeinsame Projekte und Exkursionen - wann
immer es sich ergibt.

Elsen: Es gibt hier kein Silodenken wie an Universitäten und dadurch
ist die Schwelle auch gesenkt, fakultätsübergreifend zu arbeiten.

Jochim: Bauingenieurwesen und Maschinenbau sind auch in unserer
Hochschule traditionell zwei verschiedene Fachbereiche, die Elektrotechnik
ist ein dritter Fachbereich und wir haben alle unsere Eisenbahnprofessoren,
die ihre Studierenden ausbilden. Das Problem ist, dass viele junge Leute bei
ihrer Studienwahl nicht abschätzen können, inwiefern das überhaupt
Bahninhalte hat. Und ob sie diese überhaupt studieren wollen, das ist
total zufallsabhängig. Vor allem hier in Aachen, wo die Bahn so eine
geringe Rolle spielt, weil es keine Straßenbahn gibt. Die Studierenden
hier aus der Region, vor allem aus dem ländlichen Raum, sind überhaupt
nicht bahnaffin und haben im ersten Moment keinen Bezug dazu.


Und wie sieht die Zukunft der Studierenden aus?

Schmidt: Was völlig unterschätzt wird, sind die guten
Berufsaussichten. Unsere Leute, die hier rauskommen, sind mit einem Faktor
von 3 bis 4 überbucht. Die Bahnleute schreien nach Eisenbahntechnikerinnen
und -technikern.

Elsen: Wir müssen in den Köpfen verankern, dass das Auto nicht die
zukünftige Mobilität widerspiegelt. Und wenn das in den Köpfen drin ist,
dann ist es auch leichter, interessierte junge Menschen dazu zu gewinnen,
sich in die Bahnrichtung zu vertiefen.

Jochim: Also ich träume schon lange von dem interdisziplinären
Studiengang Mobilität -

Elsen: Also das fände ich auch toll! Denn das ist eines der
gesellschaftlichen Themen der nächsten 30 Jahre.



An der FH Aachen können folgenden Schienenstudiengänge studiert werden:
Bauingenieurwesen, B. Eng., mit Schwerpunkt Verkehrswesen, Fachbereich
Bauingenieurwesen; Schienenfahrzeugtechnik, B. Eng., Fachbereich
Maschinenbau und Mechatronik; Elektrotechnik, B. Eng., mit Schwerpunkt
Automatisierung, Elektrische Fahrzeugsysteme, Fachbereich Elektrotechnik
und Informationstechnik; Informatik, B. Sc., Fachbereich Elektrotechnik
und Informationstechnik.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution162

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

FH Aachen, 29.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEINUNG/091: Die Mechanismen der Abhängigkeiten Lateinamerikas (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die Mechanismen der Abhängigkeiten Lateinamerikas

Viele Länder sind der Macht der Ratingagenturen hilflos 
ausgeliefert 

Von Günter Buhlke, 30. Juli 2019
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Im Boden Lateinamerikas lagern enorme Mengen wertvoller mineralischer
Rohstoffe, die für die Länder des Kontinents selbst und für die
Weltwirtschaft gebraucht werden. Die Staaten Südamerikas verfügen über
riesige Land- und Waldflächen. Einige grenzen an fischreiche Meere. Im
Gegensatz zur guten Ausstattung ihrer Natur belegen sie nur das
hintere Ende, gemessen am wirtschaftlichen Fortschritt der Welt. In
sozialer Sicht wird ihre Bevölkerung als arm eingestuft.

Die von der westlichen Medienwelt verbreitete Auffassung, dass
Rohstoffreichtum allgemeinen Wohlstand hervorbringt, verschweigt, dass
sich der Nutzen seit langem nur bei westlichen Kreditgebern aus den
USA und der EU einstellt. Dorthin wurden die Wertschöpfungsketten
verlagert. Die Absicht der Medien ist erkennbar, von den Ursachen der
Rückstände abzulenken. Wirtschaftliches Unvermögen der Regierungen und
die Korruption trügen an den Miseren Schuld.

Gegenwärtig steht Venezuela im Fokus medialer Aufmerksamkeit, mit
Tendenzen des Verschweigens wahrer Zusammenhänge, der Diffamierung.
'Fake News' fehlen oft nicht.

Der ehemalige Direktor der venezolanischen Zentralbank, D. F. Maza
Zavala hat in seinem Sachbuch "Die Mechanismen der Abhängigkeiten"
(Verlag Fondo editorial Salvador de la Plaza) die Ursachen der
Rückstände als ein Bündel von langfristig wirkenden Mechanismen
beschrieben. Er weist mit seinen Analysen der Zahlungsbilanz und der
realen Abläufe nach, dass Auslandsbanken, der Internationale
Währungsfond (IWF) und transnationale westliche Konzerne (GE, GM, VW,
Siemens, Monsanto, Odebrecht, u.v.m.) die Verantwortung tragen.
Wurzeln der Abhängigkeiten liegen im kolonialen Erbe. Gegenwärtig sind
es die Praktiken des Neoliberalismus, die die Ungleichheiten
verfestigen. Die Monroe-Doktrin der USA bestimmt den Rahmen der
neuzeitlichen Zusammenarbeit.

Zavalas Analysen über längere Zeitläufe belegen erzwungene
Kapitalabflüsse ins Ausland. Am Beispiel Venezuelas durch überhöhte
Zinsberechnungen für Bankkredite, ständige Zahlungen hoher
Technologiegebühren, monopolisierte Versicherung- und
Seetransportleistungen und ähnliches. Die Negativsalden der
Zahlungsbilanz schwankten jährlich um 280 bis 300 Millionen US-Dollar,
die ständigen Geldabflüsse über konzerneigene
Mutter/Tochterbeziehungen nicht eingerechnet. Mit hochverzinslichen
Neukrediten mussten jährlich die Negativbeträge ausgeglichen werden.
Bankenabhängige Ratingagenturen bestimmten die Zinshöhen. Sie lagen
über Jahre im C-Bereich, nachweislich bis zu 18% pro Jahr. Die
Konsequenzen führen zu einer ständigen Akkumulationsschwäche des
Landes. Eine schnellere Industrialisierung des Landes, sowie die
Schaffung eigener Quellen der Wertschöpfung werden verhindert. Für das
Gesundheitswesen, die Schulbildung und für die Forschung verbleiben
wegen der Abflüsse zu wenig finanzielle Mittel übrig.

Zavala listet sieben weitere Mechanismen der Abhängigkeiten auf:

1. Juristische Ansprüche und Zugriffe der transnationalen Konzerne auf
Rohstoffquellen, Forderungen nach Beteiligung des Landes an
Erschließungskosten, sowie Befreiung von Steuern

2. Nutzung der ständigen Kreditgesuche zur Einflussnahme auf die
Staatshaushalte der Länder (Forderungen zur Reprivatisierung und
Umschichtungen des Haushaltes zu Lasten sozialer Aufgaben)

3. Staatsverschuldungsstrategien als Geschäftsmodelle westlicher
Banken und Investoren

4. Kreditmonopole, Monopole für Versicherungsleistungen und des
seewärtigen Transportes. Verhinderung der Integration der
Volkswirtschaften der lateinamerikanischen Länder untereinander.

5. Verflechtungen mit nationalen Kapitalgruppen als Juniorpartner
werden genutzt, für Lobbynetze, für Subventionen zugunsten der
Konzerne, für Fördermittel, auch für die Formulierung von Gesetzen.

6. Zahlungspflichtige Beratungsleistungen und Gutachten für die
Regierungen ziehen Gelder aus der Steuerkasse. Beratungen, die
Systemfragen berührten, führten nicht zu Alternativen, um die
Wirtschaftslage grundsächlich zu verändern.

7. Abwanderung der auf Landeskosten ausgebildeten jungen Generation,
mit negativen Folgen. Es fehlen technologie- und
organisationserfahrene Schichten zur Entwicklung der Länder und
Fachleute für die Wirtschaft und Verwaltung.

Seit den Amtsantritten der Präsidenten Bush (j), Obama und Trump haben
die Mechanismen mit Sanktionen, Boykotte neue Verschärfungen erhalten.
Das weltweite Bankennetz- und Dollarnetz wird genutzt um berechtigte
Geldtransfers nach Venezuela, Kuba zu hindern. Mit der willkürlichen
Einstufung von Ländern als Gefahr für die USA wird das Arsenal
juristischer Mittel erheblich vergrößert.

Als Drohkulisse stehen traditionelle Militärstützpunkte in Panama,
Kolumbien, Brasilien, Guantanamo auf Kuba zur Verfügung. Die IV.
Flotte ist mobilisiert. Traditionell wird die Organisation
Lateinamerikanischer Staaten (OAS) von den USA bemüht, um die alte
Abhängigkeitsordnung aufrecht zu erhalten. Die Brüder im Geist und
Handlung aus der EU stehen für die Verteidigung der
Abhängigkeitsmechanismen.

Ohne Veränderungen der Mechanismen wird es Lateinamerika schwer
gelingen, einen gleichwertigen Platz in der Weltwirtschaft zu
erreichen. Noch sind die Chancen extrem schlecht. Venezuela hängt zu
etwa 92 % vom Erdölexport ab, Paraguay zu 90 % vom Export
landwirtschaftlicher Produkte und Chile zu 63 % vom Export der
Bergbauprodukte, wie CEPAL ausweist. Die Termes of Trade
verschlechtern sich zu Ungunsten Lateinamerikas.

Mitte des 20. Jahrhunderts versuchten Nicaragua, Guatemala, Kuba,
Peru, Chile den Mechanismen der Geldabflüsse und Abhängigkeiten zu
entgehen. Mexiko schlug in der gleichen Epoche der UNO eine "Neue
Weltwirtschaftsordnung" NIWO vor. Unterstützung dafür erhielt Mexiko
von der zweiten (sozialistischen) und dritten (nichtpaktgebundenen)
Welt. Die Länder der ersten Welt (ehemals kolonialistische und aktuell
westliche), stoppten die historische mexikanische Alternative in der
UNO.

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts nutzte Hugo Chávez die günstigen
Zeitumstände hoher Erdölpreise, das Tor für die Werte des Humanismus,
wie Selbstbestimmung, Gleichberechtigung, soziale Menschenrechte für
alle Schichten Venezuela zu öffnen. Ein äußerst hart geführter
Widerstand der USA und ihrer Verbündeten bremst mit allen Mitteln
einer Großmacht den Versuch. Die westliche Welt sieht ihr System in
Gefahr. Venezuela stützt sich auf gleichgesinnte Kräfte der Länder des
FORO SAO PAULO, die sich im Juli desselben Jahres in Caracas trafen.
Die Solidarität aus Europa ist begrenzt, Russland und China helfen
nicht nur im Weltsicherheitsrat. Weltweite Grundforderung: Keine
militärische Intervention von außen, die Weltentwicklung benötigt
Alternativen zum Überleben.

Eine Alternative zu den Mechanismen der Abhängigkeiten ist zum
Beispiel das 2004 gegründete ALBA Integrationsbündnis, offen für alle
Staaten aus Lateinamerika. ALBA verfolgt eine nicht gewinnbringende
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedern auf Grundlage der
solidarischen Ökonomie. Erste Projekte wurden auf dem Weg gebracht.
Die Gründung der BANCO SUR und die Einführung der Verrechnungswährung
SUCRE entziehen den USA den Zugriff auf den internationalen
Geldtransfer und ermöglichen den Mitgliedern einen Handelsaustausch
ohne vorab akkumulierte Geldreserven.

Die 2019 abgeschlossene Vereinbarung der EU mit dem südamerikanischen
MERCOSUR schränkt die Mechanismen der Abhängigkeiten dagegen kaum ein.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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VERBRAUCHERSCHUTZ/569: Bundesnetzagentur unterstützt Verbraucher im grenzüberschreitenden Onlinehandel (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 24.07.2019

Bundesnetzagentur unterstützt Verbraucher im grenzüberschreitenden
Onlinehandel

Vizepräsident Dr. Eschweiler: "Gleiches Recht für ausländische und
einheimische Kunden"



Verbraucher können nun Geoblocking-Praktiken online bei der
Bundesnetzagentur melden und sich über ihre Rechte informieren.

"Die Bundesnetzagentur unterstützt Verbraucher, damit Hürden im
grenzüberschreitenden Waren- und Dienstleistungsverkehr abgebaut
werden", sagt Dr. Wilhelm Eschweiler, Vizepräsident der
Bundesnetzagentur. "Wer von einem Händler durch Geoblocking
diskriminiert wird, kann sich an uns wenden."

Geoblocking im grenzüberschreitenden Handel verboten

Stößt ein Kunde beim Erwerb von Waren oder Dienstleistungen von einem
Anbieter im EU-Ausland auf Schwierigkeiten, spricht man von
Geoblocking. Geoblocking kann im Onlinehandel und im stationären
Handel auf unterschiedliche Weise erfolgen. Zum Beispiel, wenn Kunden
gehindert werden, eine Online-Bestellung bei einem Anbieter aus dem
EU-Ausland durchzuführen oder nicht mit ihrer ausländischen
Kreditkarte zahlen können. Mit fortschreitender Digitalisierung kommt
dem Onlinehandel immer größere Bedeutung zu. Ein Vorgehen gegen
Geoblocking-Praktiken ist daher insbesondere in diesem Bereich
relevant.

Diskriminierung beim Kauf von Waren oder Dienstleistungen etwa
aufgrund der Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes des Käufers ist
in der EU verboten. Die europäische Geoblocking-Verordnung verbietet
Geoblocking bei grenzüberschreitenden Bestellungen und gilt für
Verbraucher und in bestimmten Fällen auch für Geschäftskunden.

Aufgaben der Bundesnetzagentur

Die Bundesnetzagentur ist für die Durchsetzung der
Geoblocking-Verordnung zuständig. "Sie hat zügig die Voraussetzungen
geschaffen, dass Verbraucher sich über Geoblocking-Praktiken
beschweren können. Mit der Einführung eines Onlineformulars wird der
Beschwerdeprozess im Interesse der Verbraucher weiter vereinfacht",
betont Vizepräsident Dr. Eschweiler.

Ihr wurden bereits zahlreiche Fälle gemeldet: Ein Großteil der
Beschwerden betrifft Bestellungen von Bekleidung, Elektrogeräten und
E-Books. Verbraucher stoßen aber auch in anderen Bereichen auf
Schwierigkeiten bei grenzüberschreitenden Bestellungen, so etwa in den
Branchen Automobile, Sportgeräte, Freizeitparks oder Miete von
Servern. All diese Fälle konnten gelöst werden, ohne Maßnahmen
ergreifen zu müssen. Im Interesse der Verbraucher konnte so schnell
eine Lösung gefunden werden.

Unterstützung für Verbraucher

Die Bundesnetzagentur informiert Verbraucher über die Vorschriften der
Geoblocking-Verordnung und ihre Rechte unter:

www.bundesnetzagentur.de/geoblocking

Beispielsweise kann sie bei einem Verstoß gegen die Verordnung
Verfahren gegen Anbieter einleiten. Hierbei kann sie sowohl
Anordnungen erlassen als auch Bußgelder von bis zu 300.000 Euro
verhängen.

Bei Warenbestellungen sollten Verbraucher beachten, dass der Anbieter
zwar eine EU-weite Bestellung ermöglichen muss, er aber nicht
verpflichtet ist, diese außerhalb seines Liefergebietes zum Beispiel
an den Heimatort des Verbrauchers zu liefern. Nach den Erfahrungen der
Bundesnetzagentur sind insbesondere Verbraucher im Grenzgebiet oder
bei teureren Produkten bereit, den Transport im EU-Ausland gekaufter
Waren selbst zu organisieren, indem sie die Waren entweder selbst
abholen oder den Transport über ein Logistikunternehmen organisieren.

Beschwerden zu Geoblocking-Praktiken können bei der Bundesnetzagentur
gemeldet werden unter:

www.bundesnetzagentur.de/geoblocking-beschwerde

Dialog mit der Händlerseite

Die Bundesnetzagentur setzt neben der Unterstützung von Verbrauchern
auf einen aktiven Austausch mit der Händlerseite, damit der
grenzüberschreitende Handel verbessert wird. So hat sie im Juni einen
Workshop mit Händlerverbänden durchgeführt, um die ersten Erfahrungen
mit der Geoblocking-Verordnung zu diskutieren. Die Diskussion und die
Hinweise zur Verringerung der Hürden für Verbraucher wurde von den
Teilnehmern sehr positiv aufgenommen. So konnte effizient zu einem
besseren Verständnis der Anforderungen der Geoblocking-Verordnung und
deren Umsetzung beigetragen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24.07.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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MELDUNG/247: "Unbequemer, aber wichtiger Mahner für eine friedliche Welt" (Evangelische Friedensarbeit)


Evangelische Friedensarbeit - Pressemitteilung vom 30.07.2019

"Unbequemer, aber wichtiger Mahner für eine friedliche Welt"



Die evangelische Friedensarbeit trauert um den Bremer Pfarrer Ulrich
Finckh, der vor wenigen Tagen im Alter von 91 Jahren verstorben ist. "Der
überzeugte Pazifist Ulrich Finckh gehört seit Jahrzehnten zu den oft auch
unbequemen Motoren der kirchlichen Friedensarbeit. Unermüdlich setzte er
sich immer wieder für den Frieden und die Ächtung des Krieges sowie für
eine gewaltfreie Welt ein, auch in Zeiten, in denen dazu Mut gehörte",
würdigt der Friedensbeauftragte des Rates der Evangelischen Kirche in
Deutschland, Renke Brahms, den Verstorbenen. Im Zweiten Weltkrieg habe er
hautnah als Soldat die Schrecken des Krieges erlebt. "Dies hat ihn sein
Leben lang geprägt", so Brahms.

"Ulrich Finckh hat sich über Jahrzehnte hinweg mit Nachdruck,
Beharrlichkeit und mit großem Engagement für ein Grundrecht auf
Kriegsdienstverweigerung eingesetzt", betont Detlev Besier von der
Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für KDV und Frieden (EAK). Ulrich Finckh
war viele Jahre ehrenamtlicher Geschäftsführer der EAK und hat deren Arbeit
geprägt. "Dabei sei es ihm stets wichtig, dass Menschen, die aus
Gewissensgründen den Dienst mit der Waffe verweigerten, eine öffentliche
Anerkennung für ihre Entscheidung erhielten", betont Besier, der auch
Friedensbeauftragter der Protestantischen Kirche der Pfalz ist.

Gerade in einer Zeit, in der Kriegsdienstverweigerer in der Gesellschaft
stigmatisiert worden seien, habe sich Pfarrer Ulrich Finckh, der bis 2003
Vorsitzender der Zentralstelle für Recht und Schutz der
Kriegsdienstverweigerer aus Gewissensgründen war, mit Fachwissen und
unermüdlichem Einsatz für deren Rechte eingesetzt, erklärt der evangelische
Friedensverband. "Ulrich Finckh stand den Betroffenen in Prüfungsverfahren
zur Seite, er stritt aber auch beharrlich gegenüber den politischen
Verantwortlichen für deren Rechte", so Detlev Besier.

Die evangelische Friedensarbeit habe Ulrich Finckh viel zu verdanken,
betont Renke Brahms. "Er war ein unbequemer, aber wichtiger Mahner für eine
friedliche Welt. Seine Stimme wird fehlen", so der EKD-Friedensbeauftragte,
der im Trauergottesdienst für Ulrich Finckh am Samstag auch die Predigt
halten wird.

Ulrich Finckh wurde am 4. September 1927 in Heilbronn geboren. Nach dem
Zweiten Weltkrieg, den er als Soldat miterlebte, studierte er in Marburg,
Mainz und Göttingen evangelische Theologie und wurde zunächst Pfarrer in
Mettenheim, dann Studentenpfarrer in Hamburg, bevor er 1970 in Horn in
Bremen Gemeindepfarrer wurde und dies bis zu seinem Ruhestand 1991 blieb.
Er war 1971 bis 2012 Mitglied im Vorstand des Sozialen Friedensdienstes,
von 1971 bis 2003 Vorsitzender der Zentralstelle für Recht und Schutz der
Kriegsdienstverweigerer aus Gewissensgründen, von 1974 bis 2004 war er
Mitglied des Beirates für den Zivildienst und Mitbegründer der
Gustav-Heinemann-Initiative. Er starb am 25. Juli in Bremen.

 * 

Quelle:

Evangelische Friedensarbeit

Verein für Friedensarbeit im Raum der EKD e.V.

Endenicher Straße 41, 53115 Bonn

Telefon: 0228/24999-0, Telefax 0228/24999-20

E-Mail: office@evangelische-friedensarbeit.de

Internet: www.evangelische-friedensarbeit.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06999: Affe ließ die Beute fallen (SB)


Wie ein Affe hatte sich Weiß an seinen beiden gewonnenen Bauern
festgeklammert, jede Vorsicht dabei kalt verachtend. Nun zog er im
heutigen Rätsel der Sphinx 1.Dd5-b3 und glaubte sich seiner
materiellen Überlegenheit sicher sein zu können. Schon träumte er
davon, nach dem Wegziehen der schwarzen Dame selbst zum Angriff
übergehen zu können. Td1-d7 bot sich an, und wenn dies nicht möglich
sein sollte, stand ihm immer noch Td1-d4 mit anschließender
Turmverdoppelung zu Gebote, dann ein plötzlicher Schwenk auf den
feindlichen Königsflügel, ein kurzes Bombardement, schnelles
Eingreifen der Dame und zuletzt eine sehenswerte Springereskapade, ja,
vor seinen Augen entblätterte sich die Illusion zu einer wahren
Lichtgestalt. Doch was war das? Zogen da etwa Schatten wie düstere
Wolkenschiffe auf und zerstörten seinen innigst gehegten Traum? Der
Affe ließ die Beute fallen vor Schreck, aber ein Entkommen war längst
nicht mehr möglich, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06999: Affe ließ die Beute fallen (SB)]



Mitrev - Krstev

Stip 1971


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Lassen wir Madame schreien und widmen uns den eigenen Talenten und
Stärken: 1...f6-f5!! 2.Te1xg1 Tc8xc3 3.Dc2-b2 Tb4xb2 und Weiß gab
angesichts des drohenden Figurenverlustes 4.Ka1xb2 Tc3xg3+ auf.



Erstveröffentlichung am 27. Juli 2006

31. Juli 2019
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/228: Hamburg - "We present #13: Funk, Konver, Viehstädt", 14.9.2019


LICHTHOF Theater

WE PRESENT #13: FUNK, KONVER, VIEHSTÄDT

Junge Hamburger Performance

Samstag, 14.09.2019, 20:15 Uhr



WE PRESENT #13 ist ein fulminanter Auftakt für die 4. Spielzeit der
Nachwuchsplattform des LICHTHOF Theaters.

Zwei Performances setzen sich mit der Angst vor und Faszination an
speziellen Wasserlebewesen auseinander und damit, was das mit uns
Menschen zu tun hat. In MERMAID erschafft das malaysisch-deutsche Duo,
Jascha Viehstädt und Raymond Liew Jin Pin, mit verstecktem Humor und
schwarzer Magie eine Meerjungfrau. Die beiden Tänzer erkunden die
Bedeutung dieses "Mischwesens" und seine Implikationen in Bezug auf
Bewegung, Narration und Gender. Der Aqua-Platsch-Test von Manuel Funk
pflegt die DANGER Freundschaften, statt sie als unbewusste Ängste zu
verdrängen. Mit Sichtung, Video, Doku, Foto und Buch stellen wir uns
dem, was uns aus den Untiefen des Ozeans heraus beobachtet.

Durch den Abend geleitet uns das Institut für Begegnungslogistik und
Konfrontationsvermittlung KONVER, das durch die Kraft der Begegnung
einen neuen Berührungspunkt zwischen Theaterschaffenden und dem
Publikum erzeugt. Die Künstler*innen der Spielzeit 2019/20 treten
dabei direkt und mit professioneller Methodik mit dem Publikum in
Kontakt. Ziel des Teams Ada Grüter, Daniel Almagor, Julian Kobes und
Jascha-Bela Kretschmann ist es, die Barrieren zwischen bekannt und
unbekannt - zwischen fremd und eigen - zu verschieben.

Karten 18 € / 12 € / 8 €

VVK (rund um die Uhr) über www.lichthof-theater.de,
Reservix: 01806 700 733 und an allen gängigen VVK-Stellen

Gefördert durch: Claussen Simon Stiftung

 * 

Quelle:

LICHTHOF Theater

Mendelssohnstraße 15 B, 22761 Hamburg

Tel. 040 / 300 33 74 80

Karten unter: www.lichthof-theater.reservix.de/events

Internet: www.lichthof-theater.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/227: Wertheim - Flamenco-Nacht am 9. August 2019


Stadt Wertheim

Erste Flamenco-Nacht auf der Burg Wertheim

"Noche Flamenca" am 9. August um 20 Uhr



Wertheim. Die Feier des Augenblicks, Spontanität und überschäumende
Emotionalität sind untrennbar mit dem Flamenco verbunden. Hautnah
erleben kann man diese erstaunliche Kunstform am Freitag, 9. August,
bei der "Noche Flamenca" - der ersten Flamenco-Nacht auf der
Wertheimer Burg. Beginn ist um 20 Uhr.

Zwischen Tradition und Moderne präsentieren die Künstler Ileimn
Ceciliano (Tanz), David Morán (Gesang), Diego Rocha (Gitarre) und
Andrés Huertas (Cajón). den Flamenco in seiner Essenz: ergreifend,
schonungslos und leidenschaftlich. Von der Unesco zum Weltkulturerbe
der Menschheit erklärt, begeistert der Tanz, der Gesang und die Musik
des Flamenco inzwischen nicht nur Anhänger in Spanien, sondern
Menschen auf der ganzen Welt.

Für viele Menschen steht der Flamenco synonym für die Musik Spaniens -
dabei wurden dort die leidenschaftlichen und schmerzvollen Klänge
lange Zeit ebenso abgelehnt wie ihre Urheber, die "Gitanos" genannten
andalusischen Roma. Über Jahrhunderte hinweg wurden sie unterdrückt
und verfolgt. Ihre Gefühle von Verzweiflung und Wut, aber auch
überschäumender Lebensfreude, drückten sie zunächst allein im Gesang
aus. Erst später gewannen Tanz und Gitarrenbegleitung an Bedeutung.

Tickets gibt es im Vorverkauf für 19 Euro in der Buchhandlung
Buchheim, Telefon 09342/1320, bei allen bekannten Vorverkaufsstellen
und unter www.reservix.de im Internet. An der Abendkasse gibt es zudem
Karten für je 22 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Juli 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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INFOPOOL / TIERE / REPORT





INTERVIEW/040: Veganes Straßenfest - den Widerspruch verstärken ...    Jürgen Foß im Gespräch (SB)


Jürgen Foß ist Mitbegründer der Tierrechtsorganisation Animal Rights Watch
(ARIWA), die in der Bundesrepublik über 30 Ortsgruppen verfügt. Die Hamburger
Ortsgruppe organisiert das Vegane Straßenfest [1] seit dem ersten Mal, an dem es
vor fünf Jahren in der Hansestadt stattfand. Nach einem Vortrag, in dem Jürgen
Foß das mit Hilfe von ARIWA unter dem Dach der Stiftung Tiernothilfe gegründete
Projekt Land der Tiere vorstellte, beantwortete er dem Schattenblick einige
Fragen zum Veganismus und dem Aktivismus der Tierrechtsbewegung.




[image: Beim Vortrag zum Land der Tiere im Veranstaltungszelt - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Jürgen Foß

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Herr Foß, Sie sind Mitbegründer der Organisation Animal
Rights Watch (ARIWA). Wie ist es zur Entstehung dieser Tierrechtsorganisation
gekommen?

Jürgen Foß (JF): Wir haben ARIWA 2004 gegründet. Tanja, meine Lebenspartnerin,
und ich waren davor zehn Jahre in Siegen in einem großen Tierheim tätig gewesen,
hatten da auch gelebt und die Basics über Tierhaltung mitgenommen. In dieser
Zeit wurden wir vegetarisch und vegan. 2004 wollten wir mehr in Richtung
Tierrechte unternehmen. Weil das im Tierheim nicht ging, haben wir ARIWA
gegründet.

SB: ARIWA hat zu einer Serie von in mehreren deutschen Städten stattfindenden
Demonstrationen aufgerufen, auf denen die "Schließung aller Schlachthöfe"
gefordert wird.

JF: Ja, das ist eine internationale Kampagne, und wir als ARIWA organisieren die
deutschen Demonstrationen.

SB: Wie groß war die Zahl der DemonstrantInnen zu diesem Anlaß in Hamburg?

JF: Etwa 500, 600 Menschen.

SB: "Schließung aller Schlachthöfe" hört sich im ersten Moment radikal an, da
man sich kaum vorstellen kann, wie das möglich wäre. Wie kommen Sie dazu, so
eine unbescheidene Forderung aufzustellen?

JF: Diese Forderung muß unbescheiden sein, um das Dramatische, das sich hier
abspielt, irgendwie zu thematisieren. Da draußen findet ja eine Apokalypse für
Tiere statt. Den meisten Menschen ist dies nicht bewußt, weil Politik und
Agrarlobby die Situation sehr beschönigen. Da können nur radikale Forderungen
etwas ausrichten, und deshalb stellen wir sie einfach in den Raum. Daß das in
den nächsten Jahren nicht passieren wird, ist uns klar. Man muß schon ein
bißchen polarisieren, wenn man etwas in dieser Sache erreichen will.

SB: Es gab in der Bundesrepublik schon vor 2000 eine Tierrechts- und
Tierbefreiungsbewegung, von der heute nicht mehr viel übrig zu sein scheint. Wie
kommt es, daß das Vegane Straßenfest Hamburg heute vor allem zu gastronomischen
Angeboten und Verkauf veganer Artikel tendiert, während es am Anfang noch den
Aktivismus stärker präsentiert hat?

JF: Es gibt schon viele Infostände hier, zudem werden viele Vorträge gehalten,
von daher ist der Tierrechtsgedanke und die Information darüber durchaus
vertreten. Aber es läuft natürlich darauf hinaus, den Veganismus in die
Menschheit zu tragen, und da eignet sich eine direkte Verköstigung am besten.
Das ist der Grund, warum auf solchen Festen sehr viel veganes Essen angeboten
wird. Wir hatten 2006 das erste vegane Straßenfest Deutschlands ins Leben
gerufen, das war damals in Dortmund, das hatte ich seinerzeit noch selbst
organisiert. Da war der Grundgedanke, die Menschen, die durch die Dortmunder
Fußgängerzone laufen, mit der Tierrechtsidee und dem Veganismus zu konfrontieren
und sie eben mit einem, sage ich mal, normal aussehenden Angebot zu locken.
Schon damals hörte man nicht mehr die typischen Tierbefreiungssprüche, wie man sie aus
den 80ern und 90ern kennt, und heute geht es ein bißchen mainstreamiger zu, würde
ich einmal sagen.

Meiner Ansicht nach besteht der Anspruch der Tierrechtsorganisationen
mittlerweise darin, mehr Menschen erreichen zu wollen. Das heißt nicht, daß man
von seinen Grundsätzen oder von seinen radikalen Forderungen abrückt, wie man an
der Forderung zur Schließung aller Schlachthöfe sieht. Aber das Auftreten ist
ein anderes geworden. Wir wollen mehr wahrgenommen werden. Ich kenne viele
Menschen, die damals in der alten Bewegung, wenn man sie so nennen will, tätig
waren, und heute halt in einer anderen Organisation weiterhin tätig sind, nur
auf eine andere Art und Weise. Es gibt sicherlich auch viele, die nichts mehr
machen, aber das ist im Aktivismus immer so, daß es Phasen gibt im Leben, mal
ist man aktiv, dann wieder nicht.

SB: Wie verhält sich das klassische Argument der Tierbefreiung zum heute im
sogenannten Lifestyle-Veganismus vorherrschenden Argument, daß vegan eine
gesündere Lebensweise sei?

JF: Ja, die Menschen, die das aus gesundheitlichen oder aus Lifestyle-Gründen
tun, gibt es tatsächlich. Das ist aber nicht das, was wir vermitteln wollen. Das
ist eine Chance für uns, denn diese Menschen haben mit ihrer veganen Ernährung
bereits eine Hürde genommen, wir müssen sie nur noch davon überzeugen, daß das,
was sie damit tun, gut für Tiere, für die Menschen und für die Erde ist. Das ist
eine Zielgruppe für uns, nicht unser Ziel. Das ist eine Zielgruppe, die wir
erreichen möchten, um ihnen die ganze Wahrheit zu vermitteln.

SB: In Deutschland kann man die Forderung nach einer durchgängig veganen
Lebensweise ohne weiteres vertreten, denn es ist zumindest theoretisch möglich,
die hier lebenden Menschen auf dieser Basis gesund und vollwertig zu ernähren.
In vielen anderen Ländern ist das nicht möglich. Wie gehen Sie mit sozialen
Fragen um, die etwa Menschen betreffen, die sich keine veganen Lebensmittel
leisten können oder nur Zugang zu Junkfood haben?

JF: Zum einen gibt es unendlich viele Probleme auf der Welt, man weiß gar nicht,
wo man anfangen soll, sich zu engagieren. Jeder hat seine privaten Erlebnisse
und rutscht dann in irgendeine Ecke, wo er sich engagiert, und das ist, glaube
ich, auch gut so. Auf diese ganzen Probleme ist Veganismus nicht die Antwort.
Veganismus ist ein Baustein unter vielen, um die Welt etwas gerechter zu machen.
Wir haben natürlich auch Verteilungsprobleme auf der ganzen Welt, auch in
Deutschland, aber weltweit noch viel größere und ganz andere Probleme.
Veganismus ist ein Baustein, der diese negativen Entwicklungen abmildert.
Veganismus alleine löst diese Probleme aber nicht. Deshalb finden wir es
trotzdem wichtig, sich weiterhin zu engagieren und für Tierrechte und Veganismus
zu werben, weil es ein Teil vom großen Ganzen ist.

Die Verteilungsprobleme in den ärmeren Ländern sind durch Veganismus nicht zu
lösen. Er spielt durchaus eine Rolle beim Landgrabbing gerade im
lateinamerikanischen Raum, wenn Kriege geführt werden, wenn um den Zugriff auf
Wasser, Ressourcen und Boden gekämpft wird, weil tierische Produkte sehr viele
dieser Ressourcen aufbrauchen. Aber man kann nicht sagen, werdet alle vegan, und
die Welt ist gut, so ist es natürlich nicht. Es ist nur ein wichtiger Baustein.

SB: Manche VeganerInnen, die ihre Lebensweise zum moralischen Primat erheben,
beurteilen ihre unveganen Mitmenschen hart, was unter den Betroffenen ärgerliche
Reaktionen auslösen kann, was wiederum nicht heißt, daß sich ihr Ärger nicht
auch ohne Anlaß Bahn bricht. Wie gehen Sie damit um?

JF: Ja, der Effekt ist mir bekannt. Natürlich gibt es diese Menschen, aber sie
sind sehr wenige. Der weitaus größere Effekt ist der, daß sich unvegane Menschen
selbst bei sachlicher Diskussion sehr schnell persönlich angegriffen fühlen,
obwohl man das gar nicht möchte. Das geschieht auch, wenn man sachlich bleibt,
weil sie nicht vegan leben. 

Meine Idealvorstellung wäre, daß man sich als Gesellschaft zusammensetzt und
sich fragt: Wie kriegen wir alle Menschen auf dieser Welt satt? Wie können wir
das schaffen, ohne anderen dabei weh zu tun? Wenn mir dann jemand eine andere
Lösung als Veganismus vorschlägt, sage ich nicht nein, aber ich kenne sie nicht.
Aber man kann oftmals sehr schwer darüber reden, weil Menschen sich häufig
persönlich angegriffen oder irgendwie ertappt fühlen, obwohl das nicht so
gemeint ist. Wir wollen nicht sagen: Hey, du bist schlecht, du bist nicht vegan,
sondern: Hey, laßt uns mal überlegen, wie wir dieses Kind da schaukeln.

SB: Die Klimapolitik ist an einem Punkt angelangt, an dem es um konkrete
Regulationen geht und die Frage des Konsums von Tierprodukten verstärkt in den
Fokus rückt. Der berüchtigte Veggie-Day der Grünen ist ja nach hinten
losgegangen, weil sie plötzlich als Verbotspartei galten. Sollte es in Zukunft
zu erheblichen Preiserhöhungen für Tierprodukte kommen und etwa der Liter
Kuhmilch 1,50 Euro kosten, während Hafermilch für 50 Cent erhältlich wäre - was
meinen Sie, hätte das für gesellschaftliche Folgen?

JF: Ich glaube, das würde die Gesellschaft als gar nicht so schlimm erachten,
wie es im Moment vielleicht zu erwarten wäre. Ich glaube, wenn das Problem von
der Politik endlich einmal angemessen und breit thematisiert würde, dann könnten
wir relativ bald einen gesellschaftlichen Konsens herstellen. Ich glaube, diese
Konfliktsituation, die man hier manchmal an Infoständen hat oder die leider im
Netz sehr weit verbreitet sind, werden auf beiden Seiten nur von sehr wenigen
Menschen provoziert, die aber sehr laut sind. Ich glaube, die meisten Menschen
sehen das gar nicht so emotional, als wenn ihnen etwas von ihrem Teller
weggenommen würde. Wenn die Argumente stimmen, wenn das Angebot stimmt, wenn es
finanzierbar ist, dann glaube ich nicht, daß viele Menschen Probleme damit
hätten.

SB: Bei Ihrer Präsentation zum Land der Tiere haben Sie, so habe ich es
verstanden, versucht, das einzelne Tier für sich selbst als Subjekt zu zeigen,
dem auf der anderen Seite die Entindividualisierung der Massenproduktion
gegenübersteht. Setzen Sie betont darauf, Menschen zu erreichen, indem dem Tier
eine Art Subjektqualität, also etwas Unverwechselbares, gegeben wird?

JF: Das ist eigentlich der Kern vom Land der Tiere. Wir machen mit ARIWA eher
etwas, das ich konfrontativere Arbeit nennen würde, wenn wir die gequälten Tiere
in den Ställen zeigen. Mit dem Land der Tiere wollen wir auf die Individuen
eingehen und die Frage aufwerfen, ob man überhaupt das Recht hat, Tiere, zu
welchen Zwecken auch immer und wie auch immer man sie vor der Schlachtung hält,
zu töten. Wir versuchen, diese Tiere aus der Anonymität zu holen, indem wir den
Leuten, die zu uns kommen, aber auch den Medien ihre Geschichte erzählen. Da
geht es nicht nur um die rationale Sicht wie beim Thema Tierrechte, wir
sprechen auch das Emotionale an, weil, wie ich glaube, Mitgefühl ein sehr
wichtiger Punkt bei alledem ist. Wir sprechen auch über das Empathieverhalten
der Menschen. Wie ist meine Empathie ausgeprägt, hört sie beim Hund auf oder ist
sie auf die Schweine übertragbar, wo ziehe ich meine Grenze? Das hat viel mit
Emotion zu tun und die wollen wir auch wecken.

SB: Herr Foß, vielen Dank für das Gespräch


Fußnote:

[1] http://www.schattenblick.de/infopool/tiere/report/trbe0015.html
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AKTION/379: Countdown zum zweiten Insektensommer (NABU RP)


NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 30. Juli 2019

Countdown zum zweiten Insektensommer

Countdown zum zweiten Insektensommer

NABU Rheinland-Pfalz empfiehlt Naturfans das Üben mit dem
Insektentrainer für den nächsten Insektensommer vom 2. - 11. August



Mainz - Wieso bringt der Marienkäfer Glück? Kann man auf dem grünen
Heupferd reiten? Wie sehen die Raupen des Kleinen Fuchs aus? Wer mehr
über heimische Insekten wissen will, kann sie mit dem NABU
Insektentrainer kennenlernen. Ab sofort ist das neue E-Learning-Tool
unter www.insektentrainer.de online. "Das Interesse an Insekten ist
durch das alarmierende Insektensterben enorm gestiegen", so Fiona
Brurein, Öffentlichkeitsreferentin des NABU Rheinland-Pfalz. "Mit
unserem Insektentrainer kann jeder sein Wissen über diese wichtige
Tiergruppe erweitern und bekommt Tipps wie er zu ihrem Schutz
beitragen kann. Die vorgestellten Arten sind auch die, auf die bei
unserer Zählaktion Insektensommer besonderes Augenmerk gelegt werden
soll", so Brurein.

Mit dem Trainer bereitet man sich optimal auf die nächste
Insektenzählung vor. Diese findet vom 2. bis 11. August statt. Dabei
stehen jetzt im Hochsommer die Arten Ackerhummel, Blaue Holzbiene,
Blaugrüne Mosaikjungfer, Grünes Heupferd, Kleiner Fuchs,
Schwalbenschwanz, Siebenpunktmarienkäfer und Streifenwanze im Fokus.
Aber auch alle anderen Insekten, ob groß oder klein, laut oder leise,
hüpfend oder krabbelnd dürfen gezählt und an den NABU unter
www.insektensommer.de, auch mit Bildnachweis, gemeldet werden. "Der
optimale Tag zum Zählen, ist ein sonniger, warmer, trockener und
windstiller Tag. Eine gezielte Erkundungstour ist für jeden schon auf
kleinstem Raum möglich, wie zum Beispiel der Blick in die
Blumentöpfe", so Brurein.

Die Daten der Zählaktion Insektensommer werden in Zusammenarbeit mit
der Plattform www.naturgucker.de erfasst. Wenn es soweit ist, kann man
auch die NABU App "Insektenwelt" für IOS und Android zu Hilfe nehmen.
Sie enthält über 120 in Deutschland häufige vorkommende Arten.

Der Insektensommer findet dieses Jahr zum zweiten Mal statt. Gezählt
wird zweimal im Jahr, im Früh- und im Hochsommer. Bei der ersten
Zählung vom 31. Mai bis 9. Juni nahmen bundesweit 6.400 Insektenfans
teil. Die meisten Meldungen im Frühsommer erfolgten in Rheinland-Pfalz
zu Honigbienen, gefolgt von Steinhummeln und Wildbienen. Im
vergangenen Jahr beteiligten sich in beiden Zählräumen zusammen
genommen bundweit 18.000 Menschen mit über 7.300 Beobachtungen.

Die zwei Zeiträume im Sommer sind durch die jeweiligen Lebenszyklen
und Rhythmen der Tiere bestimmt. Viele Insekten durchleben zum
Beispiel eine Metamorphose, manchmal sogar mit mehreren Stadien.
Insekten lassen sich aber vor allem als ausgewachsene Tiere besonders
gut finden und sind leichter zu sehen. Ganz unterschiedlich sind daher
manche Arten eher früh im Sommer gut zu beobachten, manche eher im
Hochsommer. Deshalb sind zwei verschiedene Zeiträume mit
unterschiedlichen Kernarten ausgewiesen.



Weitere Infos finden Sie unter:

https://rlp.nabu.de/tiere-und-pflanzen/insekten/insektensommer/index.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 17/19, 30.07.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Rheinland-Pfalz e.V.

Frauenlobstr. 15-19, 55118 Mainz

Tel. 06131/140 39-24, Fax: 06131/140 39-28

Internet: www.NABU-RLP.de
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FORSCHUNG/1535: Wie verteilen sich Pollen in der Luft? (idw)


Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e. V. - 18.07.2019

Wie verteilen sich Pollen in der Luft?



Leipzig. Von Allergien Betroffene bekommen bisher ihre Informationen
über die aktuelle Pollenbelastung hauptsächlich aus Pollenfallen in
Bodennähe. Ein Forschungsteam aus Finnland und Deutschland arbeitet
aber an der Erkennung von Pollen über dem Boden und in der Luft durch
Laserstrahlen. Dazu lief in Melpitz bei Leipzig eine Messkampagne des
Finnischen Wetterdienstes (FMI) und des Leibniz-Instituts für
Troposphärenforschung (TROPOS), die seit Juli in Leipzig fortgesetzt
wird.

Noch bis August wollen die Forscherinnen und Forscher dabei eine
klassische Pollenfalle mit einem mobilen Lidar (Licht-Radar)
vergleichen, um herauszufinden, ob es durch die unterschiedlichen
Oberflächenformen der Pollen möglich ist, die Pollen verschiedener
Baumarten zu unterscheiden. Gelingt dies, dann könnten die
Lidar-Geräte des europäischen Netzwerks PollyNet künftig nicht nur
Informationen zu Staub und Vulkanasche in der Atmosphäre, sondern auch
zu Pollen liefern und so helfen, Modelle zur Pollenausbreitung zu
verbessern.

Die Verbreitung von Pollen in der Atmosphäre interessiert nicht nur
Menschen, die von Allergien betroffen sind. Auch die Klimaforschung
interessiert sich für diese winzigen Partikel, denn sie rufen nicht
nur Allergien hervor, sondern haben ebenfalls Einfluss auf Klima und
Umwelt. Die Samen vieler Pflanzen sind so klein und leicht, dass sie
mit dem Wind über große Entfernungen transportiert werden können.
Während ihrer Reise in der Atmosphäre streuen sie das Sonnenlicht und
wirken als Keim, an dem sich Wolkentropfen aber auch Eis und
Niederschlag bilden können. Pollen beeinflussen so auch auf die
Wolken, die Regenmengen und den Strahlungshaushalt der Erde. Mehr über
ihre vertikale Verteilung in der Atmosphäre zu wissen, würde zum
Beispiel helfen, besser abzuschätzen, wie die Erderwärmung mit
längeren Vegetationsphasen die Wolkenbildung beeinflusst und diese
wiederum auf das Klima zurückwirkt.

Das aktuelle Projekt von FMI und TROPOS reiht sich ein in
interdisziplinäre Ansätze der Leipziger Allergieforschung: So wurde im
Frühjahr am Uniklinikum Leipzig eine zweite Pollenfalle in
Zusammenarbeit mit Biologen und Monitoringspezialisten des
Helmholtz-Zentrums für Umweltforschung (UFZ) und des Deutschen
Zentrums für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv) installiert,
um Pollenmessungen zu verbessern. Ziel der Wissenschaftler ist es,
künftig Informationen nicht nur über die Zahl der Pollen, sondern auch
deren Allergengehalt sowie weitere relevante Eigenschaften zu
gewinnen. Der Hintergrund sind Erkenntnisse aus der Leipziger
LIFE-Studie, die sich den Ursachen von Zivilisationserkrankungen
widmet. Das Projekt zur Pollendiversität (PolDiv) von UFZ und iDiv
will so zusammen mit den Leipziger Interdisziplinären Centrum für
Allergologie (LICA) mehr über diese Faktoren herausfinden. Daher
arbeiten diese drei Leipziger Einrichtungen eng zusammen. Dazu könnten
künftig auch die Lidar-Daten und andere Atmosphärenbeobachtungen des
TROPOS beitragen.

Im waldreichen Finnland ist die Wirkung von Pollen auf Gesundheit und
Mikroklima besonders deutlich zu spüren. Die Aerobiologie-Gruppe der
Universität Turku betreibt daher ein Netzwerk von 9 Stationen, die die
Art und Konzentration der Pollen in Bodennähe mit Hilfe von
sogenannten Burkhard-Fallen bestimmen. Lidar-Geräte, die wie ein
Lichtradar die Atmosphäre über den Boden abtasten, könnten helfen,
unser Wissen über diese kleinen Partikelchen zu verbessern. Je nach
Oberfläche und Form der Pollen wird das Licht unterschiedlich
reflektiert. Wird also nicht nur Laufzeit und Menge des reflektierten
Lichts, sondern auch die Drehung (Polarisation) gemessen, dann
ermöglicht diese Information Rückschlüsse auf die Eigenschaften der
Partikel. Der Samen von Birken beispielsweise polarisiert Licht
relativ wenig, d.h. das zurückgestreute Laserlicht wird wenig gedreht
und man kann auf eine kugelartige Form der Pollen schließen. Der Samen
von Kiefern und anderen Nadelbäumen dagegen polarisiert Licht recht
stark, d.h. das Laserlicht wird stark gedreht und somit haben die
Pollen eher eine nichtsphärische Form. "Wir betreiben seit mehreren
Jahren ein Raman-Lidar PollyXT. Nun versuchen wir die Messungen mit
den Daten klassischer Pollenfallen zu kombinieren, um die optischen
Eigenschaften der Pollen zu untersuchen. Ziel ist eine
Pollen-Klassifizierung aus der Ferne per Laser", erklärt Stephanie
Bohlmann vom Finnischen Wetterdienst (FMI). Erste Messungen fanden
2016 in den borealen Wäldern an einer Außenstelle des FMI im
ostfinnischen Kuopio statt. 2018 folgte eine Messkampagne auf Kreta,
also im mediterranen Klima. Und 2019 wird in Melpitz sowie Leipzig und
damit in einem gemäßigten, mitteleuropäischen Klima gemessen. Vom
Vergleich dieser drei Orte mit sehr unterschiedlichem Klima und
unterschiedlichen Pollenbedingungen erhoffen sich die Forschenden dann
neue Rückschlüsse auf die Pollen-Erkennung via Laser.

"Sowohl Kuopio in Finnland als auch Finokalia auf Kreta sind Teil des
europaweiten Lidarnetzwerks PollyNet unter der Federführung des
TROPOS, in dem die Partikel in der Atmosphäre vom Boden aus mit Lasern
untersucht werden. Wir haben daher gerne unsere Station in Melpitz für
diese Untersuchung zur Verfügung gestellt und sind gespannt, welche
Pollen aus den Wäldern der Dübener und Annaburger Heide zu erkennen
sein werden", berichtet Dr. Holger Baars vom TROPOS. Zum Einsatz kommt
dabei der OCEANET-Container des TROPOS, der sonst regelmäßig während
der Transferfahrten des deutschen Forschungseisbrechers Polarstern den
Atlantik auf- und abfährt, in diesem Jahr aber bereits in Schweizer
Davos im Einsatz war und ab September bei der MOSAiC-Expedition und
damit für die Überwinterung der Polarstern 2019/2 in der zentralen
Arktis zum Einsatz kommt.

Die Fernerkundung von Pollen in der Atmosphäre per Laser ist eine
vergleichsweise junge Methode: Als erste, die jemals Pollen per Laser
vom Erdboden aus untersucht hat, gilt die University of Alaska in
Fairbanks, die 2008 Daten zu den Pollenemissionen über den Wäldern
Alaskas gesammelt hatte. 2013 berichteten Forscher des Gwangju
Institute of Science & Technology (GIST) aus Korea und des
Leibniz-Instituts für Troposphärenforschung (TROPOS) im Fachjournal
Atmospheric Environment über Untersuchungen zu den optischen
Eigenschaften natürlicher Pollen mit Hilfe eines Lasers der
Wellenlänge von 532 Nanometern. Diese Studie war nach eigenen Angaben
die erste Untersuchung dieser Art außerhalb Nordamerikas und
ermöglichte durch ausgereiftere Lasermesstechnik auch qualitative
Aussagen zu den Polleneigenschaften in der Luft. Pollen können bis zu
einem Drittel der Gesamtmenge an Aerosolpartikeln ausmachen, die die
optische Dicke, also das Maß für die Lichtdurchlässigkeit der
Atmosphäre, beeinflussen. Sie haben daher nicht nur großen Einfluss
auf die Luftqualität, sondern auch auf das Klima, schlussfolgerte das
Team von GIST und TROPOS. Tilo Arnhold

Originalpublikation:

Sauliene, I., Sukiene, L., Daunys, G., Valiulis, G., Vaitkevicius, L.,
Matavulj, P., Brdar, S., Panic, M., Sikoparija, B., Clot, B., Crouzy,
B., and Sofiev, M.: Automatic pollen recognition with the Rapid-E
particle counter: the first-level procedure, experience and next
steps, Atmos. Meas. Tech., 12, 3435-3452, 

https://doi.org/10.5194/amt-12-3435-2019 ,
2019.

Stephanie Bohlmann, Maria Filioglou, Eleni Giannakaki, Xiaoxia Shang,
Annika Saarto, and Mika Komppula (2018): Characterization of
atmospheric
pollen with active remote sensing in Finland. Geophysical Research
Abstracts, Vol. 20, EGU2018-12752.

https://meetingorganizer.copernicus.org/EGU2018/EGU2018-12752.pdf




Links:

PollyNet

https://www.tropos.de/forschung/grossprojekte-infrastruktur-technologie/koordinierte-beobachtungen-und-netzwerke/pollynet/

Pollen beeinflussen die optischen Eigenschaften der Atmosphäre
(Pressemitteilung von TROPOS, 18.12.2013):

https://www.tropos.de/aktuelles/pressemitteilungen/details/pollen-beeinflussen-die-optischen-eigenschaften-der-atmosphaere/

Aktueller Pollenflug (über Pollenmonitor / Leipziger
interdisziplinäres
Centrum für Allergologie (LICA):

https://pollenmonitor.com-tom.de/index.php

https://www.uniklinikum-leipzig.de/einrichtungen/lica/Seiten/ueber-uns.aspx

Funktionsweise einer Pollenfalle

http://www.pollenstiftung.de/pollenvorhersage/funktionsweise-der-pollenfalle/

Messstation am Universitätsklinikum Leipzig registriert hohe Belastung/Zweite 
Pollenfalle für weitere Studien gemeinsam mit UFZ aufgestellt
(Pressemitteilung des
Universitätsklinikum Leipzig vom 11.03.2019):

https://www.uniklinikum-leipzig.de/presse/Seiten/Pressemitteilung_6708.aspx

PolDiv am UFZ/iDiv

https://www.ufz.de/index.php?en=45880

OCEANET am TROPOS

https://www.tropos.de/forschung/grossprojekte-infrastruktur-technologie/koordinierte-beobachtungen-und-netzwerke/oceanet/

Wie entsteht Niederschlag im Gebirge? (Pressemitteilung des WSL,
18.02.2019):

https://www.tropos.de/aktuelles/pressemitteilungen/details/wie-entsteht-niederschlag-im-gebirge/

Ein Jahr eingefroren in der Arktis (Pressemitteilung von BMBF/AWI,
27.06.2018):

https://www.tropos.de/aktuelles/pressemitteilungen/details/ein-jahr-eingefroren-in-der-arktis/

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tropos.de/aktuelles/pressemitteilungen/details/wie-verteilen-sich-pollen-in-der-luft

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news719474

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1606

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e. V. - 18.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1534: Bedrohte Vielfalt - Studie untersucht den Zustand der Natur im Raum Bonn (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 12.07.2019

Bedrohte Vielfalt: Studie untersucht den Zustand der Natur im Raum
Bonn



Wie ist es um die Vielfalt von Pflanzen, Tieren und Lebensräumen in
der Region Bonn/Rhein-Sieg bestellt? Steht sie im Einklang mit einer
nachhaltigen, insbesondere ökologischen Stadtentwicklung und trägt sie
zu einem guten und gesunden Leben für die Stadtbewohner bei? Wer mehr
darüber wissen möchte, wird in einem Buch fündig, das nun vom
Naturhistorischen Verein der Rheinlande und Westfalens e.V.
herausgegeben wurde. Wissenschaftler der Universität Bonn und der
Hochschule Bonn-Rhein-Sieg haben die biologische Vielfalt in Bonn und
dem umgebenden Rhein-Sieg-Kreis untersucht. Der nun veröffentlichte
Bericht beschreibt ein gemischtes Bild des Zustandes der Natur.




[image: Hummel fliegt Mohnblüte an - Foto: © Jens Mutke / Nees-Institut]

Insekten als Bestäuber sind auf ein vielfältiges Blütenangebot
angewiesen, das über das Jahr verfügbar ist. Ein solcher Anblick ist
in unserer Agrarlandschaft selten geworden. 

Foto: © Jens Mutke / Nees-Institut



Verschiedene Quellen zeigen, dass jede zehnte heimische Pflanzenart in
der Region lokal ausgestorben ist. Auch lässt sich kleinräumig in
vielen Lebensräumen nur noch die Hälfte der ursprünglich dort
heimischen Arten von Säugetieren finden - in der Region insgesamt
immerhin etwa 60 verschiedene Arten. Ähnliches gilt für die Vielfalt
von historischen, lokalen Obst- und Gemüsesorten, welche immer
seltener angebaut werden. Und obwohl zum Beispiel die Stadt Bonn mit
rund 80.000 Bäumen in öffentlichen Grünanlagen und großen städtischen
Waldgebieten eine "grüne" Stadt ist, so binden die Wälder der Region
weniger als fünf Prozent des regionalen CO2-Ausstoßes.




[image: Landkarte der Region - Grafik: © Jens Mutke / Nees-Institut]

Die Region Bonn/Rhein-Sieg verfügt mit dem Siebengebirge, dem Ennert,
dem Kottenforst und der Wahner Heide über einige der größten
Naturschutzgebiete Nordrhein-Westfalens. 

Grafik: © Jens Mutke / Nees-Institut



Gleichzeitig gibt es auch positive Nachrichten. In der Region
existieren überdurchschnittlich viele Schutzgebiete und auch die
größten Waldnaturschutzgebiete Nordrhein-Westfalens liegen im Raum
Bonn/Rhein-Sieg. Die Auenvegetation an Rhein und Sieg, trockene
Felskuppen im Siebengebirge, ausgedehnte Buchen- und Eichen-Hainbuchenwälder,
die Wahner Heide oder die für Nordrhein-Westfalen
größte Dichte alter Streuobstwiesen - die Region Bonn bietet eine
Vielzahl an unterschiedlichen Lebensräumen. Gemeinsam beherbergen sie
2.400 Pflanzenarten, 350 Arten von Wirbeltieren und mehrere tausend
Insektenarten.

Forscher entwickelten Leitfaden

Für die Studie wurden 450.000 Einzeldatensätzen aus über 100
Datenquellen ausgewertet. Insgesamt 28 Autoren aus dem BION-Netzwerk
"Biodiversität in Bonn" haben Kapitel zu einzelnen Lebensräumen oder
Fragestellungen beigesteuert. Für den urbanen Raum wurde eine Art
Leitfaden auf der Basis der globalen nachhaltigen Entwicklungsziele
(Sustainable Development Goals/SDGs) der Vereinten Nationen
entwickelt. Diese Indikatoren ermöglichen jeweils angepasst eine
Bewertung der städtischen Natur für eine nachhaltige Stadtentwicklung
und lassen sich auf andere Städte und Regionen übertragen.

Vor rund einem Jahr wurde der Endbericht zum "Lokalen Assessment von
Ökosystemleistungen und Biodiversität im Raum Bonn - Eine Pilotstudie
des Biodiversitätsnetzwerkes Bonn (BION) zur Umsetzung der Sustainable
Development Goals (SDGs)" der Stadt Bonn und dem Rhein-Sieg-Kreis im
Beisein von Prof. Dr. Dr. h.c. Michael Hoch, Rektor der Universität
Bonn, und Prof. Dr. Hartmut Ihne, Präsident der Hochschule Bonn-Rhein-
Sieg, übergeben. Der Bericht wurde aktualisiert und ergänzt, er steht
nun als Buch erstmals allen Interessierten zur Verfügung. Die Studie
wurde durch das Bundesamt für Naturschutz (BfN) mit Mitteln des
Bundesumweltministeriums gefördert.

Originalpublikation:

Mutke, Klement, Terlau, Freund & Weigend (2019): Die Natur der Region
Bonn/Rhein-Sieg. Decheniana Beihefte 41, 167 S., zwölf Euro, Bezug
über den
Naturhistorischen Verein der Rheinlande und Westfalens
(www.naturhistorischerverein.de)

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news719188

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 12.07.2019
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ÖKOSYSTEME/133: Heuschrecken als Indikatoren für den Klimawandel - Promotionsvorhaben an der Uni Osnabrück (idw)


Universität Osnabrück - 17.07.2019

Heuschrecken
als Indikatoren für den Klimawandel - Promotionsvorhaben an der
Universität Osnabrück



OSNABRÜCK.- Die Auswirkungen des globalen Klimawandels auf die
Biodiversität im Grasland Mitteleuropas untersucht Franz Löffler von
der Abteilung für Biodiversität und Landschaftsökologie der
Universität Osnabrück in seinem Promotionsvorhaben. Die dabei durch
ein Promotionsstipendium der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU)
geförderte Studie nimmt vor allem die Ausbreitung von
Heuschreckenarten in den Blick, um Empfehlungen für ein nachhaltiges
Management zum Schutz der Biodiversität zu geben.

Durch den voranschreitenden globalen Temperaturanstieg steht der
Einfluss des Klimawandels auf die Biodiversität zunehmend im
wissenschaftlichen und naturschutzpolitischen Interesse. Aktuelle
Prognosen gehen davon aus, dass der Klimawandel zukünftig die
Hauptursache für den weiteren Verlust der weltweiten Artenvielfalt
sein wird. Durch die komplexe Wirkungsweise des Klimawandels im
Zusammenspiel mit weiteren Gefährdungsfaktoren, werden weitreichende
Anpassungsmaßnahmen seitens des Naturschutzes notwendig. Bisher fehlen
jedoch für viele Artengruppen wissenschaftliche Grundlagen, wie sich
klimatische Veränderungen auf Arten und deren Lebensräume auswirken.
Es ist deshalb häufig unklar, welche Schutzmaßnahmen eingesetzt werden
können, um die biologische Vielfalt in mitteleuropäischen Ökosystemen
langfristig zu erhalten.

Während an kältere und feuchte Umweltbedingungen angepasste Tier- und
Pflanzenarten durch den Klimawandel zunehmend gefährdet sind, hat der
rezente Temperaturanstieg zur Ausbreitung wärmeliebender Arten in
Mitteleuropa geführt. Die Ergebnisse einer neu publizierten Studie in
der Fachzeitschrift Biological Conservation belegen, dass die
Arealerweiterung einiger Heuschreckenarten in höhere Lagen zu
Verschiebungen in Artgemeinschaften verschiedener Grasland-Ökosysteme
geführt hat. Ein Forscherteam aus der Abteilung für Biodiversität und
Landschaftsökologie der Universität Osnabrück hat hierzu aktuelle
Daten zum Vorkommen aller Heuschreckenarten auf fast 70
Grünlandflächen in der Eifel erhoben und mit historischen Daten aus
dem Jahr 1994 verglichen. Die Autoren der Studie konnten dabei zeigen,
dass die Ausbreitung wärmeliebender Heuschreckenarten in Lebensräumen
mit einem guten Erhaltungszustand zu einer Zunahme der
Heuschreckenartenvielfalt geführt hat, wohingegen im brachliegenden
Feuchtgrasland keine Veränderung der mittleren Artenzahl festgestellt
werden konnte.

Um zu quantifizieren in welchem Maße diese Veränderungen
klimainduziert sind, haben die Autoren einen Temperatur-Index
angewandt, der das Wärmebedürfnis der vorkommenden Arten abbildet.
"Heuschrecken sind generell wärmeliebende Organismen. Die Verbreitung
vieler Arten ist dementsprechend auf wärmebegünstigte Regionen Europas
beschränkt. Der Anstieg im Community Temperature Index in unserer
Studie ist ein eindeutiger Beleg dafür, dass sich die
Artgemeinschaften zu Gunsten wärmeliebender Arten verschoben haben",
erläutert Arbeitsgruppenleiter apl. Prof. Thomas Fartmann.

Für weniger mobile Heuschreckenarten mit spezifischen
Habitatansprüchen konnten in der Studie jedoch nur geringfügige
Veränderungen festgestellt werden. Eine Ausbreitung dieser Arten ist
in vielen Landschaften Mitteleuropas durch die starke Isolation ihrer
Lebensräume nur eingeschränkt möglich. "Unsere Ergebnisse weisen nicht
nur darauf hin, dass die globale Erwärmung aktuell zu einer
Ausbreitung wärmeliebender Heuschreckenarten führt. Sie zeigen auch,
dass die Auswirkungen des Klimawandels auf die Biodiversität
maßgeblich von der Habitatqualität und der Vernetzung der Lebensräume
abhängen. Damit Arten ihre Verbreitungsareale den klimatischen
Veränderungen anpassen können, ist ein funktionierender Biotopverbund
von essenzieller Bedeutung", betont Doktorand Franz Löffler. Da für
einige Heuschreckenarten langfristig auch negative Bestandstrends
prognostiziert werden, gilt es frühzeitig Maßnahmen zu etablieren, die
die Anpassungskapazität der Grasland-Ökosysteme gegenüber dem
Klimawandel erhöhen und dazu beitragen die Artenvielfalt im Grasland
langfristig zu erhalten.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news719447

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution66
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Osnabrück - 17.07.2019
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WALD/177: Wälder in Deutschland sind wichtige Kohlenstoffsenke (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 17.07.2019

Wälder in Deutschland sind wichtige Kohlenstoffsenke

In deutschen Wäldern wächst mehr Holz nach als genutzt wird /
Deutschland ist das holzreichste Land der EU



Die Wälder in Deutschland sind ein wichtiger Faktor im Klimageschehen,
denn sie binden große Mengen Kohlenstoff, der ursprünglich als CO2
(Kohlendioxid) in der Atmosphäre war. Dass die Bedeutung der Wälder
als Kohlenstoffsenke und damit Bremser des Klimawandels weiter
ansteigt, belegt die Kohlenstoffinventur 2017, die jetzt ausgewertet
ist. Danach sind in deutschen Wäldern rund 1,23 Milliarden Tonnen
Kohlenstoff in der lebenden Biomasse gespeichert, fünf Prozent mehr
als vor fünf Jahren. Hinzu kommen 33,6 Millionen Tonnen Kohlenstoff im
Totholz. Die Kohlenstoffvorräte haben mit 113,7 Tonnen pro Hektar ein
neues Rekordhoch erreicht. Diese und weitere Ergebnisse haben
Wissenschaftler des Thünen-Instituts für Waldökosysteme jetzt in der
aktuellen Ausgabe der Zeitschrift "AFZ-Der Wald" veröffentlicht.

Die Kohlenstoffinventur ist eine Art kleine Bestandsaufnahme zwischen
den großen, alle zehn Jahre stattfindenden Bundeswaldinventuren. Sie
wird vom Thünen-Institut mit Unterstützung der Bundesländer
durchgeführt und erfasst den Zustand des deutschen Waldes.

Der Holzvorrat in deutschen Wäldern ist gegenüber der letzten
Bundeswaldinventur 2012 um sechs Prozent gestiegen, weil deutlich mehr
Holz nachgewachsen ist als genutzt wurde. Damit hat sich der
Vorratsanstieg deutlich beschleunigt: In den letzten fünf Jahren wurde
genauso viel Vorrat aufgebaut (19 Vorratsfestmeter pro Hektar) wie in
den zehn Jahren davor. Mit einem Holzvorrat von aktuell 3,9 Milliarden
Kubikmetern ist Deutschland das holzreichste Land der Europäischen
Union. Auch die Waldstruktur hat sich verändert: Es gibt 12 Prozent
mehr alte Wälder über 120 Jahre - damit hat sich der Trend zu älteren
Wäldern mit dickeren Bäumen fortgesetzt. Auch der Totholzvorrat ist um
einen Kubikmeter pro Hektar gestiegen. Etwa 50 Prozent des Totholzes
sind liegende Stücke, 25 Prozent sind stehendes Holz und 25 Prozent
Wurzelstöcke.

Der höhere Holzvorrat und damit einhergehend die weiterhin hohe
Kohlenstoffanreicherung macht die Wälder zu Klimaschützern: Sie haben
die Atmosphäre zuletzt jährlich um 62 Millionen Tonnen CO2 entlastet.
Das kommt in die Größenordnung dessen, was die deutsche Industrie pro
Jahr an Treibhausgasen ausstößt (2017: 64 Millionen Tonnen
CO2-Äquivalente). Der gestiegene Holzvorrat hat damit jedes Jahr rund
sieben Prozent der gesamten deutschen Treibhausgas-Emissionen
kompensiert.

Die häufigsten Baumarten in den deutschen Wäldern sind Fichte (25
Prozent) und Kiefer (23 Prozent), gefolgt von den Laubbaumarten Buche
(16 Prozent) und Eiche (10 Prozent). Der Flächenanteil der Laubbäume
ist um zwei Prozent gestiegen, die Dynamik hin zu mehr Laubbäumen hat
sich damit allerdings verlangsamt. Das Flächenverhältnis von Laub- zu
Nadelbäumen beträgt 45 zu 55 Prozent.

Die Ergebnisse der Kohlenstoffinventur 2017 sind ebenso wie die der
Bundeswaldinventur 2012 unter https://bwi.info abrufbar.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news719445

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für

Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 17.07.2019
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SOZIALES/105: Im Regenwald den Weg finden (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 24.07.2019

Im Regenwald den Weg finden



Wie finden Menschen im dichten Regenwald, wo die Sicht durch
Vegetation stark eingeschränkt ist, Nahrung oder den Weg nach Hause,
ohne Karte, Kompass oder Smartphone? Forscher des Max-Planck-Instituts
für evolutionäre Anthropologie in Leipzig zeigen, dass die im
Regenwald in der Republik Kongo lebenden Mbendjele BaYaka mit hoher
Genauigkeit auf weit entfernte und nicht in Sichtweite liegende Ziele
deuten können. Die Treffsicherheit war bei Männern und Frauen
gleichermaßen gut; die Leistung der Kinder verbesserte sich, wenn die
Sonne am Himmel deutlich sichtbar war.

Zu wissen,in welche Richtung man gehen muss, um eine Nahrungsquelle
oder sein Zuhause zu erreichen, ist für viele Tierarten und auch den
Menschen wichtig. Gerade für Jäger und Sammler, die täglich weite
Strecken durch den Regenwald zurücklegen, ist eine gute Orientierung
unentbehrlich. Haneul Jang und Kollegen vom Max-Planck-Institut für
evolutionäre Anthropologie haben nun untersucht, wie sich die
Mbendjele BaYaka in der Republik Kongo im dichten Regenwald
orientieren. Zu diesem Zweck haben die Forscher mehr als 600 Tests an
mehr als 60 verschiedenen Regenwaldstandorten (einschließlich des
Camps) durchgeführt. Insgesamt nahmen 54 Mbendjele BaYaka Männer,
Frauen und Kinder im Alter zwischen sechs und 76 Jahren an den Tests
teil, in denen sie die Richtung zu einem nicht in Sichtweite liegendem
Ziel per Zeigegeste weisen sollten.

Keine Unterschiede zwischen Männern und Frauen

Der Test ergab, dass die Mbendjele BaYaka mit einer hohen Genauigkeit
die Richtung hin zu entfernten und außer Sichtweite liegenden
Zielorten weisen können. Dabei war die Zielgenauigkeit bei Frauen
genauso gut wie bei Männern. "Das überrascht nicht und könnte darin
begründet sein, dass bei den Mbendjele BaYaka Männer und Frauen
gleichgestellt sind. Mbendjele-Frauen entfernen sich, wenn sie auf
Fischfang oder auf die Jagd gehen, genauso weit vom Camp in den Wald
hinein wie die Männer", sagt Jang, die Erstautorin der Studie. "Unsere
Ergebnisse stimmen mit früheren Studien überein, die hinsichtlich der
Orientierungsfähigkeit in Jäger-Sammler-Gesellschaften, in denen sich
beide Geschlechter im Rahmen ihrer Tagesaufgaben aktiv vom Wohnort
wegbewegen, keine geschlechtsspezifischen Unterschiede feststellen
konnten", ergänzt Jang. "Andere Studien zu Menschen aus verschiedenen
Kulturen deuten zudem darauf hin, dass geschlechtsspezifische
Unterschiede bei der Orientierungsfähigkeit tatsächlich auf
geschlechtsspezifische Mobilität zurückgeführt werden können."

"In unserer Gesellschaft arbeiten Frauen teils häufiger zu Hause oder
in der Nähe ihres Wohnorts als Männer. Bei den Mbendjele BaYaka
hingegen entfernen sich beide Geschlechter genauso weit von ihrem
Zuhause. Es ist daher auch nicht verwunderlich, dass die Frauen bei
Orientierungsaufgaben genauso gut abschneiden", sagt Karline Janmaat,
die die Studie betreute. "Die Ergebnisse unserer Studie zeigen auch,
wie wichtig Erfahrung für unsere kognitive Entwicklung ist."

Sechsjährige sind in Campnähe so zielsicher wie Erwachsene

Die Studie ergab außerdem, dass Mbendjele BaYaka-Kinder bereits im
Alter von etwa sechs Jahren genauso zielsicher den Weg weisen können
wie Erwachsene, sofern sie sich in der Nähe des Camps befinden.
Darüber hinaus nimmt die Zeigegenauigkeit der Kinder vor allem in
entfernteren und ihnen weniger bekannten Gebieten erheblich zu, wenn
die Sonne am Himmel sichtbar ist. Erwachsene hingegen können auch an
bewölkten Tagen präzise den Weg weisen.

"Im Gegensatz zu den Erwachsenen, die auch an weit entfernten Orten
und bei stark bedecktem Himmel einen sehr guten Orientierungssinn
haben, liegen die Kinder in ihnen weniger bekannten Gebieten, wenn sie
die Sonne nicht sehen können, häufiger falsch. Sehen sie die Sonne
aber, so verbessert sich ihre Leistung erheblich", sagt Jang. "Die
Mbendjele BaYaka leben im Flachland in Tieflandregenwäldern, wo dichte
Vegetation und das Fehlen von Referenzpunkten, wie zum Beispiel einem
Berggipfel, die Orientierung erschweren. In einer solchen Umgebung ist
es von großem Nutzen, schon im Kindesalter zu erlernen, wie man den
Stand der Sonne nutzen kann, um die Himmelsrichtung zu bestimmen."

Den Autoren zufolge belegt die aktuelle Studie erstmals
wissenschaftlich, dass Menschen die Sonne als Kompass nutzen. "Wir
wissen, dass Bienen die Sonne zum Navigieren nutzen.
Überraschenderweise gab es aber bisher noch keinen wissenschaftlichen
Beleg dafür, dass auch Menschen diese Fähigkeit besitzen und Kinder
sie bereits im Alter von sechs Jahren anwenden können", sagt Janmaat.
"Unsere Studie zeigt, dass es noch so viel zu entdecken gibt und dass
dabei Eile geboten ist. Alle im Kongo von Jägern und Sammlern
bewohnten Wälder wurden an ausländische Unternehmen verkauft, sodass
diese Menschen perspektivisch nicht nur Lebensraum und Jagdgefilde,
sondern auch ihre faszinierenden Navigationsfähigkeiten verlieren
könnten."

Originalpublikation:

Haneul Jang, Christophe Boesch, Roger Mundry, Vidrige Kandza, Karline
R. L. Janmaat Sun, age, and test location affect spatial orientation
in human foragers in rainforests Proceedings of the Royal Society B,
24. Juli 2019

http://dx.doi.org/10.1098/rspb.2019.0934

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news719640

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2234
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MELDUNG/174: Klimaschädliches Lachgas - mögliche Lösungen für Landwirtschaft und Politik (KIT)


Karlsruher Institut für Technologie - 29. Juli 2019

Klimaschädliches Lachgas - mögliche Lösungen für Landwirtschaft und
Politik



Lachgas (N2O) ist als Treibhausgas etwa 300-mal so wirksam wie
Kohlendioxid (CO2). Neben dem Ausstoß von CO2 und Methan sind
Lachgasemissionen eine der wichtigsten Ursachen für den Klimawandel
und tragen aktuell etwa sechs Prozent zur Erderwärmung bei.
Verantwortlich dafür ist vor allem der übermäßige Einsatz von
Stickstoffdüngern in der Landwirtschaft. Nur etwa 40 Prozent des heute
weltweit mittels Kunstdünger in die Natur eingebrachten Stickstoffs
wird tatsächlich von Nutzpflanzen aufgenommen.

"Die Beziehung zwischen dem Einsatz von Stickstoff und der Steigerung
von Ernteerträgen ist nicht linear. Es gibt einen optimalen Bereich
für die Düngung. Ein zusätzlicher Eintrag von Stickstoff führt
keinesfalls zu einer größeren Ernte", sagt der Klimaforscher Clemens
Scheer vom Institut für Meteorologie und Klimaforschung -
Atmosphärische Umweltforschung, dem Campus Alpin des Karlsruher
Instituts für Technologie (KIT) in Garmisch-Partenkirchen. Er gehört
einer internationalen Expertengruppe an, die nun mit Unterstützung der
OECD Handlungsempfehlungen für Regierungen und den Agrarsektor
ausgearbeitet hat, um das Stickstoffproblem in den Griff zu bekommen.
Neben der Bildung von klimaschädlichem Lachgas sei ein übermäßiger
Eintrag von Stickstoff nämlich auch für Luftverschmutzung, den
zunehmenden Sauerstoffmangel in Küstengewässern sowie für den Verlust
von Biodiversität durch Überdüngung von Biotopen mitverantwortlich.
"Eine bedarfsorientierte Düngung und neue Technologien wie
stabilisierte Langzeitdünger schonen nicht nur die Umwelt, sondern
können gleichzeitig die Wirtschaftlichkeit erhöhen", so Scheer.

Als weitere Maßnahmen in der Landwirtschaft empfehlen die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler den synthetischen Stickstoff
zumindest teilweise durch Stickstoff aus natürlichen Quellen zu
ersetzen. Beispielsweise durch organische Düngemittel oder durch den
Anbau von stickstofffixierenden Pflanzen wie Hülsenfrüchtlern.
Außerdem könnten eine angemessene Fruchtfolge sowie Zwischenfrüchte
die Bodenqualität verbessern. Schließlich könnten aber auch die
Endverbraucherinnen und -verbraucher durch verantwortungsvollen Konsum
ihren Beitrag leisten, betont Scheer: "Wer den Fleischkonsum
reduziert, kann dazu beitragen, dass weniger Futterpflanzen angebaut
und gedüngt werden müssen. Und wer weniger Lebensmittel wegwirft,
hilft insgesamt, den Bedarf an landwirtschaftlich genutzten Flächen zu
reduzieren."

Mehr Informationen finden Sie unter:

https://mopga.imk-ifu.kit.edu/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.07.2019

Karlsruher Institut für Technologie (KIT)

Presse, Kommunikation und Marketing

Kaiserstraße 12, 76131 Karlsruhe

Telefon: +49 721 608-4 7414, Fax: +49 721 608-4 3658
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INITIATIVE/410: Auszeichnung für grenzüberschreitendes Nationalpark-Jugendlager (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 26. Juli 2019

UN-Dekade zeichnet grenzüberschreitendes Nationalpark-Jugendlager
aus



Lindberg, 26. Juli 2019 - Im Nationalpark Bayerischer Wald wird heute
das Projekt "Deutsch-tschechisch-österreichisches Jugendlager" zum
Projekt der UN-Dekade Biologische Vielfalt ernannt. Die mehrtägigen
Jugendlager werden seit dem Jahr 2000 jährlich im Wechsel von sechs
Nationalparken in der Grenzregion zwischen Deutschland, Tschechien und
Österreich ausgerichtet. Zu den Initiatoren zählen auf deutscher Seite
die Nationalparke Bayerischer Wald und Sächsische Schweiz mit ihren
Nachbarn Böhmerwald (Sumava) und Böhmische Schweiz (Ceske Svycarsko)
auf der tschechischen Seite sowie die Nationalparke Thayatal in
Österreich und Podyjí auf tschechischem Gebiet.

Die Auszeichnung erfolgt im Rahmen des UN-Dekade Sonderwettbewerbs
"Soziale Natur - Natur für alle". Darin werden Projekte ausgezeichnet,
die in vorbildlicher Weise soziales Miteinander und Engagement für die
Biodiversität verknüpfen. Der Titel wird von einer Fachjury vergeben
und kann zwei Jahre lang genutzt werden. Den offiziellen Rahmen für
die Auszeichnung bildet ein Treffen des bayerischen Staatsministers
für Umwelt und Verbraucherschutz Thorsten Glauber mit seinem
tschechischen Kollegen Umweltminister Richard Brabec im Wildniscamp am
Falkenstein.

An den Treffen nehmen fünf bis sieben Jugendliche im Alter von 12 bis
17 Jahren aus jeder Nationalparkregion teil. Im Mittelpunkt der Camps
steht neben dem kulturellen Austausch die gemeinsame
Naturschutzarbeit. Auf Exkursionen erhalten die Jugendlichen
vielfältige Einblicke in die Natur des gastgebenden Nationalparks und
seine Biodiversität. Auch praktische Aktionen sind ein fester
Bestandteil des Programms. So trugen die Teilnehmenden des
letztjährigen Jugendlagers im Nationalpark Bayerischer Wald zur
Wiedervernässung von Hochmoorstandorten bei indem sie
Entwässerungsgräben verfüllten und Flächen mit Torfmoos impften. Das
nächste Jugendlager findet 2020 in der Sächsischen Schweiz statt.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt 

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Nationalparkverwaltung Bayerischer Wald

Zwieslerwaldhaus 2n

94227 Lindberg

www.wildniscamp.de



Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=1875&tx_lnv_pi1%5Baction%5D=show&tx_lnv_pi1%5Bcontroller%5D=Wettbewerb&no_cache=1

 * 

Quelle:

Presseinformation, 26.07.2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. August 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/1119: Neue INSM-Kampagne will die starke Klimaschutzbewegung der Jugend aushebeln (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Neue INSM-Kampagne will die starke Klimaschutzbewegung der 
Jugend aushebeln

Von Hans-Josef Fell, 15. Juli 2019



Die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) [1], eine
einflussreiche Lobbyorganisation, die die Interessen der großen
Konzerne der deutschen Wirtschaft vertritt, hat eine neue Kampagne
gestartet: "Klimaschutz" [2]. Diesmal ist sie klar gegen die
erfolgreichen jugendlichen Klimaproteste gerichtet, um sie einzufangen
und so zu schwächen, dass sie die großen Geschäfte des
fossilen/atomaren Wirtschaftsgefüges nicht ernsthaft gefährden können.

Im Rahmen von Themenkampagnen übernimmt die Initiative neue soziale
Marktwirtschaft Begriffe der Gegenseite ("sozial", "Gerechtigkeit",
"Energiewende", "Klimaschutz"), und sorgt dafür, eine neue Assoziation
zu den Begriffen in ihrem Sinn herbeizuführen. Beim Thema Klimaschutz
heißt das: 2°C Ziel statt 1,5°C Ziel, Ausbremsen schneller, massiver
Klimaschutzmaßnahmen für die Industrie, Verhindern einer CO2-Abgabe,
Erdgas-Offensive, Emissionshandel statt schnellem Kohleausstieg.

INSM-Themenkampagnen werden umgesetzt durch dauerhaftes,
intransparentes, flächendeckendes Platzieren und Erzeugen von
Schlagzeilen in Print, TV, Funk und Internet über einen langen
Zeitraum. Ergänzt wird dies durch Anzeigen- und Plakatkampagnen. Die
Interessenorganisation der großen Konzerne stellt sich nach außen so
dar, dass sie unbedingt Klimaschutz, Energiewende, soziale
Gerechtigkeit etc. will, bewirkt mit ihren Vorschlägen aber immer
genau das Gegenteil dessen, was der jeweilige Begriff ihrer
Themenkampagne ist.

Die Initiative neue soziale Marktwirtschaft ist die
Tochtergesellschaft des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) Köln,
das wiederum von den beiden Industrieverbänden BDI und BDA finanziert
und kontrolliert wird.

Zur Erinnerung:

Die INSM war erfolgreich beteiligt, die politischen Beschlüsse zur
Agenda 2010 oder Einführung der privaten Altersvorsorge vorzubereiten
und hat federführend 2012 die Kampagne gegen die Erneuerbaren Energien
entworfen und geleitet, die dann zu dem massiven Einbruch im Ausbau
aller Erneuerbaren Energien in Deutschland und in der EU führte. Ihr
Auftrag war, die Interessen der fossilen Wirtschaft gegen die schnell
wachsende Konkurrenz der Erneuerbaren Energien und vor allem der
Bürgerenergien zu schützen. 2017 hatte ich in einer 5-teiligen Serie
[3] Details zu den Methoden und Taktiken der INSM in der Anti-EEG
Kampagne aufgezeigt.

Nun zeigt sich auf der Internetseite der INSM der erste Schritt der
neuen Antiklimaschutzkampagne [4]. In 12 "Fakten" ist schön verpackt,
dass der Klimaschutz natürlich notwendig ist und in denen auch das 2°C
Ziel anerkannt wird. Kein Wort dazu, dass der Weltklimarat und viele
andere Klimaforscher längst davor gewarnt haben, dass eine
Erderwärmung um 2°C unerträgliche Folgen für große Teile der
Weltgemeinschaft verursachen wird.

Die Interessen der Industrie werden in den "Fakten" schön verbreitet,
so gilt die Industrie plötzlich als bester Klimaschützer, die
Verfehlung der ohnehin schon völlig unzulänglichen, deutschen
Klimaziele wird bagatellisiert, die Erneuerbaren Energien wie immer
als zu teuer und der Atomausstieg aus Klimaschutzgründen als verfehlt
dargestellt. Natürlich wird der Emissionshandel in den Vordergrund
geschoben, so wie von der fossilen Industrie in den letzten 30 Jahren
auch schon, obwohl der Emissionshandel völlig versagt hat, einen
nennenswerten Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. Alles für den Laien
gut in blendende Zahlen verpackt, so dass diese Argumentation wie
immer ihre Wirkung nicht verfehlen wird und die verantwortungslose
Antiklimaschutzpolitik von Minister Altmaier und Co. stützen wird.

Diesem Aufschlag mit den 12 Fakten zum Klimaschutz auf der
Internetseite werden umfassende Maßnahmen folgen, um der Gesellschaft
einzuhämmern, wie Klimaschutz (aus Sicht der klimazerstörenden
Industrie, die sich nicht ändern will) zu machen sei. So wird dann der
mediale Boden bereitet, damit Union und SPD es in Berlin leicht haben,
die jugendlichen Proteste abzuwehren, weiter keinen Klimaschutz zu
machen und am Besten die Fridays for Future Bewegung so einzubinden,
dass sie geschickt marginalisiert wird.

Tina Ternus, Unterstützerin von Lobbycontrol [5], die schon in
akribischer Kleinarbeit und intensiver Recherchearbeit die
ungeheuerlichen Methoden der INSM 2012 aufdeckte, hat geschildert, wie
sich die INSM-Kampagne aus ihrer Erfahrung wohl weiter entwickeln
wird.

Lesen Sie den Warnruf von Tina Ternus und wie sie mit ihrer langen
detailreichen Erfahrung eine mögliche weitere Entwicklung der neuen
Antiklimaschutzkampagne der INSM einschätzt. Ihre Einschätzung folgt
aus der genauen Beobachtung mehrerer zurückliegender INSM-Kampagnen:

PHASE 1 (findet schon statt): Betonen des gewünschten Dialogs, Inhalte
der Gegenseite werden noch weitgehend neutral wiedergeben und
ausgesuchte Personen (z.B. Luisa Neubauer) zunächst noch mit
eingebunden [6], gleichzeitiges Säen erster Zweifel plus am Rande das
Diskreditieren ausgesuchter Akteure (Rezo und YouTuber) [7]. Ängste
schüren in der Bevölkerung bspw. über explodierende Kosten [8] (in der
BILD mit gleichzeitiger Abstimmungsmöglichkeit).

PHASE 2: Langsam die öffentliche Meinung Stück für Stück in die eigene
Richtung drehen: Zweifel [9] verstärken über "prominente Köpfe" der
INSM und den Wirtschaftsrat der CDU [10]. Dafür sorgen, dass mehr und
mehr nur noch Argumente und Vorschläge der INSM medial aufgegriffen
werden. Empörung schüren über explodierende Benzinpreise und
Bezahlbarkeit. Artikel wie: "10 Gründe gegen eine CO2 Abgabe", "die 12
Irrtümer der Jugend", "Warum eine CO2-Abgabe, schnelle Energiewende &
Elektromobilität scheitern wird" mehren sich. Expertenrunden und
aggressiver werdende Hetze ("10 Mythen der Klimajünger") platzieren
den INSM-Standpunkt ("Augenmaß" beim Klimaschutz zum Schutz der
betroffenen Industrie) als alleinige Wahrheit. Vorstellen der
INSM-Agenda für Klimaschutz durch wirtschaftsnahe Professoren. Ggf.
kommt auch wieder Atomenergie ins Spiel, Hans Werner Sinn als
"prominenter Kopf" der INSM argumentiert bereits in diese Richtung.

PHASE 3: Über einen Zeitraum von 2-4 Wochen zeitlich versetzt
geschaltete INSM-Anzeigenmotive mit griffigen Slogans und bunten
Bildchen in FAZ, WELT, Handelsblatt, WiWo, aber auch Süddeutsche,
begleitet von Artikeln in den jeweiligen Printmedien, die die Inhalte
der Anzeigenmotive wiedergeben. Tagungen und Veranstaltungen der INSM
in Kooperation mit Handelsblatt, WELT o. WiWo, evtl. Plakataktion an
Bahnhöfen und Bushaltestellen.

PHASE 4: Fast täglich gibt es neue Experten der Wirtschaftsinstitute,
die die "12 INSM-Fakten" deckungsgleich wiedergeben, auf die
INSM-Agenda drängen und je eine Schlagzeile generieren. Es ballert
Studien und Meinungsumfragen, der Ton wird aggressiver ("emotional
gesteuerte Klima-Hysterie"), Hetze gegen Akteure für CO2-Abgabe oder
Energiewendler. Die Kids selbst werden wahrscheinlich nicht so
aggressiv angegangen werden (Welpenschutz), aber kleingeredet, jovial
belächelt, nicht ernst genommen werden. Gleichzeitig intensive
Bemühungen der INSM, den ausgesuchten Politikern von CDU, SPD, FDP,
(evtl. auch ausgesuchte GRÜNE?) den INSM-Lösungsvorschlag als
Gesetzesvorlage schmackhaft zu machen.

PHASE 5: Experten, Studien, Meinungsumfragen in Print, TV, Talkshows
nehmen inflationäre Ausmaße an, aggressives Bashing der Gegenseite,
Wirtschaftsrat der CDU mit Vizepräsident Friedrich Merz [11] stellt
klare Forderungen, Formulierung Papiere, wie eine (Ausbrems-)Agenda
2030 des nächsten Jahrzehnts zum Klimaschutz aussehen kann.

PHASE 6: Die von der INSM eingebundenen Politiker von CDU, SPD, FDP
(ggf. auch vereinzelte Grüne?) überzeugen weitere Parteikollegen.

PHASE 7: Wirtschaftsminister Altmaier bzw. das Kabinett formuliert ein
Gesetz zur Klima-Agenda 2030, das zu über 90% den INSM-Forderungen
bzw. denen der von Klimaschutzmaßnahmen besonders betroffenen
Industrien entspricht.

PHASE 8: Trotz Protesten in der Bevölkerung, Debatten in Bundestag und
Bundesrat wird der Kabinettsvorschlag mit nur leichten Veränderungen
von der GroKo abgenickt.


Was ist zu tun, um die Macht der INSM-Kampagnen zu
brechen?

1. Es muss transparent und öffentlichkeitswirksam offengelegt werden,
welche Akteure und, damit verbunden, welche Interessen hinter der INSM
stecken. Die gezielte Kampagne gegen schnellen und wirksamen
Klimaschutz muss als solche wahrgenommen und kritisch beobachtet
werden.

2. Die deutsche Medienlandschaft muss sich differenzierter gegenüber
solchen politischen Kampagnen positionieren und nicht, wie so oft,
unhinterfragt wiedergeben, was Industrieverbände und die INSM ihr
vorlegt.

3. Alle, die für echten und schnellen Klimaschutz kämpfen und wissen,
dass dies nicht nur absolut dringend und notwendig, sondern auch
technologisch möglich und wirtschaftlich sinnvoll ist, müssen genau
diese Botschaften weiterhin in die öffentliche und politische Debatte
einbringen.

4. Es muss endlich eine Aufklärungskampagne der Regierung für die
wirklichen Klimaschutzmaßnahmen geben: 100% Erneuerbare Energien, 100%
Biolandwirtschaft u.v.m.

Leider hat die Gesellschaft dabei bisher versagt, der INSM-Kampagne
und damit den fossil/atomaren Wirtschaftsinteressen etwas entgegen zu
setzen. Es wird Zeit, dass alle aktiv werden und nicht nur auf das
Durchhaltevermögen von Fridays for Future hoffen. Diese alleine werden
es nicht schaffen, den geballten, geldschweren
Antiklimaschutzkampagnen der fossilen/atomaren Wirtschaft erfolgreich
Widerstand zu leisten.


Über den Autor

Hans-Josef Fell ist Präsident der Energy Watch Group [12], einem
internationalen Netzwerk von Wissenschaftlern und Parlamentariern zur
Untersuchung der Verfügbarkeit und Verknappung fossiler und atomarer
Energieressourcen und sowie der Ausbaumöglichkeiten erneuerbarer
Energien. Von 1998 bis 2013 war er Mitglied des Deutschen Bundestages
und schon zu dieser Zeit setzte er sich für 100% Erneuerbare Energien
ein. Für sein Engagement erhielt er zahlreiche Preise, darunter den
Nuclear-Free Future Award der internationalen Anti-Atom-Bewegung. Mehr
Infos gibt es auf seiner Webseite Hans-Josef Fell - 100% Erneuerbare
Energien! Auf alle Felle! [13]

Weiterer Artikel zum Thema: Industrielobby nimmt die
Klimaschutzbewegung ins Visier 

https://www.energiezukunft.eu/wirtschaft/industrielobby-nimmt-die-klimaschutzbewegung-ins-visier/

Erstveröffentlichung:

https://hans-josef-fell.de/neue-insm-kampagne-will-die-starke-klimaschutzbewegung-der-jugend-aushebeln


Anmerkungen:

[1] https://lobbypedia.de/wiki/Initiative_Neue_Soziale_Marktwirtschaft

[2] http://www.insm.de/

[3] https://hans-josef-fell.de/der-insm-auftrag-wirkt

[4] https://www.insm.de/insm/themen/soziale-marktwirtschaft/12-fakten-zur-klimapolitik.html

[5] https://www.lobbycontrol.de/

[6] https://www.welt.de/wirtschaft/article196338525/Luisa-Neubauer-von-Fridays-for-Future-Bei-der-Klimakrise-kann-man-nicht-weit-genug-gehen.html

[7] https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/trotz-klimaschutz-aufruf-rezos-youtuber-jetten-um-die-welt-16262703.html

[8] https://www.bild.de/politik/inland/politik-inland/co2-steuer-umweltministerin-schulze-stellt-neue-plaene-vor-63099344.bild.html

[9] https://www.spiegel.de/politik/deutschland/gerhard-schroeder-findet-die-debatte-ums-klima-uebertrieben-a-1276134.html

[10] https://www.welt.de/politik/deutschland/article196143995/Klimaschutz-CDU-Wirtschaftsrat-warnt-vor-Aktionismus.html

[11] https://twitter.com/insm/status/1136981803397312517

[12] http://energywatchgroup.org/

[13] https://hans-josef-fell.de/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. August 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/1118: Sozialverträgliche und innovationsfördernde Sofortmaßnahmen zum Klimaschutz (idw)


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 23.07.2019

Nationalakademie Leopoldina fordert sozialverträgliche und
innovationsfördernde Sofortmaßnahmen zum Klimaschutz



Deutschland und die Weltgemeinschaft haben sich im Pariser
Klimaabkommen 2015 dazu verpflichtet, die menschengemachte globale
Erwärmung der Erde auf weniger als 2°C zu beschränken. Dieses Ziel ist
nur noch zu erreichen, wenn sofort sowohl nationale wie auch
internationale Vereinbarungen eingehalten werden. In der heute
veröffentlichten Ad-hoc-Stellungnahme "Klimaziele 2030: Wege zu einer
nachhaltigen Reduktion der CO2-Emissionen" fordert die Nationale
Akademie der Wissenschaften Leopoldina deshalb einen unmittelbaren
Transformationsschub und beschreibt Sofortmaßnahmen zum Schutz des
Klimas, die schnell sozialverträglich und innovationsfördernd Wirkung
entfalten können.

Die Leopoldina unterstützt die in aktuellen Expertengutachten
enthaltene Forderung nach einem einheitlichen und
sektorenübergreifenden Preis für Treibhausgasemissionen. Der
anfängliche CO2-Preis müsse dabei erheblich höher liegen als der
aktuelle Preis im europäischen Emissionshandel, der momentan bei 25
Euro/t CO2 liegt. Zudem solle der Preis in den kommenden Jahren
schrittweise steigen. Die Politik sei gefordert, die gewählte
CO2-Bepreisung regelmäßig zu überprüfen und bei Bedarf
nachzujustieren. Das Instrument der CO2-Bepreisung müsse als
unverrückbare klimapolitische Strategie erkennbar sein.

In der Stellungnahme wird darauf hingewiesen, dass ein CO2-Preis
alleine jedoch nicht ausreicht, um die Klimaziele 2030 zu erreichen.
Dafür sollten unter anderem die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung
transparent reinvestiert werden in eine kohlenstoffarme Infrastruktur
und Allgemeingüter, in die relative Absenkung des Strompreises und in
den sozialen Ausgleich in Form einer "Klimadividende". Ziel sei es,
Anreize für ein klimaschützendes Wirtschaften und Verhalten zu setzen.
Klimaschützendes Verhalten könne dann sogar zu einem finanziellen
Gewinn für Konsumentinnen und Konsumenten führen, vor allem bei
niedrigeren Einkommensgruppen.

Eine wirksame Bepreisung von CO2 werde einen früheren Kohleausstieg
wahrscheinlicher machen, so die Autorinnen und Autoren der
Stellungnahme. Technisch sei dies in Deutschland möglich, vor allem
gemeinsam mit den europäischen Partnern. Voraussetzungen seien
Investitionen in erneuerbare Energien, in ein modernes Stromnetz und
in Speichertechnologien (Power-to-gas, Batterien, Power-to-liquid). Im
Bereich Verkehr, der rund 20 Prozent der CO2-Emissionen verursacht,
wird in der Stellungnahme eine massive Elektrifizierung empfohlen. Der
öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV), der Schienenfernverkehr und der
Gütertransport auf der Schiene müssten erheblich ausgebaut und
qualitativ verbessert werden. Hinsichtlich privater Pkw sei die
Umstellung auf stark hybridisierte und batterieelektrische Fahrzeuge
ein wirkungsvoller, kurzfristiger Hebel. In den Städten solle dem
ÖPNV, Fahrradverkehr sowie Fußgängerinnen und Fußgängern Priorität
eingeräumt werden. Die Autorinnen und Autoren der Stellungnahme weisen
zudem darauf hin, dass die aktuellen Transportkosten im Güterverkehr
den Umweltverbrauch nicht hinreichend berücksichtigen. Sie empfehlen
den internationalen Flug- und Schiffsverkehr über entsprechende
Abkommen mit einem CO2-Preis zu belegen.

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben zur Beschränkung des
Klimawandels konkrete und rechtlich verbindliche Ziele für 2020 und
2030 vereinbart und für einige Bereiche länderspezifische Zielvorgaben
definiert. Nach heutigem Stand wird Deutschland die Ziele für 2020
nicht erreichen. Die Bundesregierung hat bisher im Klimaschutzplan
2050 verschiedene Maßnahmen vorgesehen und Reduktionsziele für
einzelne Sektoren definiert. Demnach soll der durchschnittliche
CO2-Ausstoß bis spätestens 2030 für alle Sektoren zusammen um
mindestens 55% gegenüber 1990 sinken. Die nationale Klimapolitik
braucht dazu jetzt eine konsequentere, transparentere und zügigere
Umsetzungsstrategie, so die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler.
Sie müsse Bürgerinnen und Bürgern, Städten und ländlichen Regionen
sowie der Wirtschaft insgesamt Planungssicherheit geben und schnell
Weichen stellen, um den immer teureren und ungerechten "Business as
usual-Pfad" zu verlassen und auf den Pfad einer nachhaltigen
Entwicklung zu gelangen. Mit dem derzeitigen Rückenwind aus der
Bevölkerung habe die Politik jetzt die einmalige Chance, die
Herausforderung zu meistern.

"Klimaziele 2030: Wege zu einer nachhaltigen Reduktion der
CO2-Emissionen", Ad-hoc-Stellungnahme der Nationalen Akademie der
Wissenschaften Leopoldina

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leopoldina.org/klimaziele2030

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news719643

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 23.07.2019
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STANDPUNKT/1117: Insektensterben, Bauernsterben & Volksbegehren Artenschutz (BUND RVSO)


BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

An die Medien - 25. Juli 2019

Insektensterben, Bauernsterben & Volksbegehren Artenschutz



Insektensterben

Das Wissenschaftsjournal PLOS ONE veröffentlichte 2017 die Studie
"More than 75 percent decline over 27 years in total flying insect
biomass in protected areas". Diese bestätigt die massive
Insektensausrottung in Deutschland. Zahlreiche ehrenamtliche
Entomologen hatten wissenschaftliche Daten zwischen 1989 und 2015 an
über 60 Standorten gesammelt und die Ergebnisse sind mehr als
erschreckend. Sie müssen auch im Zusammenhang mit dem bedrohlichen
globalen Artensterben gesehen werden.

Bauernsterben

Seit 1949 sind in Baden-Württemberg 75 Prozent der
landwirtschaftlichen Betriebe aus der Land- und Forstwirtschaft
verschwunden. Bundesweit gab es einen Rückgang von 196.568 Betrieben
oder 42 Prozent innerhalb der letzten 17 Jahren. Und mit den kleinen
und mittleren Betrieben sterben auf größer werdenden Äckern auch
Bäume, Hecken, Insekten, Vögel und jede Art von biologischer Vielfalt.
Die Landwirtschaft in Baden-Württemberg konkurriert auf einem
weltweiten Agrarmarkt im Rahmen der Globalisierung und des Freihandels
mit Ländern wie Kanada. Unsere in kleinen Teilen immer noch erfreulich
kleinräumige Landwirtschaft (insbesondere in Südbaden) verkauft
teilweise auf dem gleichen Markt wie die giftdominierte
großindustrielle Landwirtschaft in den USA. Auch in Nord- und
Ostdeutschland dominiert eine politisch gewollte, industrielle, massiv
umweltzerstörende Landwirtschaft. Wir sind auf dem Weg zur großen,
globalen Agrarfabrik mit Gift und Gentechnik und gefährden Mensch und
Natur. Wenn nur noch der Preis und der "freie Markt" zählen, wenn eine
verfehlte EU-Agrarpolitik nur die großindustrielle Landwirtschaft und
Agrarfabriken unterstützt, wenn die Bauernverbände in
Baden-Württemberg diese Zusammenhänge nicht erkennen wollen, dann
haben Insekten, Vögel, Hecken, Grundwasser, aber auch die Mehrzahl der
Landwirte in Baden-Württemberg selbst keine Chancen.

Die Naturschutzbewegung und das Volksbegehren sind nicht die Feinde
der Landwirtschaft, sondern potentiell Verbündete einer
insektenfreundlichen, grundwasserfreundlichen, naturnäheren,
giftärmeren, nachhaltigen und somit auch moderneren und
zukunftsorientierten Landwirtschaft. Wir müssen den Wachstumswahn
brechen und die Globalisierung menschengerecht und nachhaltig
gestalten. Dazu braucht es nicht nur ein Volksbegehren, sondern eine
andere Agrar- und Subventionspolitik als die von CDU, CSU, FDP und der
Europäischen Kommission. Und die Landwirtschaft braucht endlich auch
gute Preise für gute, umweltschonend erzeugte Produkte.

Was jetzt langsam anläuft ist die gut organisierte PR-Kampagne
gegen das Volksbegehren

Das Volksbegehren greift die finanziellen Interessen der großen
Agrochemie-Konzerne massiv an. Es stört den Traum der Politik und der
Konzerne von der ständig wuchernden, großen, globalen Agrarfabrik.
Noch vor wenigen Jahrzehnten wurden solche Konflikte direkt zwischen
Umweltbewegung und Konzernen ausgetragen, doch die PR-Strategien haben
sich geändert. Heute schieben Bayer, Höchst & Co. industriegelenkte
Initiativen, Stiftungen und Kleinbauern vor, um im großen Streit nicht
selber öffentlich in Erscheinung zu treten. Ängste werden geschürt und
einzelne Landwirte und Öko-KritikerInnen des Volksbegehrens gezielt in
die PR-Kampagnen eingebaut. Das Volksbegehren weckt "gut organisierte"
aber auch durchaus nachvollziehbare Sorgen in der von allen Seiten
massiv bedrängten Landwirtschaft. Hier gibt es eine "Bringschuld" der
Initiatoren des Begehrens, diese Sorgen ernst zu nehmen. Die Debatte
um das Volksbegehren sollte genutzt werden um die dringend notwendige
Debatte zwischen Umweltbewegung und Landwirtschaft zu intensivieren,
und nicht um Gräben aufzureißen. Gemeinsam sollten nicht nur auf
Baden-Württemberg schauen. In Brüssel wird über Milliardensubventionen
für die Landwirtschaft entschieden. Mit diesem Geld könnten Bauern und
Bienen gerettet werden.

Axel Mayer, BUND-Geschäftsführer



Mehr Infos:

http://www.bund-rvso.de/rettet-die-bienen-volksbegehren-baden-wuerttemberg.html

http://www.bund-rvso.de/schmetterlingssterben.html
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RESSOURCEN/234: Erdölpipeline Kanada - Geld stinkt nicht ... (SB)




Seit Jahren protestieren Umweltschutzbewegungen gemeinsam mit
Ureinwohnern Kanadas gegen den Bau einer weiteren Erdölpipeline im
Trans Mountain Pipelinesystem und haben erreicht, daß das Projekt
gerichtlich gestoppt wurde. Nun haben sich einige indigene Stämme
bereit erklärt, die Mehrheit an dem Bauvorhaben zu erwerben, so daß
sie später von den Einkünften durch die umstrittene Pipeline
profitieren. Anscheinend setzt sich hier mal wieder die Politik des
Teilens und Herrschens durch.

Der liberale kanadische Premierminister Justin Trudeau hat ein
Problem. Das 6,4 Mrd. Euro teure Trans Mountain Expansion Project
(TMX) kommt nicht von der Stelle. Eigentlich möchte Kanada seine
Erdölexporte weiter hochfahren und im Norden der Provinz Alberta noch
mehr Teersande abbauen. Doch im vergangenen Jahr ist das Unternehmen
Kinder Morgan Canada aus dem geplanten Bau einer weiteren Pipeline,
die zu 70 Prozent parallel zur bestehenden Trans Mountain Pipeline
von Edmonton in Alberta zum Verladehafen Westridge Marine Terminal in
Burnaby bei Vancouver, Provinz British Columbia, laufen soll,
ausgestiegen. Im Mai 2018 hat die kanadische Regierung das Projekt,
das eine Verdreifachung des täglichen Schwerölflusses von 300.000 auf
890.000 Barrel zur ostpazifischen Küste vorsieht, für umgerechnet gut
drei Milliarden Euro übernommen.

Von Burnaby aus würde der fossile Energieträger per Schiff zu den
Märkten in Asien gebracht. Die Gewässer an der ostkanadischen
Pazifikküste gelten allerdings als schwierig zu befahren, und so käme
zu der Gefahr von Umweltverseuchungen entlang der rund 1150 Kilometer
langen Pipeline noch das beträchtliche Risiko eines Unglücks mit
einem Großtanker hinzu. Bei Auslastung beider Pipelines würde die
Bucht nicht mehr von fünf, sondern von 34 Tankern pro Monat befahren.

Am 30. August 2018 hatte das Bundesberufungsgericht Kanadas die
Genehmigungen für den Weiterbau des Trans Mountain
Erweiterungsprojekts widerrufen und das National Energy Board der
Regierung zu einer Neubewertung der Umwelt- und sozialen Folgen
aufgefordert. Im einzelnen wurde bemängelt, daß die First Nations
nicht in die abschließenden Planungen des Baus eingebunden worden
waren, obschon das kanadische Gesetz dies vorsieht, und daß die
Folgen für die in diesen Gewässern lebenden Orcas nicht ausreichend
untersucht wurden.

Ein Jahr darauf, im Juni 2019, hat die Regierung Trudeaus dem Projekt
grünes Licht erteilt. Und wie es aussieht, könnte der
wirtschaftsfreundliche Premierminister, der sich mehr als seine
Vorgänger für die Interessen der First Nations einsetzt und auch in
Sachen Klimaschutz um seinen Ruf besorgt ist - er hat eine
Kohlenstoffsteuer eingeführt -, eine Lösung gefunden haben. Für
Trudeau ist die Erweiterung der Trans Mountain Pipeline eine Frage des
"nationalen Interesses".

Mindestens zwei indigene Zusammenschlüsse wollen die Pipeline
teilweise oder komplett übernehmen. Sollte es dazu kommen, hätte
Trudeau der Kritik an seiner Politik der staatlichen Intervention -
die Verschwendung von Steuergeldern - den Wind aus den Segeln
genommen.

Die Provinz Alberta und die kanadische Bundesregierung sind deshalb
so sehr daran interessiert, die Transportkapazitäten in Richtung
Küste zu verdreifachen, weil bisher fast alles Schweröl in die USA
geht, entweder per Pipeline oder per Bahn. Zu den höheren
Transportkosten auf dem Schienenweg kommt noch der ausgesprochen
niedrige Preis hinzu, den die US-Unternehmen für das kanadische Öl
bezahlen. Deshalb wäre der Seetransport nach Asien nicht nur ein
ökonomischer, sondern auch ein strategischer Gewinn für Kanada,
könnte es doch seine Abhängigkeit von seinem südlichen Nachbarn
verringern.

Mit dem Project Reconciliation (z. Dt.: Versöhnungsprojekt) strebt
eine Initiative der First Nations die Übernahme von 51 Prozent an der
Trans Mountain Pipeline an. Die indigene Option sei wesentlich
weniger provokativ, als wenn ein multinationaler Konzern die Pipeline
kaufe, sagte Ken Coates, Professor für Öffentlichkeitspolitik an der
University of Saskatchewan, gegenüber Reuters. [1]

In den 66 Jahren seit dem Bau einer Pipeline von Alberta nach British
Columbia habe die Nakota Sioux Nation, über deren Land die Strecke
verläuft, keine Vorteile, sondern immer nur Nachteile gehabt, sagte
Tony Alexis, Chief der Nakota Sioux. Nun bestehe die einzigartige
Chance, an der Erdölinfrastruktur zu verdienen. Alexis ist Mitglied
der Iron coalition (z. Dt.: eiserne Koalition), eines weiteren
Zusammenschlusses, der erst in diesem Jahr von indigenen Stämmen
gegründet wurde, um zwischen 50 und 100 Prozent des Pipelinesystems
zu übernehmen. Sämtliche Einkünfte sollen an die Mitglieder der
Koalition verteilt werden.

Am Versöhnungsprojekt und der Eisernen Koalition sind jedoch nicht
alle First Nations, Métis (Mestizen) und Gemeinden, die von den
Umweltauswirkungen der Pipeline betroffen wären, beteiligt. So
erwägen die Tsleil-Waututh, die an der Bucht auf der
gegenüberliegenden Seite des Westridge-Verladeterminals leben, gegen
die Genehmigung der Pipeline zu klagen. Auch andere Stämme wenden
sich gegen die Beteiligungsabsichten einiger Ureinwohner an dem
Pipelinebau. Somit läuft ein tiefer Spalt zwischen den First Nations,
die in den Gebieten leben, die heute zu British Columbia zählen, und
den First Nations in den Alberta zugeordneten Stammesgebieten.

Vom Standpunkt des Umwelt- und Klimaschutzes aus macht es allerdings
keinen Unterschied, ob die Trans Mountain Pipeline von Kinder Morgan,
dem Staat oder der ursprünglichen Bevölkerung betrieben wird. Auch
wenn Trudeau zugesagt hat, den Schutz der Meeressäuger und die
Sicherheit der Seewege zu verbessern, kann er keine Garantie dafür
geben, daß bei einem täglichen Tankerverkehr nicht doch irgendwann
eine Havarie passiert. Noch nicht vergessen sind die verheerenden
Folgen der Ölpest im Prinz-William-Sund an der Küste des weiter
nördlich gelegenen US-Bundesstaats Alaska durch den leckgeschlagenen
Öltanker Exxon Valdez am 24. März 1989. Die Küste bei Vancouver ist
nicht weniger zerklüftet und von Riffen geprägt als die Alaskas.

Wissenschaftlichen Untersuchungen zufolge bleiben der Menschheit
vielleicht nicht einmal mehr zehn Jahre, um einen radikalen
Kurswechsel zu vollziehen und die Treibhausgasemissionen drastisch
zurückzufahren. Eine wesentliche Voraussetzung hierzu wäre, daß die
fossilen Energieträger Kohle, Erdöl und Erdgas gar nicht erst
gefördert werden. Das aus den kanadischen Teersanden gewonnene
Bitumen weist sogar eine besonders schlechte Umwelt- und Klimabilanz
auf. Den Preis für das Beharren nicht nur Kanadas auf der Förderung
von fossilen Energieträgern bezahlen heute schon Menschen, die in
klimatisch weniger vorteilhaften Regionen wohnen und vermehrten
Dürren, Überschwemmungen oder anderen Extremwettererscheinungen
ausgesetzt sind. Die Menschen auf flachen Inseln wie den Marshall
Islands im Pazifik werden absehbar bis Mitte des Jahrhunderts ihre
Heimat verlieren, weil der Meeresspiegel unaufhaltsam steigt.


Fußnote:

[1] https://www.reuters.com/article/us-canada-pipeline-aboriginal/canada-aboriginal-pipe-dream-might-end-trudeaus-trans-mountain-nightmare-idUSKCN1TX2FL

31. Juli 2019
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AKTION/261: Insektensommer 2. Teil - Wie sieht's in Park, Wald, Feld, Teich, Bach, Fluss oder auf der Wiese aus (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 30. Juli 2019

Mitmachaktion Insektensommer startet in zweiten Teil

Vom 2. bis 11. August wieder zählen, was zählt - Auch am Urlaubsort
lohnt es sich, Insekten zu beobachten und zu melden



Hilpoltstein, 31.07.2019 - Das große Krabbeln und Flattern, Teil zwei,
startet: Vom 2. bis zum 11. August ruft der LBV und sein
deutschlandweiter Partner NABU unter dem Motto "Zählen, was zählt" zur
zweiten Aktionswoche der bundesweiten Insektenzählung auf. Die
Sechsbeiner können wieder unter www.lbv.de/insektensommer.de online
gemeldet werden. "Im Hochsommer sind viele der rund 33.000 in
Deutschland heimischen Insektenarten als Imago, also als
ausgewachsenes Tier, unterwegs und leichter zu erkennen", sagt
LBV-Vorsitzender Dr. Norbert Schäffer. Jetzt lässt sich an vielen
Gewässern auch der faszinierende und spielerisch leichte Flug der
Libellen, wie der Blaugrünen Mosaikjungfer, beobachten.

Die farbenfrohe Blaugrüne Mosaikjungfer ist eine der acht Kernarten,
auf die beim zweiten Teil des Insektensommers ganz besonders geachtet
werden soll. "Libellen haben eine atemberaubende Flugtechnik: sie
könne auf 50 Stundenkilometer beschleunigen, in der Luft stehen,
Loopings und sogar rückwärts fliegen", sagt LBV-Insektenexpertin Dr.
Melanie Chisté. Weitere Kernarten sind die Tagfalter Schwalbenschwanz
und Kleiner Fuchs, der Sieben-Punkt-Marienkäfer, die Ackerhummel, die
Holzbiene, das Grüne Heupferd und die Streifenwanze. Melanie Chisté:
"Gemeldet werden sollen aber alle Sechsbeiner, die gesichtet werden -
jedes Insekt zählt!"

Besonders spannend: Bisher hat der Großteil der Teilnehmer am
Insektensommer im Garten gezählt und beobachtet. Wir wollen gerne auch
wissen wie die Insektenwelt an anderen Orten wie zum Beispiel dem
Park, der Wiese, dem Wald, Feld, Teich, Bach oder Fluss, aussieht.
Interessant ist der Insektensommer auch für Teilnehmer, die ihren
Urlaub in Deutschland verbringen. "Am Urlaubsort könnte es andere
Insekten zu entdecken geben als im Garten oder Park zuhause. So kann
auch die enorme Vielfalt dieser Tiergruppe erkundet werden", so die
LBV-Insektenexpertin. "Beim Insektenzählen kann man die Natur am
Ferienort besonders intensiv erkunden - das ist auch eine tolle
Ferienaktivität für Kinder." Gezählt wird eine Stunde lang.

Mitmachaktion Insektensommer

Um mehr Menschen für die Bedürfnisse von Insekten zu sensibilisieren
rufen LBV und NABU seit 2018 zu einer bundesweiten Insektenzählaktion
auf. Vom 2. bis zum 11. August können unter dem Motto "Zählen was
zählt" bei der Citizen-Science-Aktion die Sechsbeiner erneut unter
www.lbv.de/insektensommer.de online gemeldet werden.

Im vergangenen Jahr beteiligten sich bundesweit 18.000 Menschen mit
über 7.300 Beobachtungen. Über 950 Meldungen haben bayerische
Naturfreunde abgegeben. Für den ersten Zählzeitraum im Juni 2019
liegen LBV und NABU über 3.600 Meldungen aus Deutschland und über 450
aus Bayern vor. Die Daten der Zählaktion "Insektensommer" werden in
Zusammenarbeit mit der Plattform www.naturgucker.de erfasst. Die
Ergebnisse werden vom NABU und LBV ausgewertet und zeitnah
veröffentlicht.

Mehr Informationen zur Aktion, eine druckfähige Zählhilfe und häufig
gestellte Fragen zur Aktion: 

www.lbv.de/insektensommer.

Insektensommer für Kinder mit der "Raupe Nimmersatt"

Für alle Kinder bis sechs Jahre lädt dieses Jahr die "Raupe
Nimmersatt" zum Insektensommer ein. Zum 50. Geburtstag des beliebten
Kinderbuchs hat der LBV zusammen mit dem NABU Bildungsmaterial mit
Anleitungen für Kindertageseinrichtungen entwickelt. Alle Materialien
sind als Download verfügbar und lassen sich ganz einfach mit Kindern
umsetzen: www.lbv.de/raupenimmersatt.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 30.07.2019

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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AKTION/260: Jede Biene zählt - Runde zwei des NABU-Insektensommers vom 02. bis 11. August 2019 (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 30. Juli 2019

Jede Biene zählt

Runde zwei des NABU-Insektensommers vom 02. bis 11. August 2019



Jena - Am kommenden Freitag startet die zweite Runde des
Insektensommers. Aus diesem Grund ruft der NABU Thüringer Bürgerinnen
und Bürger zum fleißigen Mitzählen von Insekten auf. Die Naturschützer
möchten mit dieser Aktion mehr über die Insektenwelt in Deutschland
und Thüringen erfahren und auf die enorme Bedeutung der Insekten für
das Ökosystem und uns Menschen aufmerksam machen. Prinzipiell sollen
alle Sechsbeiner gemeldet werden. "Der besondere Fokus liegt jetzt im
August auf den Kernarten Schwalbenschwanz, Kleiner Fuchs, Ackerhummel,
Blaue Holzbiene, Siebenpunkt-Marienkäfer, Streifenwanze, Blaugrüne
Mosaiklibelle und Grünes Heupferd", erklärt Frank Creutzburg vom
Thüringer Entomologenverband, dem NABU-Landesfachausschuss für
Entomologie. Insekten lassen sich auch direkt vor der Haus- oder
Balkontür zählen. Besonders interessant wird es, wenn dort viele
Wildblumen, heimische Sträucher und blühende Kräuter wachsen.




[image: Foto: © Klaus Schmidt]

Die Blaue Holzbiene, gehört zu den Kernarten des Insektensommers im
August. Sie ist mit einer Körperlänge von 23 bis 28 Millimetern die
größte heimische Bienenart. Mit ihrem kompakten blauschwarzen Körper
und den schwarzen, blau schimmernden Flügeln ist sie selbst im Flug
kaum mit anderen Insekten zu verwechseln.

Foto: © Klaus Schmidt



Der Insektenexperte rät, Insekten möglichst an einem sonnigen, warmen,
trocknen und möglichst windstillen Tag zu zählen. Dann hat man die
besten Chancen, möglichst viele Tiere zu entdecken. Gezählt wird eine
Stunde lang. Das Beobachtungsgebiet sollte dabei allerdings nicht
größer als etwa zehn Meter in jede Richtung, ausgehend vom eigenen
Standpunkt, sein.

Hilfe beim Bestimmen und Zählen bietet die NABU-App "Insektenwelt" für
iOS und Android. Mit der fotografischen Erkennungsfunktion können die
Tiere mit dem Smartphone fotografiert und automatisch erkannt werden.
Außerdem bietet die App ausführliche Insektenporträts der 122
bekanntesten Arten, die in Deutschland vorkommen. Und wer mehr über
heimische Insekten wissen will, kann sie mit dem NABU Insektentrainer
kennenlernen. Mit dem Insektentrainer kann jeder sein Wissen über
diese wichtige Tiergruppe erweitern und bekommt Tipps, wie er zu ihrem
Schutz beitragen kann. Nähere Infos unter www.NABU-Thueringen.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 30.07.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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AUSSTELLUNG/490: Erfurt, 6.-30.8. - "Eine Stadt kühlt runter" (idw)


Fachhochschule Erfurt - 24.07.2019

"Eine Stadt kühlt runter"

Vom 6. bis 30. August präsentiert das Forschungsprojekt
"HeatResilientCity" in Erfurt die Ausstellung "Eine Stadt kühlt runter
- Gemeinsam für mehr Lebensqualität im Sommer".



Die Ausstellung zeigt, wie verschiedene Städte erfolgreich und
bürgerorientiert Maßnahmen der Hitzeanpassung angehen und auch
umsetzen. Gleichzeitig werden die Inhalte und Ziele des
Forschungsprojekts am Beispiel der Erfurter Oststadt präsentiert.

Ab August präsentiert das BMBF-Forschungsprojekt "HeatResilientCity",
zu Deutsch "Hitzeangepasste Stadt", drei Wochen lang die Ausstellung
"Eine Stadt kühlt runter - Gemeinsam für mehr Lebensqualität im
Sommer" im Foyer des AZURIT Seniorenzentrums Erfurt. Boris Weikert,
Hausleiter des Seniorenzentrums, lädt am 6. August 2018 ab 15 Uhr
herzlich zur feierlichen Eröffnung ein. Während der
Ausstellungseröffnung stehen zudem die Expertinnen und Experten des
Forschungsprojekts für Fragen zur Verfügung.

Im Fokus der Ausstellung steht, wie verschiedene Städte erfolgreich
und bürgerorientiert Maßnahmen der Hitzeanpassung angehen und auch
umsetzen. Gleichzeitig werden die Inhalte und Ziele von
"HeatResilientCity" am Beispiel der Erfurter Oststadt präsentiert. Die
Ausstellung ist vom 6. bis 30. August wochentags von 8 bis 18 Uhr und
an Wochenenden von 10 bis 14 Uhr in der Theo-Neubauer-Straße 15 zu
besichtigen.

Die zunehmenden Hitzewellen der letzten Sommer haben gezeigt, wie
stark sich Hitze auf unseren Alltag auswirken kann. Bei über 30°C
empfinden die meisten Menschen die Situation in der Innenstadt und auf
unbeschatteten Plätzen als unerträglich. Wege zur Arbeit oder zu
Geschäften werden zur Tortur. Vor allem ältere Bewohner*innen fühlen
sich kraftlos und verlassen kaum mehr das Haus. An erholsamen Schlaf
in tropischen Nächten mit über 20°C ist kaum zu denken.

Hitzeperioden treten immer häufiger und intensiver auf. In der
Ausstellung wird anschaulich erläutert, warum dies vor allem für
Städte eine Herausforderung darstellt und was diese tun, um die
Hitzebelastung zu verringern. Stadtgrün in Form von Parks, Fassaden-
und Dachbegrünung als auch Wasserelemente können beispielsweise
kühlend wirken. Durch Maßnahmen am Gebäude, wie beispielsweise der
Installation von Verschattungssystemen, kann die Hitze besser aus der
Wohnung gehalten werden. Aber auch eine Veränderung des eigenen
Verhaltens hilft, mit einem Hitzesommer besser umzugehen. Aktivitäten
auf den frühen Morgen oder die späten Abendstunden zu verlegen sowie
ausreichendes Trinken beugt gesundheitlichen Gefährdungen vor.

Bei allen vorgestellten Projekten steht die Beteiligung der
betroffenen Menschen im Mittelpunkt. Durch Workshops,
Nachbarschaftsprojekte, Schüleraktionen, ehrenamtliches Engagement
sowie Kooperationen mit lokalen Unternehmen leisteten Bürgerinnen und
Bürger wertvolle Beiträge zur Hitzeanpassung.

Mithilfe der Ausstellung möchte das Team von "HeatResilientCity" über
die Thematik Hitze informieren, aber auch Bürger*innen begeistern und
Engagement in Erfurt fördern. Die Ausstellung wurde vom Institut für
Stadtforschung, Planung und Kommunikation (ISP) der Fachhochschule
Erfurt konzipiert und gestaltet.

Weitere Informationen zum Forschungsprojekt finden Sie unter

http://heatresilientcity.de

Hintergrund

Das Projekt "HeatResilientCity" (Hitzeresiliente Stadt- und
Quartiersentwicklung in Großstädten am Beispiel von Dresden und
Erfurt) ist bereits seit 2017 aktiv. Das Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF) fördert das Projekt als Vorhaben der
"Leitinitiative Zukunftsstadt" im Themenbereich "Klimaresilienz durch
Handeln in Stadt und Region". Für die Laufzeit bis Herbst 2020
erhalten die Projektpartner insgesamt rund 2,5 Millionen Euro.
Wissenschaftliche Partner sind das Leibniz-Institut für ökologische
Raumentwicklung Dresden, das Institut für Stadtforschung, Planung und
Kommunikation der Fachhochschule Erfurt (ISP), das Institut für
Hydrologie und Meteorologie der Technischen Universität Dresden und
die Hochschule für Technik und Wirtschaft Dresden. Praxispartner sind
das Umwelt- und Naturschutzamt der Landeshauptstadt Erfurt, das
Umweltamt der Landeshauptstadt Dresden sowie die
Eisenbahner-Wohnungsbaugenossenschaft Dresden.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news719733

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution252

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule Erfurt - 24.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3382: Berlin, 30.8. - Public Debate zur Nachhaltigkeit. Wie kommen wir vom Wissen zum Handeln?


Humboldt-Universität zu Berlin - 24.07.2019

Public Debate zur Nachhaltigkeit: Wie kommen wir vom Wissen zum
Handeln?

Die öffentlichte Debatte der Kosmos-Konferenz diskutiert die
Erreichung der "Sustainable Development Goals".



Konsequenter Natur- und Artenschutz, Kohleausstieg, Mobilitätswende,
fleischärmere Ernährung - viele Maßnahmen zur nachhaltigen Entwicklung
werden diskutiert, zu wenige, zu langsam und von zu wenigen auch
umgesetzt. Eine öffentliche Debatte der Humboldt-Universität zu Berlin
(HU) im Rahmen des Humboldt-Jahres diskutiert am Freitag, 30.08.2019,
wie wir vom Wissen zum Handeln kommen.

Zu der Debatte sind sowohl Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
als auch Bürgerinnen und Bürger aufgerufen. Vorab findet ein "Citizen
Scientist Speed Dating" statt. Die Teilnahme an der "Public Debate"
und dem "Citizen Scientist Speed Dating" ist kostenlos und steht jedem
offen. Aus Platzgründen ist eine Anmeldung erforderlich. Die
Veranstaltungssprache ist Englisch.

Citizen Scientist Speed Dating

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben Strategien erarbeitet,
wie der Wandel zur Nachhaltigkeit erreicht werden kann. In einem
"Citizen Scientist Speed Dating" diskutieren sie an 17 Tischen, jedes
einem der 17 Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDG) der Vereinten
Nationen gewidmet, ihre Lösungsansätze mit den Bürgerinnen und
Bürgern.

Public Debate: From Knowledge to Action

Im zweiten Teil der Veranstaltung begegnen sich Wissenschaft und
Politik auf dem Podium. Mit dabei sind unter anderen die
Bundesministerin a.D. Edelgard Bulmahn, der Direktor des
Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung Ottmar Edenhofer, der
Sprecher von Fridays for Future Sebastian Grieme, die Direktorin des
Climate Sevice Center Germany Daniela Jacob und die die
Geschäftsführerin des Collective Leadership Institute Petra Kuenkel.
Das Publikum ist eingeladen, mitzudiskutieren.

"Die Kluft zwischen Wissen und Handeln ist leider beunruhigend groß",
so der Organisator der Veranstaltung Prof. Christoph Schneider von der
HU. "Obwohl das Wissen um die menschengemachte Veränderung des
Erdsystems weit verbreitet ist, hapert es an konsequentem persönlichem
und staatlichem Handeln für das entscheidende Mehr an Nachhaltigkeit.
Es wirkt, als überließen immer noch zu viele die nötigen Anstrengungen
für die Transformation zur Nachhaltigkeit lieber kommenden
Generationen."

Die Veranstaltung bildet den Schlusspunkt der Kosmos-Konferenz
"Navigating the Sustainability Transformation in the 21st Century",
die vom 28. - 30. August 2019 im Rahmen der Feierlichkeiten der
Humboldt-Universität zu Berlin zum 250. Geburtstag Alexander von
Humboldts stattfindet.

Die Veranstaltung wird vom Geographischen Institut und dem IRI THESys
organisiert.

Termin

Kosmos-Konferenz

Citizen Science Speed Dating und Public Debate

Freitag, 30.08.2019, 18:00 - 20:30 Uhr

Humboldt-Universität zu Berlin,

Foyer und Fritz-Reuter-Saal,

Dorotheenstraße 24, 10117 Berlin

Mit:

• Edelgard Bulmahn, Bundesministerin a.D. für Bildung und
Forschung

• Prof. Ottmar Edenhofer, Direktor und Chefökonom des
Potsdam-Instituts für
Klimafolgenforschung und Direktor des Director of the Mercator
Research
Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)

• Sebastian Grieme, Sprecher von "Fridays for Future"

• Prof. Dr. Daniela Jacob, Direktorin des Climate Service Center
Germany
(GERICS)

• Dr. Petra Kuenkel, Gründerin und Geschäftsführerin des
Collective
Leadership Institute und Mitglied des Club of Rome

Moderation: Martin Kloss

Der Eintritt ist frei, Anmeldung erforderlich unter

https://hu.berlin/festwoche250

Die Veranstaltung findet in englischer Sprache statt.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://hu.berlin/festwoche250

https://hu.berlin/avh250

https://hu.berlin/kosmoskonferenz

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news719704

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin - 24.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3381: Viel Leben mit wenig Sauerstoff - Warnemünder Abend über Forschung im Benguela Auftriebsgebiet, 1.8.


Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 29.07.2019

Viel
Leben mit wenig Sauerstoff - Forschung im Benguela Auftriebsgebiet

Ankündigung des nächsten "Warnemünder Abends" am 1. August 2019 am
Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde (IOW)



Physiker und Ozeanograph Dr. Martin Schmidt vom Leibniz-Institut für
Ostseeforschung Warnemünde (IOW) nimmt sein Publikum mit auf eine
Forschungsreise in ein sehr spezielles Meeresgebiet: die Atlantikküste
des südlichen Afrikas.

Beginn ist 18:30 Uhr, der Eintritt ist frei.

Das Benguela Auftriebsgebiet ist ein besonderes Gebiet der Weltozeane.
Es erstreckt sich vom südlichen Angola entlang der Küste Namibias bis
vor die Atlantikküste Südafrikas. Auf Satellitenbildern ist zu
erkennen, dass es im Vergleich zu benachbarten Seegebieten eine
wesentlich niedrigere Meeresoberflächentemperatur hat. Dies ist
charakteristisch für ein Auftriebsgebiet in der Passatwindzone, bei
dem windbedingt Strömungen entstehen, die kühles Wasser aus tieferen
Ozeanschichten nach oben transportieren und so in Kontakt mit der
Atmosphäre bringen. Das Auftriebsgebiet ist somit ein wichtiges
Element des globalen Wärmehaushalts und trägt zum Austausch
klimabestimmender Gase wie Kohlendioxid oder Methan zwischen Ozean und
Atmosphäre bei.

Außerdem bringt das Tiefenwasser hohe Konzentrationen an
Pflanzennährstoffen in das lichtdurchflutete Oberflächenwasser, so
dass dort besonders viel Phytoplankton wachsen kann und die
Nahrungsgrundlage für ein reichhaltiges Ökosystem schafft, das nicht
zuletzt Fischereiflotten aus aller Welt anzieht. Das Benguela
Auftriebsgebiet ist aber auch eine sogenannte Sauerstoffminimumzone,
die sehr spezielle Lebensformen mit alternativen Stoffwechseltypen zur
Energiegewinnung beherbergt. Als ein deutscher Beitrag zur
internationalen Klimaforschung wurden von Wissenschaftlern des IOW
mehrere Forschungsreisen in das Benguela Auftriebsgebiet unternommen.
Martin Schmidt wird über die interdisziplinäre Arbeit an Bord der
Forschungsschiffe und die gewonnenen Erkenntnisse aus diesem
spannenden Meeresgebiet berichten.

Veranstaltungsort ist der große Saal des IOW, Seestraße 15, in
Warnemünde. Diesen erreichen Sie über den Haupteingang des Instituts
am Kurpark. Beginn ist 18:30 Uhr, der Eintritt ist frei. Wir wünschen
einen spannenden Abend mit vielen anregenden Diskussionen!

Das IOW ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, zu der zurzeit 95
Forschungsinstitute und wissenschaftliche Infrastruktureinrichtungen
für die Forschung gehören. Die Ausrichtung der Leibniz-Institute
reicht von den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die
Wirtschafts-, Sozial- und Raumwissenschaften bis hin zu den
Geisteswissenschaften. Bund und Länder fördern die Institute
gemeinsam. Insgesamt beschäftigen die Leibniz-Institute etwa 19.100
MitarbeiterInnen, davon sind ca. 9.900 WissenschaftlerInnen. Der
Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Mrd. Euro. 

www.leibniz-gemeinschaft.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news719929

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution480

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 29.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TOUR/566: Münster - Führung durch die Hauptkläranlage Coerde am 7.8.2019


Stadt Münster - Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Juli 2019

Wissenswertes von der Hauptkläranlage Coerde



Münster (SMS) Durch den Abfluss, aus dem Sinn? Wer wissen möchte,
wohin das Wasser aus Dusche, Toilette, Spülbecken oder Waschmaschine
fließt, der ist bei den Fachleuten der Hauptkläranlage in Coerde an
der richtigen Adresse. Sie erklären Kindern (mit Begleitperson) und
Erwachsenen bei einer rund einstündigen Führung am Mittwoch, 7.
August, wie aus der schmutzigen Brühe klares Wasser wird. Anmeldung
bis um 12 Uhr am Tag der Führung unter Tel. 02 51/4 92 - 69 69
(maximal 20 Personen). Treffpunkt ist um 14 Uhr am Eingang der
Hauptkläranlage, Zum Heidehof 72. Zur erreichen auch mit den Buslinien
6 oder 8, Haltestelle Dachsleite. Dann noch circa 20 Minuten Fußweg.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Juli 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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BEGEGNUNG/1913: Hanau - Erzählcafe mit Reisebericht über den Amazonas am 5.8.2019


Stadt Hanau

Erzählcafe mit Reisebericht über den Amazonas



Auf einen spannenden Reisebericht über das Amazonas-Gebiet können sich
die Gäste des nächsten Erzählcafés Nordwest am Montag, 5. August,
freuen. Elke Reinstorf wird im Mehrgenerationenhaus Fallbach
(Reichenberger Straße 59) mit ihrem Reisebericht und ihren Bildern für
einen abwechslungsreichen Nachmittag sorgen.

Das Erzählcafé beginnt um 15 Uhr und endet gegen 16.30 Uhr. Das
ehrenamtliche Team hält erfrischende, alkoholfreie Getränke und Gebäck
bereit. Platzreservierungen werden telefonisch unter der Rufnummer
06181 6686785 im MGH angenommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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FESTE/2560: Hanau - Weinfest vom 8. bis 11. August 2019


Stadt Hanau

Hanauer Weinfest - Live-Musik und edle Tropfen im Schlossgarten



Feines Kunsthandwerk, Live-Musik und edle Tropfen gibt es am zweiten
Augustwochenende wieder im Schlossgarten am Congress Park Hanau. Unter
den Kronen uralter Bäume kredenzen fränkische Winzer vom Donnerstag,
8. August, bis Sonntag, 11. August, Weine bester Qualität.

Im Rahmen des Weinfestes sorgen drei Mitglieder der fränkischen
Winzervereinigung "Frank&Frei", Artur Steinmann aus Sommerhausen, Dr.
Heigel aus Zeil am Main und Michael Fröhlich aus Escherndorf, mit
ihren erlesenen Weinen für ein besonderes Geschmackserlebnis. Zum
guten Wein gibt es auch verschiedene Leckereien wie Flammkuchen,
Kartoffellocken und Gegrilltes sowie süße Versuchungen. Ein
vielfältiges Begleitprogramm mit Live-Musik sorgt - bei freiem
Eintritt - für die passende musikalische Untermalung: Swing und Jazz,
Rock- und Pop sowie Soulmusik, Schlager und Seemannslieder werden von
verschiedenen Bands und Interpreten auf der Bühne dargeboten.

Am Donnerstagabend um 19.45 Uhr eröffnen Oberbürgermeister Claus
Kaminsky und Artur Steinmann, Präsident des fränkischen
Weinbauverbandes sowie die fränkische Weinkönigin Carolin Meyer das
Weinfest.

Programm:

DONNERSTAG, 8. August

19.45 Uhr - Offizielle Eröffnung des Weinfestes mit Oberbürgermeister
Claus Kaminsky und Artur Steinmann, Präsident des fränkischen
Weinbauverbandes und der fränkischen Weinkönigin Caroline Meyer

20.00 Uhr The Colours feat. Smiley Garfield - Soul, Oldies, Disco

FREITAG, 9. AUGUST

18.00 Uhr Männerchor 1925 Frohsinn e.V.

20.00 Uhr Hey Kölle - Partyband

SAMSTAG, 10. AUGUST

15.30 Uhr Seemannschor Ahoi - Gesangsverein 1846 Sumser e.V.

17.00 Uhr Blasorchester Rodenbach

20.00 Uhr Die Schwiegersöhne - Schlager und Volksmusik

SONNTAG, 11. AUGUST


11.00 Uhr Sugar Foot Stompers - Jazz-Frühschoppen


15.00 Uhr Stadtkapelle Hanau- Unterhaltungsmusik

Weitere Infos: www.weinfest.hanau.de und www.maerkte.hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TOUR/7479: Leer - Theaterführung "Graf Carl Georg von Wedel - Suscipere et finiere!" am 7. August


Zeitreisen auf Schloss Evenburg

7. August: Graf Carl Georg von Wedel - "Suscipere et finiere!"



Das Schloss Evenburg bietet am Mittwoch, 7. August, ab 16 Uhr eine
Theaterführung mit dem Grafen Carl Georg von Wedel an. 1860 erbt der
junge Graf Carl Georg von Wedel ein marodes Bauwerk mit umliegenden
Ländereien. Als neuer Majoratsherr stellt er sich der Herausforderung,
krempelt die Ärmel hoch und errichtet mit einem neuen, hochmodernen
Schloss seiner Familie einen würdigen Stammsitz.

Die Gäste begleiten den tatkräftigen Grafen und erleben hautnah, wie
in knapp 20 Jahren unter seinen Händen ein florierender Besitz mit
Handelsgärtnerei, Imkerei und Forstwirtschaft entsteht, wie Loga es
noch nicht gesehen hat.

Der Eintritt kostet zehn Euro. Kinder bis 17 Jahre haben freien
Eintritt. Eine Anmeldung ist im Schloss unter Telefon 0491 9975-6000
erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Juli 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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